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der mit diesem Heft beginnende Abschnitt „Deutsche Außen- 
politik“ nimmt diesmal ein wenig mehr Raum ein, als ihm für die 
fol olgenden Hefte zugedacht ist. Aber es war notwendig, so grund- 
itzlich und in solch klarer Weise, wie es Hans Zehrer, der Außen- 
politiker der Vossischen Zeitung, tut, zu fragen: „Ist eine deutsche 
Außenpolitik überhaupt möglich ?* 
Und es war gleichzeitig nötig. in diesem ersten Heft zu zeigen, wo 
er Aufgabenbereich unserer nächsten außenpolitischen Schritte 
legt und wie er sich abzeichnet. Dr. K. C. von Loesch, der Vor- 
sitzende des Deutschen Schutzbundes und Führer in allen Fragen, 
a deutsche Minderheiten in Europa betreffen, legt den Finger auf 
große brennende Wunde unseres Erdteils, wenn er vom „Kampf 
e das Recht im Osten“ spricht. 


En außerordentlich anregende Verbindung reiner Wissenschaft mit 
praktischer Politik ist die geopolitische Ausdeutung einiger Probleme 
der europäischen Politik, die der frühere ungarische Ministerpräsident, 
jerzige Professor der Geographie Paul Graf Teleki, Budapest, bietet, 
der unseren Lesern als Mitarbeiter bereits bekannt ist. 


Im Inneren Arabiens und in der unmittelbaren Nähe Ibn Sauds lebt 
seit Jahren Leopold Weiß. Im deutschen Sprachbereich sind die geo- 

Olitischen Verhältnisse Arabiens, die sich so vielfach in der Orient- 
‚politik Englands auswirken, noch kaum je aus so eingehender Landes- 
kenntnis und so ausführlich behandelt worden. Wir bringen in 
diesem Heft als ersten Teil den Rückblick auf die Ereignisse der 
letzten Jahrzehnte, während im Februarheft die aktuellen Fragen 
angeschnitten werden. 


Dem Wunsch unserer Leser nach längeren und grundlegenden 
Aufsätzen entspricht auch die sehr reizvolle Arbeit von Manfred 
Langhans-Ratzeburg: „Das japanische Reich, geojuristisch betrachtet“, 
von der wir den ersten Teil in das Januarheft aufnahmen. Wir glauben, 
438 nicht nur die Juristen unter unseren Lesern von diesen Aus- 
führungen gefesselt werden. 


Der Verlag ist dank des erfreulichen Anwachsens der Bezieherzahl 
im Jahre 1929 in der Lage, die Mittel zu einer weiteren Ausstat- 
tung der einzelnen Aufsätze mit Karten zur Verfügung zu stellen, 
Wir haben damit in diesem Heft begonnen und entsprechen so einem 
Wielfach geäußerten Wunsch unserer Leserschaft. Als Gegenleistung 
Bitter auch die Schriftleitung Sie, durch Werbung weiterer Bezieher 
die Möglichkeit eines weiteren Ausbaus zu schaffen. 


Die Schriftleitung 
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ERICH OBsT: 
Berichterstattung aus Europa und Afrika 


, Noch ist der Youngplan nicht eigentlich in Kraft getreten, und schon zeigt 
sich, daß auch dieses Maß von Tributzahlungen unsere Kräfte übersteigt, sofern 
wir in unserer Finanzgebahrung nicht gründlich und radikal Wandel schaffen 
und die vielberedete Verwaltungsreform nicht endlich zur Tat werden lassen. Der 
Konflikt zwischen dem Reichsbankpräsidenten Schacht und dem 
Reichsfinanzministerium hat zunächst zu einem Sturz des Finanzministers 
Hilferding und seines Staatssekretärs Popitz geführt; viele geben sich der Hoff- 
nung hin, nun werde sich alles, alles zum Guten wenden. Wir teilen diesen Opti- 
mismus keineswegs, denn auch der neue Finanzminister wird für 1930 keine 
Senkung der Steuern, sondern deren Steigerung und zugleich eine weitere Er- 
höhung der sozialen Lasten aussprechen müssen. Damit bleibt es auch im neuen 
Jahr bei jener Hemmung der deutschen Konkurrenzfähigkeit, die durch die 
national-egoistische Zollpolitik der europäischen und überseeischen Staaten voll- 
ends verstärkt wird. Wie wir uns unter diesen Umständen durch Exportsteigerung 
gesund machen und die nach wie vor phantastisch hohen Reparationssummen 
aufbringen sollen, wird auch Herr Schacht kaum angeben können. Der Fluch 
von Versailles wird Herrn Clemenceau leider überleben. Automatisch müssen die 
schändliche Lüge von der Alleinkriegsschuld Deutschlands und alle darauf auf- 
gebauten Tributpläne dazu führen, den Lebensstandard des deutschen Volkes in 
unerträglicher Weise herabzudrücken und den Widerstand Europas gegenüber den 
erdteilhaften Großwirtschaftsreichen noch weiter zu schwächen. Die Not im Abend- 
land muß augenscheinlich noch viel größer werden, ehe Vernunft und Gerechtig- 
keit sich durchsetzen und jedermann davon überzeugt wird, daß die Schädigung 
eines Gliedstaates Europas am Ende allen abendländischen Staaten mehr oder 
minder gleichermaßen zum Nachteil gereicht. 

Noch will man die Wahrheit dieses Satzes nicht einsehen. Noch glaubt man 
sich in England damit helfen zu können daß man uns bei der Endregelung der 
unseligen Liquidation von deutschem Privateigentum um beiläufig s00 Mill. RM. 
begaunert. Noch triumphiert der französische Generalstab in dem nun endlich 
veröffentlichten Geheimabkommen mit der Botschafterkonferenz (Juli 
bis August 1929), durch das uns der Abbruch wesentlicher Eisenbahnanlagen im 
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Rheingebiet auferlegt worden ist, ohne daß damit der ominöse Artikel 43 des 
Versailler Vertrages endgültig erledigt wäre. Die Fremdmächte behalten sich viel- 
mehr auch künftighin ausdrücklich das Recht vor, bei allen deutschen Bahn- 
bauten im Rheingebiet ihr Veto einzulegen. Man spürt nichts von dem „Geis 
von Locarno“. Man fühlt nur die neue Demütigung unseres Vaterlandes, die Ver- 
höhnung der „deutschen Souveränität“. Man sieht erschreckt, wie sehr die Aus- 
gestaltung des deutsch-belgischen und des deutsch-französischen Handelsverkehr 
gemäß den Wünschen der Entente:Generalstäbler hintangehalten wird. Was solle 
diese Mittelchen angesichts der Krisis, der Europa als Ganzes ersichtlich zusteuert! 
Wo bleibt die Solidarität der arbeitenden Massen bei den Maßnahmen der britii 
schen Labour-Party? Wo bleibt die Paneuropabegeisterung Briands bei dem Bahn+ 
abkommen mit der Botschafterkonferenz? Ist es nicht ähnlich ein Symptom der 
allgemeinen europäischen Krankheit, wenn der Anfang Dezember vollendete Ab- 
bruch der großen Weichselbrücke bei Marienwerder-Münsterwalde 
von der polnischen Presse als „nationaler Erfolg“ bejubelt wird? Wann wird di« 
Zeit kommen, wo man derartige Dinge ganz allgemein verurteilt als das, was sie 
sind: wirtschaftlicher Unsinn und Selbstmord Europas! Wie weit entfernt ist did 
abendländische Staatenwelt von jenem klar und überzeugend gezeichneten Wunsch 
bild Koch-Wesers *), dessen Berechtigung der „Economist“ in einem ausführlichen 
Besprechungsaufsatz (Nr. 4502 vom 7. 12. 29) ausdrücklich anerkennt. „Arbeiten 
und nicht verzweifeln“ muß unsere Parole auch für 1930 sein. Möglicherweis 
werden wir den Sieg der Vernunft nicht mehr erleben. Es ist und bleibt unser: 
oftmals undankbare Aufgabe, Wegbereiter für eine bessere Zukunft zu sein; abe 
um unserer Kinder und Kindeskinder willen müssen wir unverzagt alle Kräft: 
dafür einsetzen, daß das neue Jahr ein Schrittchen weiter führt auf der Bahn, a 
der allein schließlich das Ziel einer Genesung für uns Deutsche und für Europ: 
erreicht werden kann. 

Derweilen die fremde Soldateska nach zehn bitteren Jahren aus der zweiter 
Zone des Rheinlandes abmarschiert, verhandelt man in Paris über die Räumun; 
des Saargebiets. Einstweilen ist ein Erfolg nicht abzusehen, und namentlich 
die Rückgabe der Saargruben an den preußischen Fiskus scheint sehr ernst! 
Schwierigkeiten zu bereiten. Unter allgemeinem und starkem Beifall hat der saar 
ländische Vertreter Hillenbrand im Preußischen Landtag die Ziele der gege 
wärtigen Verhandlungen wie folgt formuliert: 

ı. Restlose politische Wiederangliederung des Saargebietes an das Reich bzsv 
die Länder Preußen und Bayern; 

2. restlose Rückgabe der Gruben an den preußischen und bayerischen Staa! 
keinerlei Beteiligung Frankreichs oder französischer Industrieller an den Saan 
gruben, Führung der Gruben durch die Staaten Preußen und Bayern unter völf 
liger Ausschaltung privater Unternehmungen ; 


*) Erich Koch-Weser: Deutschlands Auß liük in der Nachkri S er 
Werläg, Berlin-Grunewald. enpolitik ın der Nachkriegszeit 1919-1929. Ku! 
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er 3. Freigabe der früheren Reichsbahnen, soweit sie im Saargebiet liegen und heute 
‚noch unter französischer Verwaltung stehen und überhaupt Ausscheiden jeglichen 
französischen Einflusses auf die öffentlichen Angelegenheiten des Saargebietes. 
Sollten sich die Franzosen diesen ohne Zweifel berechtigten Wünschen ver- 
‚schließen, so mag ihnen die für 1935 vorgesehene Abstimmung eine klare Ant- 
"wort auf ihr verfehltes Saarabenteuer geben. 

_ Aber selbst wenn hier in zähem Ringen der deutsche Standpunkt sich durch- 
setzen sollte, bleibt im Westen noch eine Wunde, an deren Heilung wir 1930 
nicht minder zielbewußt arbeiten müssen: Eupen-Malmedy! Wir vergessen 
unsere Brüder jenseits der Zwangsgrenze nicht; wir wahren ihnen, die die Mili- 
tärdiktatur der Barons Baltia zu Muß-Belgiern machte, die Treue in dem Bewußt- 
‚sein, daß auch hier einmal, ähnlich wie jüngst in Aachen, die Glocken der Be- 
freiung ertönen werden. Die Rechtslage ist auch hier völlig eindeutig: eine freie 
Volksabstimmung sollte entscheiden, und sie hat bislang nicht stattgefunden. 
‚Im Jahre 1926 schien es, als wollte Belgien den Mut aufbringen, die Folgerungen 
daraus zu ziehen. An dem Einspruch Frankreichs zerschlugen sich damals die 
hoffnungsvoll eingeleiteten deutsch-belgischen Verhandlungen. Wann werden sie 
wieder aufgenommen werden? Je früher, desto besser für beide Teile und für 
ganz Europa. Die Wunde brennt, und Recht muß Recht bleiben. 

‚Im Wesen unserer geopolitischen Lage ist es begründet, daß wir mit gleicher 
Sorgfalt nach Osten wie nach Westen schauen müssen. Hier eröffnet sich für 1930 
‚der deutschen Politik ein weites und gar schwieriges Feld. Dies staatliche Hilfs- 
werk für den Osten als wichtige innerpolitische Maßnahme muß außenpolitisch 
ergänzt werden durch weitere Verhandlungen mit Polen. Mögen auch im Augen- 
blick das Problem der Minderheitsschulen in Ostoberschlesien, der deutsch-polnische 
Liquidations- und Handelsvertrag u. a. m. im Vordergrund stehen, so ist doch 
nicht zu übersehen, daß es, auf weite Sicht geurteilt, um weit mehr geht. Der 
Weichselkorridor ist und bleıbt eine geopolitische Unmöglichkeit; die Gewaltgrenzen 
in den Provinzen Westpreußen, Posen uud Schlesien müssen unter allen Umständen 
fallen. Welche Wege zur Lösung hier einzuschlagen sind, hängt wesentlich von der 
Einstellung Polens und seiner westeuropäischen Schirmherren ab. Die einfachste 
und dauerhafteste Beseitigung der Schwierigkeiten wäre unzweifelhaft eine deutsch- 
polnische Union als Auftakt zu dem Zusammenschluß von Mitteleuropa bzw. als 
Keimzelle zu Paneuropa. Aber eine solche Radikalkur, bei der die jetzt so leiden- 
'schaftlich umkämpften Staatsgrenzen unter Abänderung ihrer Lage zu volkstums- 
bestimmten Binnengrenzen degradiert würden, verträgt wohl im Augenblick weder 
der eine noch der andere Patient, und eine ganze Reihe von Doktoren im Abend- 
land bekundet starkes Interesse daran, die beiden kranken Nachbarn nicht so 
schnell genesen zu lassen. So wird es zunächst darauf ankommen, einen Modus 
vivendi zu finden, der Deutschland und Polen nicht noch weiter entfremdet, 
sondern die für später unabweisbar notwendige Kooperation vorbereiten hilft. Bei 
dem maßlosen Chauvinismus der Polen und der Halsstarrigkeit der Warschauer 
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Diktatoren gewiß kein leichtes Werk! Es ist schwer, die Geduld zu bewahren, Ei 


wenn von jenseits der Grenze immer erneut nur Säbelgerassel ertönt und Tele- 
gramme wie das folgende einlaufen: 

„Die polnische Regierung hat sicherem Vernehmen nach an alle Inhaber von 
privaten Anschlußgleisen im Gebiet der Freien Stadt Danzig eine Anordnung er- 
gehen lassen, wonach im Mobilmachungs- und im Kriegsfall die Anschlußgleise 
sofort der polnischen Militärbehörde zur Verfügung zu stellen und von dieser in 
Betrieb zu nehmen seien.“ 2: 

Das ist wieder einmal glatter Bruch der Verträge, einer der vielen, die Polen 
sich in letzter Zeit geleistet hat und die in früheren Zeiten die Gefahr eines 
Krieges heraufbeschworen hätten. Wohin steuert das östliche Mitteleuropa, wenn 
auch künftighin dieser’ Geist die Politik beherrscht? 

Es bleibt der Norden und Süden übrig. Im Grenzgebiet von Schleswig wollen 
wir uns allenfalls mit der territorialpolitischen Aufteilung abfinden unter der 
Voraussetzung, daß Dänemark den maßvollen Vorschlägen Schmidt-Wodders folgt 
und eine gerechte und ehrliche Minderheitenpolitik betreibt. — Im Südwesten 
hat das elsaß-lothringische Problem noch keine endgültige Lösung gefunden. 
Die Franzosen sollten nachgerade einsehen, daß diese Grenzzone weder geo- noch 
ethnopolitisch zu Frankreich gehört, sondern ein untrennbares Glied der zur 
deutschen Kulturgemeinschaft gehörenden Oberrheinlande darstellt. Niemand 
träumt den lächerlichen Traum einer Rückeroberung dieser Gebiete mit Waffen- 
gewalt. Was wir erstreben, ist die Autonomie dieses deutschen Stammes und die 
Gewährung des Rechtes, sein politisches Schicksal selbst zu bestimmen. Wenn 
dabei der Wille der Elsaß-Lothringer nicht auf eine Wiederangliederung an das 
Deutsche Reich gerichtet sein sollte, so werden wir diesen Entschluß achten. Wir 
werden uns auch damit abfinden, falls Elsaß-Lothringen als beste Lösung die Er- 
richtung eines Pufferstaates nach Schweizer Vorbild begehren sollte. Aber ge- 
schehen muß in Bälde etwas, um hier endgültig Ruhe zu schaffen. — Das gleiche 
gilt von Deutsch-Österreich im Südosten. Wir erblicken in dem Anschluß 
Österreichs ans Reich die naturgegebene und selbstverständliche Lösung nicht nur 
im Interesse des gesamten Deutschtums, sondern auch Österreichs selbst. Falls die 
Wiener Staatsmänner aber glauben, andere Wege gehen zu müssen (Donaubund, 
Partnerschaft mit Italien), so mögen sie den Mut aufbringen, dies offen zu erklären. 
Unser Interesse erheischt jedoch auch um des Schicksals Deutsch-Südtirols 
willen eine möglichst baldige Klärung der österreichischen Frage, eine tunlichst 
beschleunigte Umwandlung des labilen in ein stabiles Gleichgewicht. 

Nehmen wir das dringend notwendige Bestreben hinzu, das Los des Deutschtums in 
den baltischen Staaten und Rußland, in Polen und der Tschechoslowakei, in Ungarn, 
Jugoslawien und Rumänien usw. erträglich zu gestalten, so erhält man einen unge- 
fähren Begriff von den rein europäischen Aufgaben der deutschen Außenpolitik. Be- 
denkt man vollends, daß ähnlich, wenn auch nicht ganz so schwer, jeder andere 
Staat des Abendlandes mit europäischen Sorgen belastet ist, so erhellt der ungeheuer- 
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Entwicklung des Britischen Weltreiches, der Negerfrage in Südafrika (Revolte in 
' Durban mit der Parole „Es lebe die Eingeborenen-Republik“) u. a. m.? 


Das scheint uns für das Jahr 1930 die wichtigste Aufgabe der europäischen 
Politik: den entsetzlichen Leerlauf zu beseitigen und den Blick frei zu machen 
für die großen weltbewegenden Vorgänge, bei denen Europa als Ganzes durch 
eigene Schuld zur Zeit so gut wie völlig ausgeschaltet ist. Wenn im wirtschaft- 
lichen Leben zwei Konkurrenten den Wettkampf bis zum Letzten getrieben haben 
und einsehen, daß eine Fortführung dieser Methoden beiden gleichermaßen zum 
Schaden gereicht, pflegen sie zu dem Mittel der Fusion zu greifen. Für das Staaten- 
chaos des Abendlandes liegen die Verhältnisse ganz ähnlich, nur daß noch immer 


die entsprechende Einsicht und der Mut zur Konsequenz fehlen. Möge das Jahr 


1930 hierin Wandel schaffen! Möge es alle verantwortungsbewußten Staatsmänner 
Europas in der Überzeugung bestärken, daß jeder einzelne seinem Lande am 
besten dient, wenn er das Ganze im Auge behält und sich bemüht, eine euro- 
päische Solidarität mit allen Mitteln zu fördern. Europa muß sich unter Preisgabe 
vieler nationalegoistischer Einzelziele zu einheitlicher politischer Willensbildung 
durchringen, oder es degradiert sich selbst zu einem Mächtekomplex zweiten und 
dritten Grades. Jede Zeit erheischt eine besondere Gestaltung, einen besonderen 


* Ausdruck der politischen Lebensform. Wir sind, ob wir es begrüßen oder bedauern, 


in das Zeitalter der Großräumigkeit auch im politischen Leben eingetreten und 
müssen die Folgerung daraus ziehen. Entweder begreifen und bejahen wir die 
Europa-Idee, oder die Weltgeschichte wird über die Fülle neidischer und hadern- 
der Kleinraumstaaten im Abendland zur Tagesordnung übergehen. Man kann die 
politischen Lebensformen vergangener Epochen nicht krampfhaft konservieren, 
ohne am Ende selbst schweren Schaden zu nehmen. Möge das Jahr 1930 die 
Wendung zum Besseren einleiten! 


K. HAUSHOFER: 
Bericht über den indopazifischen Raum 


Raumbesitz auf dem Rücken der Erde — zu Lande wie zur See — verpflichtet: 
zuerst zur wissenschafilichen Erforschung und Erschließung, dann zur Durch- 
dringung und Erfüllung mit Menschen, die aus ihm in pfleglicher Behandlung 
das Höchste an Leistung für die Ernährung der Menschheit auf dem enger werden- 
den Planeten herausholen, endlich zur Vertiefung im Lebensraum mit dem fein- 
verästelten Wurzelgeflecht raumgemäßer Kultur, in Wechselwirkung zwischen 
bodenständigen erdwüchsigen Einflüssen und Rassenwillen. Dieser Erkenntnis ver- 
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danken wir für den Indopazifischen Raum neuerdings einige der feinsten 
ozeanographischen und geographischen japanischen Arbeiten von Hisakatsu Yabe, 
Risaburo Tayama, Shoshiro Hanzawa über Formosastraße und nordpazifische 
Räume. Aber sie zeigt auch aufs neue die tiefe Verbundenheit rein wissenschaft- 
licher Leistungen der Erd- und Meereskunde mit geopolitischen Gegebenheiten. 
Oder glaubt jemand, diese Leistungen wären möglich gewesen, wenn nicht ein 
wesentlicher Zusammenhang zwischen ihnen und der japanischen Reichsvertei- 
digung bestände, die Vermessungsschiffe, Staatszuschüsse in den Dienst solcher 
Forschung stellt, aus dem Wunsch heraus, z. B. vor der Ill. panpazifischen Tagung 
in Kyoto, vor der Ingenieurkonferenz in Tokyo in Ehren zu bestehen, aber eben- 
sosehr bei den Flottensparkonferenzen in London? 

Die verheißungsvoll begonnenen „Records of Oceanographic Works in 
Japan“ bringen von H. Yabe — wohl heute dem besten Kenner des Aufbaus 
des japanischen Reiches in seiner physikalischen Struktur — und R. Tayama 
eine kartographische Studie über das untermeerische Relief der Formosastraße 
($. 97—ı01), mit zwei ausgezeichneten neuen Tiefenkarten und Strukturprofilen 
der Insel, der Straße und des Stützpunkts der Ho-Ko-To (Pescadoren); von 
$. 59—77 einen vorläufigen Bericht von Shoshiro Hanzawa über die Sedimente 
des Südwestteils des Nordpazifischen Ozeans. — Diese Karte ist aber zugleich 
ein geopolitisches Orientierungsmittel ersten Ranges, und beide Arbeiten zeigen, 
wie die Aufbauskizze von Kyushu von Yabe (aus den „Proceedings of the third 
Panpacific Science Congress“, Tokyo 1926) und sogar die grundgelehrte Dar- 
stellung der letzten Landverbindung der japanischen Inseln mit dem asiatischen 
Festland („Proceedings of Imp. Academy“, V. [1929], Nr. 4), wie selbstverständlich 
in einem gesunden Staatswesen auch die Geologie und Ozeanographie dem Lebens- 
zweck des Ganzen dient. Denn es zählt nun einmal den wichtigen Seeraum zwischen 
dem westpazifischen Inselwolkenkranz nördlich des Äquators, Formosa und dem 
Inselbogen selbst (genau in der von Hanzawa ozeanographisch gewählten Ab- 
grenzung) zu seinen geopolitischen Außenwerken, und die Straße von Formosa 
(gerade mit den von Yabe dargestellten Wehrelementen für die Südschwelle) zu 
seinem lebenswichtigen Innenraum, dem nördlichen Küstenmeerkorridor Ost- 
asiens, in den es keine überlegenen fremden Seestreitkräfte einläßt. 

Schließlich: was bedeutet geopolitisch das offizielle Auflassen oder „Nicht- 
befestigen“ eines wichtigen, geographisch oder ozeanographisch vorgezeichneten 
Stützpunktes? Drei Öldampfer, ein Flugzeugmutterschiff (Typ. m. Bild: Manch. 
Guard. 7. 12. 29), ein U-Bootgeschwader und drei 10 000 ®Kreuzer, durch ver- 
siegelte Anweisung hinbeordert, machen eine gut aufgenommene Inselgruppe mit 
Wetterwarte und ein paar unscheinbaren Einrichtungen in wenigen Stunden zu 
einem Stützpunkt, an dem sich große Flotten die Zähne ausbeißen können, nach- 
dem sie gestern noch eine friedliche Fischereistation gewesen war, wie etwa Dutch- 


Harbour in den Aleuten auch — ehe seine Bedeutung für die US.-amerikanische 
Seestrategie erfaßt wurde. 
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Entscheidend ist das Raum-Wehr-Bewußtsein eines geopolitisch hellhörigen und 
Eehstfsichtigen Volkes und ein wenig wissenschaftliche Vorbereitung! 
- Auch an andern Stellen tritt oft plötzlich Verantwortungsgefühl zutage, so 
wenn fast gleichzeitig, jedenfalls im selben Jahr, kein Geringerer als Gabriel 


_ Hanotaux nach ungedruckten Erinnerungen von Auguste Gerard das Ge- 
 dächtnis der endgültigen Gründung des Französischen Indochina feiert 
_ (Revue de Paris, I/lI 1929, S. 5—ı6), dann Albert Sarraut das fertige Werk; 


wenn Oberst Bernard seine Zukunftsmöglichkeiten beleuchtet; wenn am 28. ıo. 
Rene La Bruyere im „Journal des Debats“ ausruft: „Sauvons la race maorie* 
— die dort seit der französischen Besitznahme der Marquesas durch Dupetit 
Thouars von einigen 50000 Seelen damals auf 2200 heute herabgesunken ist, 


. was das furchtbare Anklagebuch von Dr. Louis Rollin rechtfertigt. Fast gleich- 


zeitig erscheint, sicher nicht durch diese Strömung beeinflußt, denn sie ist ja in 
Aukland auf Neuseeland geschrieben, am 27. 10. 29 eine erschütternde Klage 
von Colin Roß in der Vossischen Zeitung, in der die gleiche Schuld Neusee- 
lands klar wird. . 

Es ist aber ein für die weiße Kolonialherrschaft unheilverkündender Unter- 


schied, daß die Ostasiaten die ihnen in der Südsee zugefallenen Mandaträume 


bis oben an die Krater der Hochinseln heran mit schön terrassierten Feldern ver- 
sahen und mit rasseverwandten Siedlern bevölkerten, neu besiedelten, während die 


Angelsachsen und Franzosen sie entvölkerten, entsiedelten, „syphilisierten“ statt 
r - - * . . - . 
- „zivilisierten“, wie es ein Mann aus ihren eigenen Reihen in argem Wortspiel 


nannte. Louis Rollin und Colin Roß sind sicher des verkappten oder offenen 
Imperialismus ganz unverdächtige Zeugen; und ebenso sind es z. B. die Missions- 
berichte über die pflegliche Behandlung und Neubevölkerung der Chamorro-Insel- 
kette der Marianen oder Ladronen. Beide Gegenpole markieren scharf den Unter- 
schied zwischen der anthropogeographischen Entwicklung der nördlich des Äqua- 
tors und der südlich davon liegenden Mandats- und Südseegebiete: Siedelungs- 
verdichtung und Kultursteigerung dort, Entvölkerung und Raubbau hier! 

Kein Wunder, wenn den Kolonialmächten alten Stils: Britenreich, Belgien, 
Frankreich, Niederlanden, Portugal, bei ihrer Gottähnlichkeit bange wird, ein Ge- 
fühl, das US.-Amerikaner und Japaner — mit ihrer überlegenen Stammreichs- 
volkszahl gegenüber Kolonialgebieten von nur etwa 10°/, oder etwas über 25°), 


der gesamten Reichsbevölkerung — vorläufig noch nicht empfinden. Aber Neu- 


seeland — mit 4°/, im Inselparlament vertretenen Maoris, aber noch unver- 
tretenen Cookinsulanern und Samoanern eines werdenden Inselreichs, das vom 
Roßland in der Antarktis bis zu den Tropen reicht — ist schon so wenig mehr 
problemfrei wie Australien, seit es Neuguinea-Papua sich einfügte und den 
deutschen Raumpuffer in der Südsee ausschaltete. Obendrein „schwitzt“ der 
„soziale Erdteil“ Australien unter den wirtschaftlichen Fehlschlägen eines über- 
steigerten Staatssozialismus, scheidet sich durch scharfe Hochschutzzölle und Ein- 
wanderungshemmung vom „Mutterland“, während das wohlhabende, aber üppige 
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Neuseeland unter einer von ı auf 2%/, gehobenen Einfuhrabgabe stöhnt, wie 


einer sehr hochgeschraubten Steuer auf unentwickeltes Land, die in besonderen 
Fällen fast an Landraub (Konfiskation) streift. Es war ein bedeutsamer geistiger 
Kampf zwischen Sir Joseph Ward und J. G. Coates! — Kein denkender Mensch 
wird zugeben, daß in der Dominion nicht ausreichend „potential wealth“ für die 
bequeniste Lebenshaltung von ı!/, Millionen steckt, denn eine solche Behauptung 
wäre einfach lächerlich. Warum also die Verwirrung? Weil wir nicht die Land- 
siedelung fördern! „Zurück aufs Land!“ — Gerade das aber will eine verstädterte 
Rasse nicht. 

Tiefe Einblicke in die geopolitischen Zustände der glückverwöhnten Neusee- 
länder öffneten sich bei diesem Redekampf (Times, 27. 10. 29). Von 80 000 Land- 
besitzen zahlten nur 25 470 überhaupt Steuern, und von diesen wurden nur 1790, 
Besitzer von unentwickelten Ländereien im Wert von mehr als je 250 000 Mk., 
durch die Zuschlagsgrundsteuer betroffen. Von einem Großgrundbesitz im Wert 
von 600.000 Mk. wird eine Steuer von ı1 220 Mk. erhoben, statt 5551; das wird 
sicher viele mit Hypotheken belastete Großgrundbesitzer vernichtend treffen; 
man braucht es nur roh auf osteuropäische Verhältnisse mit vorwiegender Schaf- 
zucht zu übertragen! Es ist eben die Kehrseite sozialer Luxusbetriebe wie Australien 
und Neuseeland, daß schließlich die primitiven, nicht im gleichen Tempo wie die 
sozialen Ansprüche zu steigernden Daseinsgrundlagen unter ihnen zusammen- 
brechen, wenn die Kredite von außen nichı mehr fließen. So sehen wir uns Mittel- 
europäern wohlvertraute agrarpolitische und soziale Bebenwellen als Fernbeben 
auch an die pazifischen Ufer schlagen! 

Hanotaux aber gibt in seiner Rückschau auf Indochina unwillkürlich auch 
ein Bild des Wespennestes, in das sich Frankreich gerade am Stoß der indischen 
und chinesischen Selbstbestimmungsbewegung gesetzt hat, und der gespannten 
Lage, in die es — bei wieder unfreundlichen Wendungen angelsächsischer Gesamt- 
politik — dort schnell geraten könnte. China hat seinerzeit seine Wendung zu 
Frankreich und Rußland — unter Gerards kluger Führung am Nasenringe durch 
Li-Hung-Tschang — teuer bezahlen müssen. Damals zerstörte England den so 
schön vorbereiteten „paneuropäischen“ Charakter einer Intervention in Peking 
und Tokio, wenn auch die Last der Unbeliebtheit geschickt in Shimonoseki auf 
Deutschland abgeladen wurde, wozu die völkerpsychologische Unfähigkeit des 
deutschen Gesandten in Japan willig Beihilfe leistete. „Der Ursprung großer Übel“, 
meint Hanotaux! Frankreich fischte aber daraus damals eine günstige Grenze von 
1500 km, eine Hypothek auf Südchina, namentlich Yünnan, und ein Kolonialreich 
von rund 800000 qkm mit heute 25 Mill. E., sicher eine „konstruktive Arbeit“ 
(„oeuvre de constructeurs“) — zumal das Ärgernis sehr gewandt vom Balken im 
chinesischen Süden auf den Splitter im deutschen Shantung geschoben wurde —, 
während man den eigenen südchinesischen Balken im Halbdunkel ließ. 

„Aber aufbauen genügt nicht, es heißt bewahren und erhalten.“ — Wie schwer 
das ist, verriet uns 1922 Monseigneur de Guebriant; wie schwer es war — 
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Hanotaux! — Ward schon den politischen Gewalten des verhältnismäßig be- 
 scheidenen indopazifischen französischen Kolonialreichs der Boden in seinen 
‚ Plätzen an der Sonne so heiß unter den Füßen, daß sie warnen zu müssen 
glaubten, so hatten sich die viel raumweiteren Festlandmassen Chinas und In- 
_ diens den glutflüssigem Zustand genähert, der großen Formveränderungen voran- 
_ gehen muß. Aber hier wurde die sonst peinliche Lage der großen Kolonial- und 
 Wirtschaftsmächte sowie das ideologische und wirtschaftstüchtige Spiel der Sowjets 
gegen sie (chinesische Ostbahn! Mongolei! Waffenlieferungen) beiderseits dadurch 
_ erleichtert, daß die Rückschläge gegen zentralistische Überspannungen eingetreten 
waren, die wir vor einiger Zeit voraussagten, ebenso wie z. B. die Revolte in Pukau. 

Es wäre in China ganz falsch, sie einzelnen Persönlichkeiten zur Last zu legen. 
‚ Wir haben nicht umsonst immer wieder auf die Bedeutung der Länderfrage in 
‚China wie in Indien hingewiesen. Es ist einfach das Verkennen der ungeheuren 
regionalen Widerstandskraft der natürlichen Einzellandschaften, in beiden Groß- 
landschaften, gegen ideologische Überforderung des Zentralismus, das Verkennen 
der bodenbedingten Erdsrhwere gegen Formungen vom grünen Tisch, der latenten 
Abwehrkraft uralter, greifbarer geopolitischer Formelemente. Ob der vorsitzende 
Mann des inneren Ideologenkreises der Kuo-Min-Tang nun Chiang-Kai-Shek 
heißt (der immerhin bedeutendste unter den jüngeren Soldaten) oder Eugen Chen 
(der halbamerikanisierte, halbbolschewisierte, der altchinesischen Kultur ganz ent- 
fremdete Advokat aus Jamaika) oder Sun Fo (der kleinere Sohn eines größeren 
Vaters); ob die Widerstände den Namen nordchinesischer Generale voranstellen, 
wie Chang (Mukden-Mandschurei), Yen (Shansi-Hope westlich der Berge, nörd- 
lich des Flusses Hwangho), Feng (Shensi-Honan westlich der Pässe nach Kansu, 
südlich des Flusses), oder ob sie wie herumfuhrwerkende Tanks (Bild ı des geo- 
politischen Spottbilderbogens) quer von Ichang nach Kanton ziehen wie Ghang- 
Fa-Kwei: die Hilflosigkeit eines nicht vom allgemeinen Willen getragenen Zentra- 
lismus (Bild 2), aber auch der Einzelnen gegen das Ganze ist immer dieselbe. Mit 
seltener Gutmütigkeit wird Chinas Sitz im Rate der Mächte frei gehalten, bis es 
sich selbst in Stand setzt, ıhn einzunehmen — durch Lösung seiner Länderfrage: 
eher nicht! 

Liegt aber in China der Block des Sonderstrebens der Länder, der vor einer 
geopolitischen Umwertung weggewälzt werden muß, mit ganzer Schwere vor der 
Tür der jeweiligen einheimischen Zentralregierung, so hat ihn in Indien die 
fremdstämmige Herrschaft außerordentlich geschickt wenigstens zur Hälfte vor 
die Tore der einheimischen, hadernden Weltanschauungs-Parteien (Hindu, Islam, 
Sikhs, Brahminen, Nicht-Brahminen und Kastenlose), der Landschaftsvertreter 
(Gegensatz der Fürstenländer und Provinzial-Volksvertretungen; der „Dominion “- 
Freunde und Unabhängigkeits-Fanatiker) zu wälzen verstanden. Vertreter ein- 
seitiger Standpunkte, wie Yakub — der eine volkspölitische Einheit der Islam- 
bekenner gegen eine verständigungsbereite Minderheit proklamierte —, haben Lord 
Irwin und seinem Rat dabei wesentlich geholfen. 


’ 


ee 
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So ist der so drohend aussehende „Ultimo“ 1929/30 für Indien bis zu einem 


gewissen Grad entladen worden; und außer einer allerdings in ihrer Auswirkung 
unberechenbaren Boykott-Bewegung gegen Güter britischer Herkunft, einer Kurs- 
schwankung der Rupie wird er — trotz Ramsay MacDonalds „Dominium*-Ver- 
pflichtung — weniger Gefahrmomente bringen, als vielfach befürchtet wurde. 
Denn die geschickte Realpolitik des Labour-Ministeriums hat jenseits dieses Tages 
die Zeitfrist des 2ı. Januar der Flotten-Spar-Konferenz zu setzen verstanden, auf 
die nun die Träger vieler Kräfte gefesselt hinstarren, die sich sonst tätig fühlbar 
gemacht hätten; der schwere Schatten anglo-amerikanischer Verständigung legte 
sich im ganzen indopazifischen Bereich dämpfend über emporgeschossene Blüten- 
träume. „Die britische und amerikanische Regierung haben den Schlüssel zu 
einem ernsten Problem gefunden“, schrieb der „Transpacific“ (Tokio, 24. 10.29) 
unter dem Titel: „Die anglo-amerikan. Allianz-Ente.“ Aber es war noch ein indo- 
pazifisches Nebenschlüsselchen dabei! So konnte man sich ruhigeren Herzens des 
sechzigsten Geburtstags des Suezkanals (17. ıı 29) freuen und ihn pomphaft 
in Aufsätzen begrüßen (u. a. Economist, S. 960), auch Lord Palmerstones „Irrtum* 
belächeln (China Expr. & Tel., 28. ı1. 29, 8.815), der Britannien vor einer Be- 
lastung mit zu vielen Kontinentalproblemen, der Verantwortung für Kontinental- 
reiche um den Indischen Ozean gewarnt hatte. Die Last schien dem sonst nicht 
verlegenen „Lord Firebrand“ die Kräfte der Insel zu übersteigen! Seitdem hat sie 
sich Rückversicherungen geschaffen; nicht die schlechteste darunter ist die eifrige 
Mitarbeit bei der panpazifischen Bewegung. 

Die geopolitische Leistung panpazifischer Zusammenkünfte tritt in der 
Regel erst nach Jahr und Tag in gediegener, abgeklärter Form vor die Welt. 
Während der Verhandlungen selbst umgibt ihre wesentlichen Ergebnisse ein ver- 
traulicher Zug, der allein im mündlichen Gedankenaustausch eine so unumwun- 
dene Berührung gerade der heiklen „aktuellen“ Fragen gestattet. (Gewisse Aus- 
nahmen: „Transpacific“, Tokio, 7. u. 14. 11.29 „Explosionen «.) 

Aber aus der dabei offenbar werdenden Seelenstimmung dieser Zusammenkünfte 
ist viel zu erfahren. Die dritte dieser alle zwei Jahre stattfindenden Konferenzen 
des „Institute of Pacific Relations“ tagte, mit dem Höhepunkt am 6. 11.29, in 
Kyoto, der alten geistigen Hauptstadt Japans, das einst „Heian“ hieß — die 
Stätte des Friedens, der Muße. Darauf spielte Dr. Inazo Nitobe in seiner Ein- 
leitungsrede sehr geschickt an (Pacific Affairs, Nov. 1929, Nr. rı, S. 685—688). 
Der in Europa mehr als der Verfasser des Buches „Bushido“ denn als Friede- 
bringer ‚bekannte Eröffnungsredner besitzt eine beneidenswerte ethische Spann- 
weite, die ihm gestattet, für seine Heimat auf dem Boden von Yamato-Damashii 
(Alt-Japan-Geist), für die übers Meer gekommenen Gäste aber aufdem von Genfund 
nn . von dieser erhabenen Höhe weihte 
; ge den zeitweilig stark bewegten Aussprachen 
über die Mandschurei und dem Wunsch, zwischen China — wo 193r die 
nächste Zusammenkunft stattfinden soll — und Japan einen „neuen psycho- 
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< Unbe QuemlichkeiTm 


Life’s little inconveniences. 


The typhoon’s little joke. 


Yen, to Nanking:—I’ve got a prisoner. 
Nanking:—Splendid! Why don’t you bring 
him along? 


Yen:—I can't. He won’t let me go. 


n . 


At hanıslan - Schwer ausymeiTın 


An uncomfortable seat in Afghanistan. 


logischen Zustand“ zu schaffen, wozu Nitobe sicher einiges beitragen könnte. 
Yosuke Matsuoka, jüngst Direktor der Südmandschurischen Bahn, verteidigte 
mit reichem Dokumentenstoff und mehr äußerlich als innerlich starken Gründen 
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die zuweilen etwas unstete japanische Politik in der Mandschurei. Die Frage der e 
Extraterritorialität in China fand einstimmige Antwort dahin, daß die 
„Extra’lity“ nicht mehr zu halten sei, daß man aber eines Übergangszustandes 


bedürfe, der den Bruch mit der Vergangenheit mildern müsse, wobei China sein. 
Bestes zu tun habe. Damit trat aber die heikle Frage der Lösung des Schicksals 
der fremden Niederlassungen in den Vordergrund, für die man sich eine Form 
des Zusammenarbeitens nach Art der mittelalterlichen Hansastädte ausdachte. 
Die Wanderfrage, das schlimmste Skelett im pazifischen Hause, wurde nur von 
Shibusawa berührt, der die amerikanische Ausschließung beklagte. 

Eine Sowjetabordnung war zwar anwesend, wich aber im wesentlichen der 
Festlegung ihrer Meinungen aus, bis auf eine Ausnahme, in der ihr Führer, wenn 
auch außeramtlich, als seine Privatmeinung, die Auffassung scharf zurückwies, 
daß Rußland seine Vorstoßpolitik von einst in der Mandschurei erneuern werde. 
Sein Vorabkommen mit Mukden und Nanking zu Nikolsk-Ussurisk bewies ja 
auch das Gegenteil: ein kluges Maßhalten im Erfolg! 

Diese Gefahr halten wir — trotz den Grenzgefechten um die zweifelhaften 
Siedlungen Mandschuli und Dolon, wie Progranitschnaya, dann die zwei alten 
Handelsplätze an der Sungarimündung und die Amurufer südlich von Blago- 
wieschtschensk — nach wie vor für gering, weil den Russen, geradeso wie den Chi- 
nesen, die Kräfte zum Kriegführen in diesem Riesenraume, nicht nur das Geld 


dazu fehlen und weil beide das unvermeidliche japanische Dazwischenfahren oder 


gar US-Vermittlung als Mandatar einer friedebedürftigen Welt durchaus nicht 
wünschen. 

Japan bringt inzwischen seine Bedenken gegen einige Vorschriften der „pax 
anglosaxonia“ zur Sprache, bald im Einklang mit dem U-bootfreundlichen Frank- 
reich, bald dem dilatorisch gesinnten Italien, und hält eben notgedrungen drei 
große geopolitische Richtlinien dabei fest. Das sind: eine Abwehrflottenstärke, die 
es — im Verein mit der Naturgunst des Inselbogens — mit jeder etwa nach Japan 
gesandten feindlichen Flotte aufnehmen kann (da Japans Seewehr namentlich den 
gleichen Kampfwert wie die amerikanische nach Überquerung des Pazifik haben 
müsse), und der Schutz der für Japans Ernährung und Verteidigung lebenswichtigen 
Verbindungen mit Asien (d. h. des vorher beschriebenen, engeren Wehrgürtels, 
damit ein Verhältnis, wie 10: 10:7 oder 5:5:3,5! — Zahlen, die wir bereits in 
„Geopolitik“ Nr. 10/29 als Anhaltspunkte gaben). 

Spät, aber nicht zu spät, hat Japan (nach amerikanischem und deutschem 
Muster) sich als geistige Waffe sein erstes zeitungswissenschaftliches Institut in 
Tokio gleich mit großen Mitteln geschaffen, wozu ihm der Münchener Professor 
d’Ester persönlich einen sehr freundlich aufgenommenen Weihespruch gab. Es 
wird nur geopolitisch intensivere Beachtung, Förderung und Verwertung an den 
pazifischen Ufern finden als seine binnendeutschen Schwesteranstalten! 

Wie wichtig es sein wird, bei der Flotten-Konferenz von London am 
21.1.30 auch den ja leicht nachprüfbaren geopolitischen Behauptungen, nicht 
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_ nur der Statistik auf die Finger zu sehah; das wird vielleicht am besten durch 
Ö die kühne Behauptung des früheren französischen Marineminister Dumesnil be- 
wiesen (Moniteur de la Flotte, 17. 10. 29), daß die französischen Küsten, ein- 
2 schließlich des Kolonialreichs, mehr als 15000 km Entwicklung ausmachten, 
ie gegen nur 12000 km bei den Vereinigten Staaten, um damit die Notwendigkeit 
_ etwa einer um ein Fünftel stärkeren französischen Flotte zu beweisen. Was könnte 
"dann Japan mit 42000 km Küstenentwicklung fordern? 
Aber beide Zahlen Dumesnils stimmen natürlich nicht, wenn man auch nur 
_ die Küstenentwicklung von Alaska, Hawai und den Philippinen — wie man wohl 
tun muß — hei den Vereinigten Staaten in Betracht zieht. Es ist vom geopoli- 
tischen Vergleichsstandpunkt außer Zweifel, daß die Vereinigten Staaten von 
A heute (mit einem Inselbereich und Halbinselgebiet von ı 556 000 qkm [Sapper], 
32638g0 qkm [mit Annexen !] vom Hauptland getrennter und abhängiger Ge- 
biete mit rund 22 138000 Einw.) ozeanischer, flottenbedürftiger sind als das 
französische Kolonialreich mit seinem afrikanischen Festlandblock. Das gilt, ob- 
wohl die Mittelmeerverbindung für Frankreich lebensnotwendig ist, die trans- 
pazifische für die Vereinigten Staaten im Grunde uicht, wohl aber Freifahrt durch 
das amerikanische Mittelmeer. Daher der Kampf für die „Freiheit der Meere“. 
Ähnlich wie Japan besitzen die US-Amerikaner einen weiteren, pazifischen 
Sicherungsgürtel oder Raum: dort die nordäquatoriale Inselwolkenzone, hier das 
' „american Quadrilateral“ Dutch - Harbour—Pearl- Harbour (Hawai!)—Pago- Pago 
” —(Tutuila auf Samoa)—Guam, mit Vorverlängerung auf Manila, Basierung auf 
- das Dreieck Panama — Pazifikküste— Pudgetsund-Häfen. Und sie kennen eine 
engere Abwehrzone: dort, im japanischen Fall, den Küstenmeer-Korridor vor Ost- 


asien mit Formosastraße, Riu-Kiu-Inselbogen, Umrahmung der Japansee, Kurilen- 
bogen; hier das amerikanische Mittelmeer, die aber beide gegen Osten lebens- 
wichtige Rernlandschaften (Ise-Kwanto— Cotton-Belt) in die Außenwehren mit 
hineinstellen. Deshalb die Überfallbefürchtung bei beiden Mächten und die Kräfte- 
abmessung nach den 10000-t-Kreuzern, den Trägern schneller Transozeanwirkung, 
während die U-Bootsorge mehr zurücktritt. Man wird diese geopolitischen Grund- 
züge bei den Londoner Verhandlungen immer im Auge behalten müssen! 

Wir können den Rückblick auf 1929 nicht abschließen, ohne einer nordost- 
asiatischen geopolitischen Ausgleichsliniezu gedenken, die meines Wissens 
auf keiner politisch-geographischen Karte eingetragen ist, sich auch 1929 aber als 
Machtscheide wieder glänzend bewährt hat, zum Augenblicksnutzen der Man- 
dschurei — zugleich eine große Zukunftsgefahr —, Japan und Sowjets ausein- 
anderhielt und die Einmischung der Angelsachsen zerschellen ließ. Sie entsprang 
der geopolitischen Einsicht des Grafen Goto und seiner bedeutenden Sowjet- 
gegenspieler 1925, spielte — als naturgegebene, erdbestimmte Grenze zwischen 
vorwiegender Landmacht- und Seemachtstrahlung — aber schon 1909 (Ito!) 
eine Rolle gegen den US.-amerikanischen Eisenbahn-Einbruchsversuch des Knox- 
Vorschlags der Neutralisierung der Mandschurei; sie wird so lange als unsicht- 
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bare Notwendigkeit gezogen und in Rraft bleiben, bis China stark genug ist, 
seinen Zerrungsraum zwischen ozeanischer und kontinentaler Fremdmacht auch | 
hier zu schützen, oder die Mandschurei, mit 50 und mehr Millionen china- 
stämmiger Einwohner, als Pufferstaat selbständig wird. 
Wir bringen diese wichtige geopolitische Ausgleichslinie deshalb in einer derben 
Faustskizze — 1: 7500000. Rund 2400 km lang, zieht sie von Wladiwostok — 


das die Japaner Ostfriedenspfand nennen, wenn sie unter sich sind — westwärts 
an den Sungari, folgt ihm bis zur 

m Nonni- Einmündung, steigt dann am 
Meridien von Pekin Tolo aufwärts zum Gr. Chingan, trifft 


* — aus dessen Quellgebiet rein westwärts 
Abbruch ’ / geführt — den Meridian von Peking 
2.» 1 (Pe’ping) und folgt ihm bis an dessen 
Se Nordtor zur Steppe und dem Paß nach 
Kalgan. Nördlich davon haben die Russen, 
us. südlich davon die Japaner transpazifische 
OsT-Chin. Einflüsse fernzuhalten, — aber auch allzu 
ö k Pe)" chinesische zu bezähmen! Diesen Zweck 
hat die wichtige Linie vom sog. „Kriegs- 
ausbruch“ an der ostchinesischen Bahn bis 
zur Abfuhr der US.-amerikanischen Ein- 
mischung durch die Sowjets bestimmungs- 
gemäß erfüllt. Sie ist ein Denkmal geo- 
politischer Einsicht auf beiden Seiten und 
wurde von beiden früheren Gegnern aus 
vielen Zugeständnissen aufgebaut. Aber 
jedesmal, wenn der Russe nach den 
warmen Meeren zu, der Japaner nach 
den kalten Binnensteppen zu sich über 
sie hinaus wagte, hat er schwer dafür 
bezahlt: und so haben beide Großvölker, 
das meerbestimmte und das festlandver- 
wurzelte, ihre Lektion gelernt, sich gegenseitig überzeugend abzugrenzen! 

Um mit Mackinder zu reden: „Die Räuber der Steppe und die Räuber des 
Meeres“ lernten sich über einer — für jede einzelne Macht zu großen — als 
Ganzes für die einen, im Süden, zu ozeanischen, für die andern, im Norden, zu 
kontinentalen Beute vertragen. 


Eine große Gefahr für China: je weiter südlich sein Machtschwerpunkt ist, 
desto mehr! 


Mi has en pleite 


Rennzeichnend ist, daß jene Abgrenzung die knifflichsten Züge zeigt, wo sie 
am reinsten potamisch ist, mehr Gunst für Japan, je näher dem Meere (litoraler), 
mehr Gunst für die Sowjets, je näher dem Binnenhochland zu (kontinental). Aber 
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beide haben dem Gegenspieler große Zugeständnisse gemacht. Sicher verzichtete 
Br»n sehr schwer z. B. auf das Flußtal bei Ninguta, den wichtigen Raum- 
Puffer Nordkoreas, auf das heiß erstrebte Wunschziel Charbin, das es schon 
einmal, wie Nordsachalin, fest in der Hand zu halten glaubte. ae ließen die 
Sowie (die mit der Zange von Blücher-Galen so großes Verständnis gerade 
_ für die Eigenart einer aus Hochsteppen in Flußniederungen vorbrechenden Steppen- 
_ volkskriegsführung bewiesen) ungern den Sammelraum westlich des Tolo- Quell- 
- grundes und des Gr. Chingan-Abbruchs, südlich der Dalai-Nor-Seen, aus der 
Hand. Aber ohne die eine, räumliche Sicherungseinräumung, wie die andere war 
der Ausgleich, das Aneinanderlegen gegenüber den überseeischen Eingriffen, nicht 
zu haben; und weitsichtige, vorbeugende, eben aus dem kleinen Wort „Geo“ zu- 
vor bedingte Politik zwang das „Niemals“ der Unentwegten in Tokio wie Moskau 
zum Schweigen. 
So entstand, nirgends greifbar schriftlich niedergelegt, dennoch auch nie 
- widersprochen!! (z. B. gegenüber US.-amerikanischer politischer Literatur), eine 
kluge, geopolitisch reinliche Scheidung, die mehr dazu beigetragen hat, den Brand 
an der chinesischen Ostbahn zu lokalisieren, als die ganze Phraseologie des Kellogg- 
Paktes und der Ideologen von Genf. Denn während die „Aufgeregten“ fortwäh- 
rend in hellen oder düsteren Tönen das Entstehen eines Weltbrandes aus dem 
Eisenbahn-Raid weissagten, blieb nicht nur Shidehara, sondern auch der japa- 
nische Generalstab ruhig. Sie begnügten sich damit, einmal — aber sehr deutlich — 
gesagt zu haben, von welcher Grenzüberschreitung der räumlichen Ruhestörung 
- an sie nicht mehr ruhig bleiben würden! Daß alle diese Räume als Sperren und 
‚wehrgeographische Sicherungen auf fremdem — staats- und völkerrechtlich chine- 
sischem — Grunde Jagen, das ist die tiefe tragische Ironie bei der Sache! — 

Es war keine schöne Neujahrsbotschaft, die Lord Lloyd am 5. ı2. 29 für die 
Zukunft Ägyptens, Indiens wie der ganzen Kolonialherrlichkeit im 
Osten in die Ohren des Westens gedröhnt hat (Wortlaut u. a. Manch. Guardian, 
6. 12. 29): „Hauptgrund für Ängste und böse Ahnungen so vieler, denen die 
Angelegenheiten des Ostens vertraut sind, ist heute nicht so fast... ein Einzel- 
vorschlag... dieses oder jenes Vertrags, für diesen oder jenen Teilraum im Osten... 
sondern mehr der Zynismus, die Leichtfertigkeit, mit der überhaupt vorgeschlagen 
wird, lebenswichtige strategische Lagen aufzugeben, Stellungen auf großen Märkten 
zu opfern, — aufgebaut durch Wagemut von Geschlechtern, und hilflose Massen, 
die immer zu uns als Schützern aufgeblickt haben, zurückzuwerfen in heillose Zu- 
stände, aus denen sie unsere Waffen und geduldige planvolle Hingabe der großen 
Beamtenkörper schrittweise erlöst hatten ... .“ 

„Dasselbe ist wahr für Indien, wo die schrittweise Erlösung der Nichtbrah- 
minen und ‚Unberührbaren‘ (niedersten Kasten und Kastenlosen) von der Tyrannei 
der Brahmanenregeln und Kastenherrschaft nur an der Aufrechterhaltung briti- 
schen Ansehens und britischer Herrschaft hängt. Schwächt diese Herrenstellung 
vorzeitig, führt vorschnell einheimische Kräfte in die Verwaltung, und das Er- 
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gebnis wird nicht eine Steigerung, sondern eine Herabsetzung der Freiheit für diek | 
ölkerung sein . . - 4 
a ne aus’ der Warnungsrede dieses typischen Prokonsuls) | 
bedenkenswert. Aber bedachte es das Herrenvolk Alt-Englands, als es die blutsver-, | 
wandte germanische Führerstellung im „Nahen Osten“ zerschlug und so die | 
heutige Freiheit, das heutige Glück der deutschen Minderheiten wie der andern 
in diesem Teil des Ostens herbeiführte? Frage man doch in Agram oder Czerno- 
witz, in Bromberg, Riga oder Reval, wie viele es dort gibt, die bei einer solchen 
Rede ausrufen: Die Mühlen Gottes mahlen langsam — aber nicht einmal so lang- 
sam, wie wir ıgı4 beim Kriegsausbruch und ıgı9 beim Ausbruch dieses Friedens 
dachten! — 
Sie werden auch ı930 im Osten weitermahlen! 


Otto MauLL: 
Berichterstattung aus der amerikanischen Welt 


Die „Schwarzen Tage“ in der Union, die Bemühungen Hoovers um die Stabilisierung der Wirt- 


schaft und die Jahresbotschaft des Präsidenten. — Vereinsstaatliche Zollvorlage. — Aussichten 
der Londoner Konferenz. — Washington und Moskau. — Mexiko. — Nicaragua. — Haiti. — 
Irigoyen. — Iberoamerikanische Ausstellung in Sevilla. 


„Schwarze Tage“ hat man die jüngste Periode bezeichnet, als man die Folgen 
des Börsenkrachs, die auch den alten Kontinent nicht unversehrt gelassen haben, 
so richtig überblickte. Damit ist die Konjunkturperiode, die 1922 begonnen hat, 
zunächst einmal abgeschlossen. Auf welche Zeit? Das wird kaum jemand sagen 


können. „Der Kurseinbruch am Aktienmarkt in den Tagen vom 24. Oktober bis 
13. November 1929 hat zunächst völlige Ungewißheit über den weiteren Gang der 
konjunkturellen Entwicklung geschaffen; da schon in den Vormonaten ein Rück- 
gang der Produktionsleistungen zu beobachten war, wagt niemand, eine Besse- 
rung der Lage für die nächste Zeit vorauszusagen, zumal die Ereignisse auf dem 
Aktienmarkt in die Herbstzeit fielen und sich dem normalen Rückgang der Pro- 
duktion in den Wintermonaten zugesellen. Andererseits ist festzustellen, daß das 
Bank- und Kreditwesen durch die jüngsten Vorgänge keineswegs in Unordnung 
geraten ist und Kredit reichlich zur Verfügung steht, daß das Preisniveau sich 
seit Jahren durch große Stabilität ausgezeichnet und selbst in den letzten Wochen 
nur mäßig gelitten hat, daß in den vom Produktionsrückgang betroffenen Indu- 
strien günstige Momente eine Widerstandsfähigkeit bedingen, die sich einem un- 
vermittelten Übergang zu einer Wirtschaftskrise wirksam entgegenstellen. Und 
schließlich steht man vor den neuartigen Bemühungen der Regierung, die ganze 
Widerstandskraft der Wirtschaft in einem planmäßigen Kampf gegen die Depres- 
sion anzusetzen, ohne daß es aber möglich wäre, den Einfluß dieser Politik abzu- 
schätzen.“ So sieht ein Bericht des „Wirtschaftsdienstes“ (1929, Heft 49), die all- 
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‚gemeinen Symptome zusammenfassend, die Lage des Augenblicks an. Der in 
‚diesem Bericht gemachte Hinweis, daß a die Regierung nicht tatenlos der auf- 
steigenden Gefahr gegenüberstehe, bezieht sich auf Besprechungen Hoovers 
mit einer großen Zahl von Wirtschaftsführern und die Vorschläge des 
‚Präsidenten, die sich an diese anschlossen. Sie haben praktisch zum Ziel, alle 
Lohnherabsetzungen zu vermeiden und die Wirtschaft auch weiterhin mit aus- 
reichenden Aufträgen zu versorgen, um damit die Prosperität zu sichern. Nach 
allem, was verlautbart ist, hat Hoover mit diesem Vorgehen einen außerordent- 
lichen Erfolg zu verzeichnen. Es heißt, daß die ihm freundliche Presse diese 
Aktion als die größte bezeichnet, die in Friedenszeiten je ein Präsident der Ver- 
einigten Staaten unternommen habe. Ob es allerdings gelingen wird, den glatten 
‚Nachweis zu erbringen, daß der Börsenkrach in keiner Beziehung zur Produktion 
stehe, und ob die Industrie ihr vorher in Aussicht genommenes Programm un- 
beirrt durchzuführen vermag, mag dahingestellt bleiben. Freilich ist dafür in 
einem kapitalkräftigen Land wie Amerika mehr Aussicht vorhanden als anderswo. 
Immerhin verdient außerordentliche Beachtung, daß die Regierung ihre Aufmerk- 
samkeit sofort der Gefährdung der Wirtschaftslage zugewendet hat und so Aus- 
sicht besteht, daß eine einheitliche Aktion der Gefahr Herr zu werden vermag. 
Dazu wird allerdings-auch viel beitragen ein gewisser Optimismus in der Industrie, 
die in einzelnen Zweigen normal beschäftigt ist. 

Einen außerordentlich günstigen Eindruck hat auch die Jahresbotschaft 
"Hoovers an den Kongreß gemacht, in der er die schwebenden Hauptfragen 
der Außen- und Innenpolitik beleuchtete. Zum Youngplan und dem deutsch- 
amerikanischen Abkommen über die deutschen Zahlungen an Amerika glaubte er 
auf notwendige Konzessionen Amerikas bzw. der anderen Mächte hinweisen zu 
müssen. Der größte Teil der Restbeträge des beschlagnahmten deutschen Eigen- 
tums werde im Laufe des nächsten Jahres zurückgegeben werden. Mit besonderem 
Nachdruck ging er auf das Abrüstungsproblem ein. Schon aus staatswirtschaft- 
lichen Gründen sei eine solche Abrüstung zu fordern. Für die Landesverteidigung 
seien im laufenden Jahr 730 Mill. $ aufgewendet worden. Die Gesamtsumme der 
Ausgaben übersteige die der stärksten Militärmächte der Welt. Es hänge natürlich 
vom Ausgange der Londoner Konferenz ab, in welchem Maße Abstriche an diesen 
Zahlen möglich seien. Sollte die Konferenz ohne Verständigung enden, so wären 
die Vereinigten Staaten gezwungen, in den nächsten sechs Jahren im Jahr 
1200 Mill. $ auszugeben, wozu noch die Kosten für die Unterhaltung einer 
größeren Flotte kommen. Nach dem Kelloggpakt dürften Heer und Flotte nur 
Verteidigungszwecken dienen. Nie seien die Friedensgarantien so stark wie jetzt 
gewesen. Dem Beitritt der Vereinigten Staaten zu dem Haager Schiedsgerichtshof 
stehe nichts mehr im Wege, da er in der geplanten Weise keinerlei Annäherung 
an den Völkerbund bedeute. Der Präsident befürwortete ferner eine Herabsetzung 
der Einkommensteuer. (Diese ist inzwischen um 1 °/, herabgesetzt worden.) Un- 
gezügelte Spekulation am Aktienmarkt habe allerdings zu einem Zusammenbruch 
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geführt. Aber das Kreditsystem sei davon unberührt geblieben, und SR ae | 
der Lebensnotwendigkeiten seien nicht gestiegen. Er hoffe, daß die wirtschaftliche | 
Lage zu stabilisieren sei. Die Verhältnisse in der Landwirtschaft DEREN sich. 
Das neue Gesetz der Einwanderungsbeschränkung bezeichnet er, obgleich er gegen 
die Prinzipien der Quotenfestsetzung gewesen sei, als eine gesunde Maßnahme, 
doch hoffe er, daß gewisse Abänderungen zu gewinnen seien (Arbeitssekretär 
Davis, der zugleich Leiter der Einwanderungsbehörde ist, hat inzwischen dem 
Senat in seinem Jahresbericht entsprechende Vorschläge gemacht. In Europa 
warteten 2 Mill. Menschen darauf, nach Amerika einwandern zu können. Er regt 
in seinen Ausführungen die Zulassung von gewissen Gruppen von Ausländern 
außer der Quote an, wenn die Arbeitsverhältnisse in der Union nach besonders 
qualifizierten Menschen verlangten. Auch die Einreise von Saisonarbeitern müsse 
ermöglicht werden). Die Durchführung der Prohibitionsgesetze ließen zur Zeit 
noch viel zu wünschen übrig. Die Durchführung solle vom Schatzamt auf das 
Justizministerium übertragen werden. Auch sollen die Bestimmungen zu einem 
einheitlichen Gesetz vereinigt werden. Besorgnis sprach aus den Bemerkungen 
über das Anwachsen des organisierten Verbrechertums. Das Verhältnis zu Latein- 
amerika gestalte sich immer freundlicher. Nur auf den dringenden Wunsch der 
Regierung Nicaraguas blieben die Marinetruppen in dieser mittelamerikanischen 
Republik. Hoover hofft auch, daß er die Marinetruppen bald aus China zurück- 
ziehen könne. 

In der Beschlußfassung über die amerikanische Zollvorlage ist eine neue 
Verzögerung eingetreten, nachdem der Finanzausschuß des Senats sich über die 
Zollsätze für Chemikalien, Steingutwaren, Metalle, Hölzer, Tabak, Agrarprodukte, 
Spirituosen, Baumwollwaren und Flachs einigermaßen geeinigt hat. Besonders . 
über die Zölle für Kampfer, Teerprodukte und ferner vor allem über die Be- 
wertungsklausel bestehen noch starke Meinungsverschiedenheiten. In dieser ' 
schwierigen Erledigung der Zollnovelle spricht sich weit mehr aus, als gewöhn- 
lich angenommen wird. Es ist der Gegensatz zwischen Ost und West, zwischen 
den industriellen und den agrarischen Staaten, der sich bis tief — vielleicht diese: 
auflösend — in die Republikanische Partei hinein fortsetzt. Es ist schließlich der: 
Kampf der Einzelstaaten überhaupt gegen die Zentralgewalt, deren Stärkung die: 
Weststaaten in der industriellen Einheitsfront des Ostens argwöhnen. 

Aus der bisherigen gegenseitigen Fühlungnahme der Staaten, die sich an den | 
Beratungstisch der Londoner Konferenz zu setzen gedenken, geht hervor, daß» 
man zu einer Einigung über die Proportion des Gefechtswerts vermutlich nur in: 
beschränktem Maße kommen werde, weil die besonderen Verteidigungsmöglich- - 
keiten eines jeden Landes dabei berücksichtigt werden müssen. Nur auf Grund | 
eines solchen Zugeständnisses hoffe man die weiteren Meinungsverschiedenheiten ı 
zu überbrücken. Die Schwierigkeiten, die die Japanischen Forderungen anfäng-- 
lich bereiteten, können anscheinend überwunden werden, so daß wahrscheinlich ı 
als empfindlichster Punkt die von Italien angestrebte Flottenparität mit Frank-- 
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_ reich bleiben wird. Unstreitig wird sowohl außen- wie innenpolitisch vom Ausfall 
der Londoner Konferenz für die Vereinigten Staaten ungeheuer viel abhängen. 
L, Die Kriegsgefahr zwischen der Sowjetunion und China hat der vereinsstaat- 
lichen Regierung den Anlaß gegeben, die russische Regierung auf die Konse- 
_ quenzen aus dem Kelloggpakt aufmerksam zu machen und damit einen mora- 
lischen Druck auf Rußland auszuüben. Die Moskauer Regierung hat diese Ein- 
mischung in ziemlich abweisendem Ton zurückgewiesen und darauf hingewiesen, 
daß sie direkt mit der Mukdener Regierung verhandeln werde. 

In der mexikanisch-mittelamerikanisch-westindischen Zone fehlt es leider nicht 
an politischen Sturmzeichen. Aus Mexiko, dessen Wahlen relativ ruhig verlaufen 
sind und das sich entschlossen hat, sich im Völkerbund durch einen Beobachter 

‚ vertreten zu lassen, kommen Befürchtungen, daß die Wahl ein ernstes Nachspiel 
auslösen werde. Vasconcelos, der Gegenkandidat, habe einen Aufruf zum Sturz 
der jetzigen Regierung erlassen. Auch sollen zwischen dem Präsidenten Ortiz Rubio 
und seinen Militärsachverständigen schwere Meinungsverschiedenheiten über die 
Verminderung der Armee von 60000 auf 55000 Mann entstanden sein. Man 
glaubt ferner, daß der Präsident Calles und Portes Gil in sein Kabinett aufnehmen 
werde. In Nicaragua hat neuerdings wieder ein Gefecht zwischen den Regie- 
rungstruppen und einer wohlausgerüsteten Bande stattgefunden, wobei es aber 
dahingestellt bleiben muß, ob es sich um den Auftakt zu einer umfassenderen 
‚ Aufstandsbewegung handelt. Unruhen unter den Studenten der landwirtschaft- 

"lichen Hochschule und ein Streik der Zollbeamten auf Haiti (anfangs Dezember) 

» hat zur Verhängung des Standrechts in dem Staate und zur Landung von weiteren 
500 Mann vereinsstaatlicher Marineinfanterie geführt, die die 700 Mann Be- 
satzungstruppen verstärken sollen. Auf diese Intervention in Haiti hin hatten in 
New York und Washington einige kommunistische Demonstrationszüge stattge- 
funden, die durch die Polizei aufgelöst werden mußten. 

Die Verstimmung, die in weiten Kreisen des argentinischen Volkes gegenüber 
Irigoyen herrscht und zu einer heftigen Pressekampagne gegen den Präsidenten 
geführt hat, hat neuerdings auch ein Attentat ausgelöst, bei dem der Präsident 
unverletzt blieb. 

Wenn man es nicht schon lange vorher gewußt hätte, so hätte die Ibero- 
amerikanische Ausstellung in Sevilla bewiesen, daß es ein iberoameri- 
kanisches und ganz besonders spanisch-amerikanisches Gemeinschaftsgefühl gibt. 
Man wird daraus aber bestimmt nicht etwa auf wirklich materiell realisierbare 
Bindungen schließen dürfen. Es sind besonders kulturelle, rein geistige Be- 
ziehungen, die die Tochterländer mit dem Mutterland verknüpfen. 

Die „Frankfurter Zeitung“ hat seit dem 15. Dezember eine wirtschaftlich orien- 
tierende Aufsatzreihe über „Südamerika — der aufsteigende Erdteil“ ver- 
öffentlicht, die eine treffliche Übersicht über letzte Vorgänge und Zustände in 
den einzelnen Staaten gibi. Auf sie möge hier nachdrücklich aufmerksam ge- 
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HANS ZEHRER: 
Ist eine deutsche Außenpolitik überhaupt möglich? 


Ist Politik heute überhaupt noch möglich? Die Frage klingt absurd, und noch 
absurder sieht die Antwort aus, denn sie lautet: nein! Warum? Ist Politik nicht 
etwas, was man zu jeder Zeit und unter jeder Bedingung treiben kann? Hier ist 
ein Raum. In diesem Raum lebt eine Gemeinschaft. Sind die Vorbedingungen zur 
Politik damit nicht schon gegeben? Nein! Volk und Raum stellen lediglich das 
tote Material der Politik dar. Sie sind Fleisch und Knochengerüst. Wenn ihnen 
der Funke fehlt, jenes unaussprechliche Dritte, das erst die Politik ermöglicht, 
ist der Körper noch ungeboren, oder schon tot, oder er schläft. 

Entscheidend für die Möglichkeit einer Politik ist die Frage, ob der Gemein- 
schaft, die in diesem Raum lebt, ein einheitliches, plastisches Vorstellungsbild 
gegenwärtig ist, das unbewußt und rein gefühlsmäßig ihre Haltung, ihre Tendenz, 
ihre Dynamik bestimmt. Dieses Vorstellungsbild ist weder ein Programm, noch 
ein Name, noch ein Ziel. Alles das ist sekundär und erst die Folge des Vorstellungs- 
bildes. Primär ist jene gespannte, ganz bestimmte Haltung der Seele, die diese 
Gemeinschaft besitzt und aus der letzten Endes ihre Programme, ihre Forderungen, 
ihre Taten und ihr Schicksal entspringen. Fehlt diese innere Gespanntheit, fehlt 
dieses seelisches Vorstellungsbild, so ist es unmöglich, Politik zu treiben. Raum 
und Gemeinschaft bleiben totes Material. Man kann ihnen abstrakt und mathe- 
matisch noch ein Drittes hinzufügen, ein Ziel, man wird aber damit niemals jenen 
dynamischen Elan erhalten, ohne den Politik nicht möglich ist. Denn erst die 
Arbeit an, mit und gegen jenen dynamischen Elan, der Volk und Raum in jenem 
Dritten vereinigt, ist Politik. 

Es gibt Zeiten und Perioden, in denen die zur Politik notwendige seelische 
Gespanntheit nicht vorhanden ist. In denen die Gemeinschaft weder zu sich, 
ihrer Eigenart, ihrer Geschichte und ihrem Schicksal, noch zu dem Raum, in 
dem sie lebt, ein Verhältnis hat. Diese Periode besteht heute in Deutschland. Wir 
haben seit 1918 ein Vakuum. Ursache dafür ist: die bis ı918 in der Gemein- 
schaft wirksamen Vorstellungsbilder sind zerstört worden. Sie haben sich im Blut- 
rausch des Krieges übersteigert und sind ausgebrannt. Was das Jahr 1918 noch 
überdauerte, ist in den letzten zehn Jahren fortlaufend weiter destruiert worden. 
Ein neues Vorstellungsbild aber hat sich bis heute nur erst in wenigen Köpfen 
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- geformt. Oder sagen wir deutlicher: dieses Vorstellungsbild einer denkenden und 
4 handelnden Oberschicht ist noch nicht derart plastisch, daß es zum Sauerteig in 
"der Gemeinschaft werden kann. Denn diese Oberschicht ist heute ebenfalls erst 
im Werden und zahlenmäßig noch zu gering. 
- * Wir stehen in Deutschland also vorläufig in einem Vakuum, in einer Zeit des 
_ Überganges, in der alle bis 1918 wirksamen Vorstellungsbilder destruiert werden 
_ und langsam verblassen, und in der neue Ideen noch nicht gefunden, jedenfalls 
noch nicht wirksam sind. Wir haben mit mindestens 50 Jahren deutscher Ge- 
schichte und deutscher Entwicklung zu brechen. Und da sich dieser Bruch nur 

auf der Basis des Persönlichen, des Menschlichen vollziehen kann, da man 1918 

nicht sofort neue, durch Erziehung und Tradition unbelastete Menschen einsetzen 
' kann, da selbst die Jugend noch in alten Formen aufwächst, so ist man abhängig 

von der Generationsfrage. Der persönliche Intellekt kann sich abstrakt und sofort 
auf die neue Ebene schwingen, die Trägheit und Zähigkeit der menschlichen Natur 
- aber braucht dazu Jahrzehnte. 

Die Tatsache dieses Vakuums ist heute bei keiner der einzelnen Arten von 
Politik, innen oder außen, Wirtschaft oder Finanz, Kultur oder Recht, die in 
Deutschland getrieben werden, abzustreiten. Sie beherrscht auch völlig die Außen- 
politik. Die deutsche Außenpolitik der Übergangszeit — also jener Zeit, von ıgı8 
ab, in der wir heute noch mitten darinstehen — ist entweder Konjunkturpolitik 
gewesen, wie sie der Tag, die Stunde notwendig machte, ein Lavieren vor dem 
Winde, ein Operieren auf der Linie des geringsten Widerstandes. Und als solche 
“ ist sie gut, nützlich und einzig möglich gewesen. Oder aber sie ist gekennzeichnet 

durch dieses ideenlose Vakuum, in dem sich der Kampf zwischen alten, zusammen- 
brechenden Vorstellungsbildern und neuen irrealen Utopien abspielte. Ausgehend 
von dem „Nein“, das Brockdorff-Rantzau in Versailles empfahl, über Rapallo, 
den Ruhrkampf, bis zur Mandatspolitik und gewissen Genfer Konferenzen, bei 
denen man den Deutschen die stolze Freude zu deutlich anmerkte, endlich mit 
den Großen wieder gleichberechtigt an einem Tisch sitzen zu dürfen, zieht sich 
die rote Linie von Vorkriegsvorstellungen, von denen man sich noch nicht gelöst 
hatte. Auf der anderen Seite läuft parallel die Linie der substanzlosen, irrealen 
Utopien, beginnend mit der Erfüllungspolitik a tout prix, Kampf gegen koloniale 
Unterdrückung, Weltfriedensparole und Paneuropa, die einen Kosmopolitismus in 
die Außenpolitik hereintragen, den man sich nur leisten kann, wenn man auf 
einem festen Fundament steht. 

Bei allen diesen Themen und Parolen fehlt das neue reale Vorstellungsbild, 
um das man sie gruppieren kann und von dem sie erst ihre Wertbemessung und 
Rangordnung erhalten. Ohne dieses Vorstellungsbild sind sie vorläufig wertlos. 
Sie sind nichts anderes als die verschiedenartigsten, oft sogar direkt entgegen- 
gesetzten Wege, ohne eine einheitliche Gespanntheit. 

Da die Dinge so liegen, ist es unter den heutigen Umständen unmöglich, eine 
wirkliche Politik in Deutschland zu treiben. Soll man also resignieren und die 
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Hände in den Schoß legen? Keineswegs! Man muß sich nur darüber klar sein, | 
daß man heute nicht Politik treiben kann, sondern daß man zunächst erst die 
Möglichkeiten zu schaffen hat, überhaupt wieder Politik treiben zu können. Das | 
heißt praktisch: wie kann man der Gemeinschaft ein neues Vorstellungsbild ein- 
hämmern, das imstande ist, die Spannung zu schaffen, die für die Politik nun 
einmal nicht zu entbehren ist? 


Das Nationalgefühl 

Erster Grundsatz: Außenpolitik ist ohne Nationalgefühl nicht möglich. Erst 
im Nationalgefühl gewinnt ein Volk, eine Gemeinschaft, ein Verhältnis zu sich 
selbst, das es ihm ermöglicht, sich mit anderen Völkern auseinanderzusetzen. Be- 
sitzt ein Volk dieses zentrale Bewußtsein seiner selbst nicht, so ist es Flugsand, 
mit dem man nichts anfangen kann. Erst das nationale Bewußtsein schafft den 
Rahmen, in dem ein Volk zu sich selbst kommen und in dem es seine Spannungen 
sammeln kann. 

Dieses deutsche Nationalgefühl befindet sich seit ıg1ı8 ebenfalls in jenem 
Vakuum, in dem man die beiden parallelen Linien festsiellen kann: Fortsetzung 
eines alten Nationalismus, der praktisch 1918 zusammengebrochen ist, und haltlose 
Utopie eines neuen Weltgefühls, das einem substanzlosen Bildungs-Kosmopolitismus 
entspringt. Der Deutsche ist gerade hierin besonders schlimm dran, weil er, ähn- 
lich wie der Russe, in seinem nationalen Bewußtsein grenzenlos ist. Er fordert, 
wie der Pfarrer Brand bei Ibsen, „alles oder nichts!“ Er steht damit dauernd 
zwischen zwei Gefahren. Entweder: dieses Nationalgefühl ist in dem Rahmen eines 
Staates eingefangen, dann wird es diesen Staat ohne Maß und Selbstbeschränkung 
vorwärtszutreiben suchen. Wilhelm II. mit seinen Reden und Unvorsichtigkeiten 
entsprach durchaus diesem Bild. Oder aber es besitzt den Rahmen dieses Staates 
nicht. Dann wird es sofort in Kosmopolitismus, Weltbürgertum und pazifistischer 
Erlösungsutopie umschlagen und allen anderen Völkern dadurch auf die Nerven 
fallen. Auf irgendeine Art soll eben die Welt immer am deutschen Wesen genesen. 
Dabei ist es allerdings nicht so intensiv wie das russische Weltgefühl. Wir haben 
also die Tatsache, daß das deutsche Nationalgefühl bisher noch nicht jenen weiten 
Rahmen des Staates gefunden hat, den es ausfüllt, ohne ihn zu sprengen, daß es 
auf der anderen Seite nicht so stark ist, um Weltideen an sich zu reißen und 
intensiv zu vertreten. 

In dem Vakuum seit 1918 _bis heute herrscht nun die nationale Spannungs- 
losigkeit. Zusammengebrochene Vorstellungsbilder führen verzweifelt ihre letzten 
Kämpfe. Immer wieder flackert jenes Vorstellungsbild auf, das entstand zur Zeit 
des starken Staates und der größten europäischen Militärmacht. Seine Exponenten 
waren: die schwarze Reichswehr, der Panzerkreuzer bis zu der Aktion Hugenbergs. 
Daneben ringt die kosmopolitische Utopie um ihre Behauptung, die in der Ver- 
ständigungspolitik aktuell-politisch durchaus tragbar ist, in der paneuropäischen 
Utopie bereits irreal wird, und in der Parole der Kriegsdienstverweigerung die 
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_ Grenzen des Landesverrats streift. Es ist sicher, daß beides Übergangserscheinungen 

sind und daß sich aus beiden einmal ein neues Nationalgefühl entwickeln wird, 

Nur ist es eben heute noch nicht vorhanden. Und deshalb ist es vorläufig wich- 

_ tiger, an diesem Nationalgefühl zu arbeiten, als Außenpolitik zu treiben. 

Wie sieht dieses kommende deutsche Nationalgefühl aus? Es kann sich auf 
beides nicht stützen: weder auf den alten Begriff des Staates noch auf die heutige 
_ kosmopolitische Utopie. Der alte Begriff des Staates ist überlebt, ganz abgesehen 
davon, daß wir in absehbarer Zeit nicht die Möglichkeit haben werden, ihn gegen 
bis an die Zähne bewaffnete fremde Staaten durchzusetzen. Die neue Utopie der 
Weltbrüderschaft ist ebenfalls ungeeignet, sofern man es nicht begrüßt, von anderen 
Völkern nach Herzenslust ausgebeutet zu werden. Eines ist aber sicher: dieses 
kommende deutsche Nationalgefühl wird von beiden etwas enthalten müssen. Da 
“der Begriff des Staates sich als zu eng, derjenige der Welt sich als zu weit er- 

_ wiesen hat, muß es auf der Mitte zwischen beiden zu finden sein. Und es gibt 
einen Begriff, der beides in sich vereint und zugleich tief genug liegt, um ein 
Fundament abzugeben: die Nation. 

Wo ist heute die Nation? Wie groß ist sie? Wieweit erstreckt sie sich? Es geht 
nicht mehr um das alte Deutsche Reich. Auch dieses Reich ist ein wilhelminisches 
Residuum. Es geht um die Nation deutschen Blutes und deutscher Zunge. Bevor 
wir an diese Grundlagen eines nationalen Bewußtseins, an das Volkliche, keinen 
Anschluß gefunden, bevor wir nicht jenes Verständnis für die Zusammengehörig- 

keit alles dessen, was unseres Blutes und unserer Sprache ist, gewonnen haben, 
‚ist es zwecklos, Politik treiben zu wollen. Um diesen Anschluß, dieses Verständnis 
' jedoch finden zu können, müssen wir uns zuvor von dem Vorstellungsbild des 
wilhelminischen Staates freimachen. Man sieht deshalb hier zum erstenmal deut- 
lich die Zweckmäßigkeit dieses Vakuums, in dem wir uns befinden. Alte Staats- 
auffassung und neuer Internationalismus destruieren sich gegenseitig. Die neue 
kosmopolitische Utopie unterhöhlt das alte Vorstellungsbild vom Deutschen Reich, 
sie wird aber durch die Reaktion und Abwehr, die sie auslöst, gleichzeitig selbst 
destruiert. Aus dem Zusammenbruch beider muß das neue deutsche Nationalgefühl 
erwachsen, das die alten, starren Grenzen des Staates sprengt und die ganze Nation 
umspannt, die heute verstreut in kleinen Gruppen und Minderheiten überall außer- 
halb zu finden ist; das aber andrerseits sich bewußt auf die Nation beschränkt 
und auf die utopischen Welträume verzichtet. 


Der Raum 


Zweiter Grundsatz: Außenpolitik ist ohne eine bestimmte Raumvorstellung 
nicht möglich. Erst durch das Bewußtsein, in einem bestimmten Raum zu leben, 
erst durch das Gefühl des Verwachsenseins mit diesem Raum, entsteht jene Span- 
nung, ohne die Politik nicht zu treiben ist. Besitzt ein Volk dieses zentrale Be- 
wußtsein des Raumes, der ihm gehört und den es zu erfüllen hat, nicht, so ist 
es Flugsand, mit dem man nichts anfangen kann. Erst das Bewußtsein des be- 
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grenzten Raumes schafft den Rahmen, in dem ein Volk zu sich selbst kommen | 


und in dem es seine Spannungen sammeln kann. 


Auch dieses Raumgefühl läßt sich schwer definieren. Dichterisch schildert ba | 
F. Sieburg plastisch in seinem eben erschienenen Buch über Frankreich. „Tritt 
man mit einem Franzosen vor die Karte seines Landes, so wird er wahrscheinlich 
in den meisten Fällen mit einer fast zärtlichen Bewegung seiner Hand ihre Um- 


risse nachfühlen, die Linien der Seine und Rhöne verfolgen, die sanften Bogen 
abtasten, die das Meer immer wieder ins Land schiebt und schließlich den warm- 
gewordenen Blick nur mühsam und mit dem Ruf lösen: ‚Quel beau pays!‘ 
Gemäß seiner Naturempfindung empfindet er, daß die Verantwortung und das 
Verdienst für diese geographische Eleganz ein wenig ihm zufällt. Denn wenn er 
auch nicht der Schöpfer ist, so hat er doch die Wahl getroffen und das Land zu 
der beglückenden Einheit zusammengeschlossen, als die es heute erscheint. Er 
fühlt vor dieser Karte das Walten des Geistes — und wessen Geistes, wenn nicht 
seines eigenen!“ Es ist dieselbe Vorstellung, die der Engländer besitzt, wenn er 
vom Empire spricht. Es ist ein bestimmtes, geschlossenes, seelisches Vorstellungs- 
bild, aus dem die Spannungen, Energien und Tendenzen in der Gemeinschaft 
erwachsen, die für die Politik erst den Elan abgeben. 

Dieses Raumbild braucht durchaus nicht geographisch geschlossen sein. Das 
zersplitterte Empire stellt bestimmt kein geschlossenes geographisches Gebilde dar. 
Auch der französische Raum ist nicht geschlossen. Sieburg schildert ihn: „In der 
Tat stellt Frankreich keine geographische Einheit dar und hat nur in den Pyrenäen 
eine natürliche Grenze, was die politischen Verführer und Demagogen, die diesen 
Begriff von Zeit zu Zeit brauchen, auch sagen mögen. Das Gelände verfließt so- 
wohl nach Belgien, wie auch nach Deutschland zu, und nicht weniger mischen 
sich die Stämme weit über die politischen Scheidelinien hinweg... Gemeinsam 
ist jedoch diesen Teilen, daß sie französisch sind, und nicht etwa nur im poli- 
tischen ‚Sinne. Was sie zu einem Ganzen gefügt hat, ist der bebauende Geist des 
Franzosen, der sie nach seinem Bilde geprägt hat.“ Also nicht auf die geogra- 
phische Geschlossenheit des Raumes kommt es an, sondern darauf, daß das Vor- 
stellungsbild dieses Raumes innerhalb der Gemeinschaft geschlossen und klar ist. 
Wenn der Engländer vom Empire spricht, der Franzose von Frankreich, so steht 
unbewußt das Bild jenes Raumes vor ihm, und dieses Bild prägt und bestimmt 
seine Forderungen, Behauptungen und seine Tendenzen. Wenn der Deutsche von 
Deutschland spricht, was steht vor ihm? Welches Raumbild? Welche Geschlossen- 
heit? — Nichts! 

Selbst das kaiserliche Deutschland hat nur ein unbestimmtes Vorstellungsbild 
vom Deutschen Reich zu prägen vermocht. Preußen, Bayern, Baden, Württemberg, 
jeder Staat einzeln besaß dieses Bild. Zusammen aber besaßen sie es nur vage. 
Durch die Rleinstaaterei der Dynastien und die Eigenbrötelei der Stämme ist uns 
ein einheitliches Raumbild bisher vorenthalten worden. Es zu schaffen ist heute 
die wichtigste Aufgabe in Deutschland. Denn erst durch dieses Vorstellungsbild 
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erden die Massen zusammengeschweißt und erhalten j jenen Elan, den man zur 
E braucht. _— 
Wie aber kann man ein Raumbild schaffen? Daß es geographisch Kicht vor- 
handen zu sein braucht, sondern daß man es künstlich schaffen kann, wurde an 
dem Beispiel Frankreichs deutlich. Wie aber müssen die Mittel sein, um es zu 
schaffen? Es gibt in dem speziellen Fall Deutschlands nur zwei Mittel, die die 
_ Barrieren und Schranken, die diesem einheitlichen Vorstellungsbild bisher im 
Wege stehen, beseitigen können: eine große Revolution oder ein konsequenter 
Föderalismus. Beide laufen parallel und berühren sich, denn der Föderalismus ist 
ja nur die evolutionäre und unblutige, dafür allerdings auch zeitraubendere 
"Lösung, während die Revolution die Lösung der kürzesten Zeit, der intensivsten 
Stärke und des Vertrauens in das Chaos ist. 

"Widerspricht der Föderalismus nicht direkt der Geschlossenheit des Raum- 
‚bildes, die man erstrebt? Es könnte äußerlich so aussehen. Nur muß man um- 
‚denken lernen. Um ein Raumbild zu schaffen, um einen projektierten Raum zu 
füllen, genügt es nicht, diesen Raum abstrakt abzustecken und ihn der Gemein- 
schaft als Programm vorzusetzen. Was zwingt sie dazu, dieses Programm zu akzep- 
tieren? Und wer garantiert dafür, daß sie dieses Programm wirklich innerlich in 
sich aufnimmt — denn nur so schafft es praktische politische Spannungen — und 
nicht lediglich intellektuell aufgreift und es zur wirkungslosen Phrase degradiert ? 
In diesem Falle nämlich schafft es keine politischen Spannungen. Das beste Bei- 

j spiel für diese intellektuelle Methode ist die paneuropäische Bewegung, die theo- 
- retisch hundertprozentig recht haben mag, praktisch aber nicht einen Funken 


politischer Spannung erzeugt. Die Parole Paneuropa wirbelt viel Staub auf, das 
Raumbild aber bleibt tot und kalt wie eine abgestorbene Perle. 

Es genügt also nicht, einen Raum abzustecken und der Gemeinschaft einzu- 
hämmern: dies ist euer Raum! Sondern entweder überschwemmt und erfüllt man 
ihn revolutionär, oder aber man beginnt im Kleinsten, ganz von unten, indem 
man zuvor jeden einzelnen Teil zur Erkenntnis seiner selbst bringt. Dieser Föde- 
ralismus ist in Deutschland um so notwendiger, weil er die einzige Handhabe 
bietet, den Begriff des zentralistischen und imperialistischen Staates, mit dem wir 
fast ein halbes Jahrhundert erzogen wurden, zu zerstören. 


Mitteleuropa 


Wo ist der deutsche Raum zu suchen? Nehmen wir an, der erste Grundsatz: 
„Außenpolitik ist ohne Nationalgefühl nicht möglich“, wäre begriffen und er- 
füllt. Wir besäßen also eines Tages wieder das Gefühl für die Gemeinsamkeit und 
Zusammengehörigkeit alles dessen, was deutschen Blutes und deutscher Sprache 
ist. Damit wäre auch zugleich der Raum abgegrenzt. Er würde alles das umfassen, 
wo deutsches Blut und deutsche Sprache zu finden sind. Dieser Raum läßt sich 
schwer geographisch abstecken. Gerade weil das deutsche Blut so zersplittert in 
Europa ist, würde man auf der Landkarte sehr bald in Schwierigkeiten geraten. 
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Österreich und Deutschland vereint sind zu wenig, manches andere ist wieder zu. 
viel. Es kommt ja aber nicht auf die scharfe Abgrenzung des geographischen 
Raumes an, sondern entscheidend ist die Geschlossenheit und Intensität des Vor- 
stellungsbildes, das die Gemeinschaft von diesem Raum besitzt. Und die Ge- 
schlossenheit dieses Raumbildes hängt wieder von der Intensität des National- 
gefühls ab, das die Gemeinschaft besitzt. Hier ist der Punkt, wo Volk und Raum 
durch ein Drittes, Seelisches oder Geistiges, zu einer Einheit zusammengeschweißt 
werden, wo Fleisch und Knochengerüst Leben erhalten, wo Dynamik und Elan 
entstehen, ohne die Politik unmöglich ist. 

Um es gleich vorwegzunehmen: der Name dieses zukünftigen deutschen Vor- 
stellungsbildes wird „Mitteleuropa“ lauten. Es ist der einzige Begriff, der alle Be- 
dingungen unserer Lage in sich vereinigt. Er umfaßt die europäische Idee, die 
heute in den Gemütern herumspukt; nur definiert und präzisiert er damit zu- 
gleich unsere besondere nationale Situation. Er stabilisiert die Mittellage alles 
Deutschen. Und er schafft ein Raumbild, das so eminente Spannungen enthält, 
daß es zu praktischer, produktiver Politik prädestiniert ist. Dabei ist er weit und 
umfassend genug und vermeidet die beiden Gefahren, in die der Deutsche leicht 
zu fallen pflegt. Einmal den säbelrasselnden, beschränkten Nationalismus, der in 
einem zu engen Rahmen befangen ist und deshalb sehr leicht zu der Überzeugung 
gelangt, daß er den Mittelpunkt der Welt darstellt und daß „die anderen ihm nur 
kommen sollen“. Also jenen Nationalismus, der im Staats- und im Reichs- 
gedanken emporwucherte. Und zweitens ist er doch wieder so begrenzt und um- 
rissen, daß er sich vom Kosmopolitismus des Deutschen scharf abzuheben vermag, 
wie er sich in den heutigen Utopien des Internationalismus, einschließlich Pan- 
europas, verkörpert. 

Die paneuropäische Bewegung speziell beruft sich mit Vorliebe auf die Reden 
und Äußerungen französischer Staatsmänner, nur unterläßt sie dabei den Hinweis 
darauf, daß das, was der Franzose unter Paneuropa versteht, etwas ganz anderes 
ist als das, was in Wien darunter verstanden wird. Die geistige Grundlage des 
Franzosen ist ein starker, unbeschädigter Nationalismus, durchtränkt mit einem 
ausgesprochenen Kulturbewußtsein. Beides treibt ihn zur Abwehr, wenn nicht 
zum Haß gegenüber Amerika und gegenüber England. Dabei empfindet dieser 
Nationalismus seine Isolierung immer stärker. Er versucht deshalb seine Basis zu 
verbreitern. Dieses französische Paneuropa kann also nur heißen: kontinentaler 
Zusammenschluß unter französischer Führung. Und gerade das wird in .dem- 
selben Augenblick unmöglich werden, wo in Deutschland ein neues National- 
gefühl emporwächst. 

Das völlige Fehlen einer bestimmten Raumvorstellung in Deutschland zeigt 
sich deutlich in den elf Jahren deutscher Nachkriegspolitik, in denen die Vor- 
stellungen des Volkes zwischen Westen und Osten hin und her gerissen wurden 
und in denen in den bewußtesten Köpfen lediglich die nebelhafte Vorstellung 
einer Mittellage existierte, in der man weder für den Westen noch für den Osten 
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‚optieren durfte. Trotzdem wechselte beides oder lief nebeneinander her. Freund- 
schaft oder Bündnis mit Rußland, im Extrem gegen den Westen, und Freund- 
chaft oder Bündnis mit Frankreich, im Extrem gegen den Osten, beides wurde 
in Deutschland vertreten und fand seine Kreise und Parteien, die sich für das 
‚eine oder andere einsetzten. Die bewußtesten und klügsten Köpfe aber argumen- 
‚tierten mit der Mittellage Deutschlands, die jede einseitige Option ausschlösse, 
‚Diese Mittellage näher zu präzisieren und aktiver zu umreißen, war bis heute un- 
möglich, weil einmal die Nachkriegspolitik notgedrungen passiv bleiben mußte, 


und weil ihr ein einheitliches, geschlossenes Nationalgefühl nicht zur Verfügung 
stand. 


Die Mittel und Wege 


Was also müßte man tun, um eine aktive deutsche Außenpolitik überhaupt erst 
‚wieder zu ermöglichen? Die Antwort kann nur lauten: das neue Nationalgefühl 
der Gemeinschaft zu stärken und ihr das Raumbild einhämmern. Wie aber tut 
man das? Es ist leichter, darauf zu antworten, wie man es nicht tut. Das Falscheste, 
'was man heute tun kann, ist die Wiederbelebung des alten Nationalismus, wie sie 
Hugenberg versucht. Und das Wirkungsloseste wäre eine großangelegte Propa- 
ganda für den mitteleuropäischen Raum. Daß beide Methoden diejenigen sind, 
die uns heute wohl zuerst einfallen werden, zeigt, wie sehr wir selbst noch in 
‚alten Vorstellungen befangen sind und mit alten Begriffen operieren. So geht es 
jedenfalls nicht. Aber wie geht es dann? 

Schon die Art der Fragestellung ist kennzeichnend dafür, wie tief uns die 
materialistische Lebens- und Weltauffassung im Blute steckt. Der heutige pseudo- 
aktive Mensch mit der berüchtigten blitzschnellen Auffassungsgabe erfaßt sofort 
zweierlei; Nationalgefühl und Mitteleuropa. Ausgezeichnete Sache. Morgen gleich 
wird die Trommel gerührt, rattern die Rotationsmaschinen, die dringend nach 
neuem Material verlangen, sausen die Telegramme in die Welt, die eine Legion 
halbbeschäftigter Existenzen von neuem mobilisieren und vollaktiv machen. 
Übermorgen bereits steht die Organisation mit Vorsitzendem, Beirat und vielen 
großen Namen. In vier Wochen aber wäre der ganze Rummel vorüber, und 
man würde einem neuen Schlagwort nachlaufen. So geht es nicht! Aber wie 
geht es dann? 

Man muß sich daran gewöhnen, daß auch dem besten Intellekt nicht mehr 
als höchstens 40 %/, Einwirkungsmöglichkeit gegeben ist. 60 %/, wachsen entweder 
ohne ihn organisch aus der Gemeinschaft heraus, oder aber sie wachsen nicht 
heraus. In diesem Augenblick aber ist der Intellekt nichts anderes als ein auf- 
geregter kleiner Schreier auf einsamer Flur, während er sich im anderen Falle 
daranmachen kann, einer bereits vorhandenen Strömung die letzte Feilung und 
Politur zu geben. Beides, Nationalgefühl und Mitteleuropa, wäre leichter zu ver- 
wirklichen in revolutionären Epochen, wo die Aufnahmebereitschaft und Reso- 
nanz ohnedies vorbereitet und gespannt ist. Da wir allem Anschein nach zur Zeit 
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in eıner evolutionären Epoche leben, fällt diese Möglichkeit fort. Was kann aber 
dann getan werden? 

Kleinere Dinge! Man kann Herrn Hugenberg bekämpfen, weil seine Vorstel- 
lung vom Nationalismus der neuen Vorstellung eines Nationalgefühls widerspricht. 
Man kann die Hypertrophie des Internationalismus bekämpfen, weil sie von der 
anderen Seite die Bildung des Nationalgefühls erschwert. Man kann die paneuro- 
päische Idee auf ihre realen Grundlagen zurückführen. Man kann die Pläne der 
Reichsreform und des Einheitsstaates, wo sie etwa dem Vorstellungsbild des mittel- 
europäischen Raumes widersprechen, zersetzen und kritisch beleuchten. Man kann 
verhindern, daß in der heutigen Zeit endgültige und einschneidende Pläne dort 
verwirklicht werden, wo sie dem Weg der Zukunft Barrieren entgegensetzen. Es 
ist also im wesentlichen eine negative Tätigkeit, die man heute ausüben kann 
und die man im gegebenen Falle mit wechselnden Koalitionen ausfechten muß. 
Das ist an sich schon eine wichtige und aktive Arbeit, und Bedarf an Kräften ist 
reichlich vorhanden. Denn leider sehen sich die meisten derer, die heute han- 
deln wollen und vorgeben, handeln zu müssen, nur in der Rolle Napoleons oder 
Bismarcks, darunter aber, etwa in der Arbeit an kleineren Dingen, verlohnt es 
sich ihnen nicht der Mühe. Und das ist schade! 

Ein Weg, und vielleicht ein sehr wichtiger, ist der, den ein Teil der deutschen 
Jugendbewegung beschritten hat. Es sind in den letzten Jahren Tausende und 
Abertausende aus der Jugendbewegung durch den mitteleuropäischen Raum ge- 
wandert. Sie haben persönliche Verbindungen angeknüpft in Siebenbürgen, in 
Böhmen, im Banat, in Kurland und im Memelgebiet. Sie haben damit ein per- 
sönliches Verhältnis zu diesem Raum gewonnen und gleichzeitig Freunde ge- 
worben. 

Ein anderer Weg ist derjenige der Kultur. Wenn nur ein Teil des Geldes der 
Industrie und der Wirtschaft, das jährlich in zwecklose politische oder sonstige 
Unternehmungen fließt, frei gemacht werden könnte, um die deutsche Kultur in 
diesem Raum zu stützen, um die deutschen Schulen zu erhalten und der fran- 
zösischen, intensiven Rulturpropaganda ein Gegengewicht entgegenzusetzen, stünde 
es besser um die deutsche Zukunft. 

Ebenfalls ein Weg ist natürlich derjenige der Wirtschaft, die auf ganz anderem 
Wege viel tiefer gehende und einflußreichere Verbindungen herstellen kann, als es 
der Politik — auch der Kulturpolitik! — jemals möglich sein wird. 

Aber das alles hängt letzten Endes zu 60°/, von einer immanenten Entwick- 
lung ab, auf die man warten muß und zu der man nicht viel tun kann. Solange 
die deutschen Zeitungen das Schicksal der Pekinger Rikschakulis oder der boli- 
Bonischen Indios noch interessanter finden als beispielsweise das Deutschtum in 
Böhmen oder Siebenbürgen, solange ist es wohl noch nicht Zeit. Und solange 
muß man wohl noch warten. Und solange wird man auch keine aktive Außen- 


politik treiben können. Daran werden alle Propagandamaßnahmen wenig ändern 
können. 
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Kar C. von LoEscH: 
Der Kampf für das Recht im Osten“) 


„Wenn Sie heute einen Mann der volksdeutschen Bewegung zum Redner über 
den „Kampf für das Recht im Osten“ bestellt haben, so erwarten Sie, daß er von 
Minderheitenfragen sprechen wird im Völkermischgebiet zwischen dem finnischen 
‚Meerbusen im Norden und dem Schwarzen, dem Ägäischen und dem Adriatischen 
Meere im Süden, zwischen dem geschlossenen Siedlungsgebiet der Deutschen und 
dem der Großrussen, in jenem berühmten, von Völkerproblemen erfüllten Teufels- 
gürtel, in dem Völkermischung und Verzahnung der Regelfall sind und der zur 
Schicksalszone Europas wurde, seit die Völker erwachten und ihrer selbst bewußt 
wurden, seit sie sich als Volkspersönlichkeiten fühlen und entsprechende Persön- 
lichkeitsrechte für sich in Anspruch nehmen. Und Sie sind darauf gefaßt, daß er 
‚Ihnen Klagen über Klagen und, was noch ärger ist, daß er verzwickte Spezial- 
fragen vortragen wird. Ich verspreche, es schonsam zu tun und mich nur auf 
Beispiele zu beschränken und auf die großen allgemeinen Linien. Mit allgemeinen 
will ich auch beginnen. 

Wir leben im Zeitalter der Verständigung der Staaten — ein schöner Gedanke. 
Allen, mögen sie daran beteiligt gewesen sein oder nicht, liegt ja der Weltkrieg 
noch in den Gliedern. Mit Recht treibt die Sorge vor der Wiederkehr kriegerischer 

"Zeitläufte zu Vorbeugungsmaßnahmen verschiedener Art. Man sehnt sich nach 
‚rechtlichen und wirtschaftlichen Abmachungen, die den Frieden sichern sollen. 
Das gilt für Siegerstaaten und besiegte, für neutrale und für solche, die erst gegen 
Ende oder nach dem Weltkrieg entstanden sind. Ich darf also, was vielleicht er- 
staunlich ist, hier eine Einmütigkeit der europäischen Staaten im Ziele feststellen. 
Sieht man freilich näher hin, so löst sie sich rasch auf. Im Wirtschaftlichen er- 
scheint zwar die gemeinsame Basis breiter, wenn auch keineswegs ausreichend, 
im Politisch-rechtlichen aber läuft sie mehr auf einen Gleichklang der Worte 
hinaus. Das Recht auf ungeschmälerten Besitz des Erworbenen — ich habe nicht 
nur gewonnene Landstriche, sondern auch eine Fülle von anderen Rechten im 
Auge, von denen noch zu reden sein wird — wollen die Gesättigten gesichert 
wissen. (Der Ruf nach Sicherheit kommt meist von waffenstarrenden Siegern! Sie 
soll verbürgt werden durch gemeinsame neue Schwüre.) Die anderen aber wün- 
schen ein gleiches Recht für alle, das Aufhören von Benachteiligungen auf allen 
Gebieten des öffentlichen Lebens. 

Es geht aber heute nicht nur um Staaten und ihre Regierungen, sondern um 
die Völker Europas. Wenn ich im Eingangssatz sagte, daß diese heute ihrer selbst 
bewußt geworden sind, so gilt das nicht nur für die jungen Völker, die erst jetzt 
zur Staatlichkeit vorgedrungen sind, sondern auch für ein so altes Volk wie das 
deutsche. Erst in Krieg und Zusammenbruch hat es sich selbst erkannt. Ja, es 


*) Rede, gehalten am 6. 12. 1929 beim Jahresessen des Deutschen Herrenklubs. 
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hat sich nicht selbst entdeckt, sondern aus gemeinsamem Leid, aus dem Dulden- 
müssen der Handlungen anderer ist es am spätesten unter allen erwachten Völkern 
der Erde seiner selbst bewußt geworden, sind die verlorengegangenen Nerven- 
stränge nachgewachsen, auf denen sich der Schmerz über ein irgendwo begangenes 
Unrecht von der Peripherie bis ins Zentralnervensystem fortpflanzt. Es ist aber 
auch nicht das einzige leidende Volk, andere stehen heute mit ihm auf des Glückes 
Schattenseite: Ungarn, Ukrainer und Bulgaren, um nur die größeren Völker zu 
nennen. Vieles von dem für die Deutschen zu sagende gilt auch für diese. Es ist 
nicht so, daß Leid und Freud Europas nach Sprach- oder nach Rassengruppen in 
zwei Lager zerfällt, sondern quer über die wissenschaftlichen Einteilungen geht 
die Scheidelinie von Schatten und Sonne, von Joch und Freiheit. 

Das Mißliche der heutigen europäischen Zustände ist kein Geheimnis, sondern 
es beschäftigt die öffentliche Meinung aller Staaten. Ich spreche hier nicht von 
der Enttäuschung jener, deren Appetit noch viel größer war, die noch lange nicht 
genug Länder bekommen haben, von dem Groll der beim Streite um die Beute 
Benachteiligten. Sondern ich möchte auf den Katzenjammer derer hinweisen, welche 
erkannten, daß die Befriedigung eines Erdteils nicht nur im Zerschlagen histori- 
scher, politischer und wirtschaftlicher Einheiten bestehen kann. 

War die Auflösung des europäischen Anteils der ottomanischen Monarchie im 
9. Jahrhundert von verhältnismäßig geringen wirtschaftlichen Nachteilen begleitet 
gewesen, da die Zustände an und um den Balkan in manchem Sinne noch mittel- 
alterlich waren, so brachte die Zerschlagung der österreichisch-ungarischen Mon- 
archie und die Auflösung der Ostlande des Reiches und der Westlande des Zaren- 
reiches mit ihrer gewaltsamen Zerschneidung auf das Feinste aufeinander ab- 
gestimmter Wirtschaftsgebiete die gröbsten Unzuträglichkeiten mit sich. Wurden 
doch keineneuen Wirtschaftseinheiten geschaffen ; vielmehr traten zahlreiche politisch 
und wirtschaftlich isolierte Staaten an die Stelle des Gewordenen — Staaten, die 
merkantilistischen Idealen nachgingen, möglichst viel ausführen, aber möglichst 
wenig einführen wollten und sich dementsprechend zur Förderung einer nur in 
den Anfängen steckenden und kaum entwickelten Industrie mit gewaltigen Hoch- 
schutzzollmauern umgaben. Ein Mitglied des englischen Parlaments, Sir Clive 
Morrison-Bell, hat sie in sehr anschaulicher Weise figürlich dargestellt*). Handel 
und Wandel stockte, die vergewaltigte Wirtschaft schwand immer mehr dahin und 
die wirtschaftlichen Wunden, die der Weltkrieg allen geschlagen hatte, wollten 
nicht verheilen. Man schloß wohl Handelsverträge ab, nahm auch ab und zu 
ausländische Kredite auf, man bemühte sich sogar gelegentlich um größere Zu- 
sammenschlüsse. Heute, elf Jahre nach dem Weltkrieg, können wir aber fest- 
stellen, daß befriedigende Lösungen in keiner Weise gefunden worden sind. 

Die Franzosen waren die ersten, welche bemerkten, daß man mit der Zer- 
störung auch der wirtschaftlichen Einheit der österreichisch-ungarischen Monarchie 
eine Riesendummheit gemacht hatte und sehr bald fingen sie an, wenigstens 

*) Veröffentlicht in Heft ı2, Dezember 1929, der Zeitschrift für Geopolitik. 
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‚theoretisch, ihren Verbündeten, den Tschechen, Rumänen und Südslawen, den Ge- 
‚danken einer Donaukonföderation als praktisch zu empfehlen. Träger dieser Idee, 
die wenigstens wirtschaftlich die vergangene Donaumonarchie wieder herstellen 
‚sollte, waren ferner die sogenannten altösterreichischen Kreise, die anfangs haupt- 
‚sächlich in den Wirtschaftskreisen der Republik Deutsch-Österreich und Rumpf- 
ungarns Unterstützung fanden. Prag, Bukarest und Belgrad lehnten aber schroff 
‚ab. Standen sie doch unter der suggestiven Furcht vor der Rückkehr des eben 
 vernichteten Habsburgerreiches. Seither sind eine Reihe von Jahren ins Land ge- 
gangen und vieles hat sich geändert. Frankreich protegiert immer noch einen 
solchen Plan, und Prag empfiehlt seit einigen Jahren, freilich unter einem neuen 
Namen, den gleichen mitteleuropäischen Zusammenschluß unter Ausschluß des 
Deutschen Reiches, dafür aber unter politischer Führung der Kleinen Entente. 
Jetzt will man aber gerade deswegen weder in Ungarn noch in Österreich etwas 
davon wissen. Seipel hat als Bundeskanzler nach der Bukarester Konferenz der 
- Rleinen Entente eine höfliche, aber entschiedene Absage erteilt. So stocken heute 
alle mitteleuropäischen wirtschaftlichen Pläne, gleichviel aus welchem Lager sie 
kommen. Es fehlt die wirkliche Bereitschaft, weil die ungelösten politischen Fragen 
trennend dazwischenstehen, obwohl ein wirtschaftliches Bedürfnis zum mindesten 
für einen größeren Zusammenschluß vorhanden ist. 
Wichtiger sind schon manche Ergebnisse der Genfer Weltwirtschaftskonferenz 
und der Tagung der Parıser internationalen Handelskammer, welche nicht so stark 
: politisch vorbelastet sind, sondern grundsätzlich das Recht des Nachbarn gegen- 
- über einer schematisch angewendeten Meistbegünstigungsklausel betonen. 


Die Illusion Paneuropa 


ich darf jetzt kurz einen Blick auf die mehr politischen Bestrebungen, ein 
neues Rechtssystem in Europa zu schaffen, werfen. Da steht schillernd und blank 
poliert, uns allen bekannt, der so geschickt in die Welt geworfene Paneuropa-Plan 
eines halb österreichisch-ungarischen, halb ostasiatischen Grafen. Wir sollten ihn 
bei allem Bedenken, die auch ich diesem Plane gegenüber zum Ausdruck bringen 
werde, doch ohne vorgefaßte Meinungen betrachten. Es ist ein Verdienst Couden- 
hove-Kalergis, die Trommel gerührt und auf das Mißliche der heutigen europä- 
ischen Zustände hingewiesen zu haben, auf die inneren und die äußeren Gefahren, 
die von Amerika unserem Erdteil drohen, eben verschuldet durch die eigene Un- 
einigkeit. Es ist ferner ein Verdienst des Grafen Coudenhove-Kalergi, nachgewiesen 
zu haben, daß es unwahrscheinlich ist, daß der erdumspannende Genfer Völker- 
bund die Sammlung und Kraft finden wird, die großen und nach meiner Meinung 
auch unbedingt notwendigen Reformen der rechtlichen und wirtschaftlichen Zu- 
stände in Europa von sich aus durchzuführen. Das möchte ich bitten, ganz un- 
befangen anzuerkennen. Wenn wir freilich die einzelnen Elemente der Kritik 
Coudenhoves und vor allen Dingen seine sinnfällig einfachen, aber utopischen 
Gegenvorschläge betrachten, so klaffen seine und meine Meinung weit auseinander. 


| 
| 
Coudenhove weiß ganz genau, welche Staaten und Räume in Europa sein Pan- 
europa zusammenfassen und in anderen Erdteilen beherrschen soll. Er schloß ur- | 
sprünglich England aus und Sowjetrußland. England, weil es eine Insel ist und | 
der Kern des überseeischen britischen Empires, Rußland, nicht bloß wegen seiner 
asiatischen Ausdehnungen, sondern vor allem, weil es die westeuropäische Demo- 
kratie ablehnt. Denn — und hier kommen wir zu dem Kern der Coudenhove- 
schen Ausführungen — Paneuropa soll ein Bund demokratisch regierter Staaten 
sein, die Formaldemokratie das Kriterium der Würdigkeit, diesem Bunde anzu- 


gehören. Coudenhove unterschätzt die Schwierigkeiten, fast 3o Staaten zu einer 
politischen und wirtschaftlichen Einheit zusammenzufassen und um sie das Band 
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einer Zollunion zu schlingen, nicht. Aber er wertet sie auch nicht richtig. Er 
unterschätzt die Imponderabilien — die Unzufriedenheiten der Völker mit ihrem 
heutigen Schicksal —, wenn er sagt, die Hauptsache sei, Grenzänderungen nicht 
zu fordern. Er legt daher das Vertragswerk der Pariser Vororte als Ganzes zu- 
grunde und verkündet: ist erst einmal die paneuropäische Union da, so wird für 
die Minderheiten, die magna carta libertatis verkündet — was das ist, sagt er 
nicht. Grenzänderungen brauche man ja nicht mehr, da die bisherigen Staats- 
grenzen bloß noch Verwaltungsgrenzen sein würden. Die Botschaft hör ich wohl, 
allein mir fehlt der Glaube, daß „die Staaten“ und die in ihnen herrschenden 
Völker ihre eingefleischten Unterdrückungsgewohnheiten dann auf einmal auf- 
geben werden. Aber ich stelle fest, daß „das Bedürfnis zu glauben“ in Europa 
und in Deutschland offenbar recht groß ist. Zahlreiche Menschen, nicht nur 
schlechte Patrioten, nicht nur solche, die nicht voll in einem Voikstum verankert 
sind, haben bezaubert von der Verkündigung des nunmehr anbrechenden tausend- 
jährigen Reiches, begeistert zugestimmt. 

Es hat erstaunlich lange gedauert, ehe die Staatsmänner des anderen Lagers 
gemerkt haben, welch glänzender Sukkurs ihnen damit von den Paneuropäern 
(aus Wien) zur Sicherung des ıgıg Gewonnenen gebracht wurde und wie leer 
das Wort der magna carta libertatis für die Minderheiten ist. Heute wissen sie 
es — daher prangen weitberühmte Namen an der Spitze der Briefköpfe der Pan- 
europäischen Union. Immerhin scheinen Briands Vereinigte Staaten von Europa, 
von denen man noch nicht viel mehr als den Namen erfahren hat, noch viel 
realistischer als Machtsicherung gedacht zu sein und in ihrem Rechtsgehalt noch 
magerer ausfallen zu sollen. 

Es gibt auch sozialistische Pläne gleichen Namens. Woytinski hat ein mit 
reicher Statistik versehenes Buch darüber veröffentlicht. Es ist aber im übrigen 
dürftig, Woytinski hat zu viele Parteischeuklappen; sieht er doch im Freiheits- 
streben der Völker letztlich nur chauvinistische Auswüchse ohne wesentliche Be- 
deutung. Darum kann man darüber hinweggehen. Von der abendländischen Be- 
wegung werde ich später sprechen. 

Die einzige Theorie, mit der man sich ernsthaft auseinandersetzen kann, ist 
heute noch die paneuropäische. Gegen sie kann man vielerlei einwenden. Zunächst 
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vom geopolitischen und geschichtlichen Standpunkt aus. Noch nie ist von 28 Staäten; 
in denen mehr als 20 verschiedene Sprachen gesprochen werden, auf einen Schlag 
‚ein solcher Staatenbund geschlossen worden. Das wird also auch diesmal nicht 
‚auf einmal gehen, sondern schrittweise vollzogen werden müssen. Alle großen 
Bünde — und wir haben kein echtes Analogon — sind langsam gewachsen. Zu- 


dem ist das Interesse der randlich gelegenen in einer solchen Vereinigung, die 
doch ein starkes Opfer an Souveränität bedeutet, viel geringer wie bei den Staaten 


‘der Mitte ohne natürliche Grenzen. Skandinavien verhält sich in wirtschaftlicher 
Beziehung zu dem europäischen Festland wie England. Das heißt, fast der ganze 
Warenaustausch vollzieht sich auf dem Meere, und die meerumflossene iberische 
Halbinsel bezieht nur einen kleinen Teil ihrer Fremdwaren mit der Eisenbahn. 


Zwei Linien zwängen sich zwischen dem Meer und den Pyrenäen hindurch, und 
neuerdings überschreitet ein für den Wirtschaftsverkehr ganz unbedeutendes Bähn- 


chen die Höhe dieses völkertrennenden Gebirges. Ähnliche Erwägungen gelten 
für die südlichen Halbinseln. Eine Konzentrationsbewegung muß irgendwo einen 
oder mehrere Kerne finden, sie muß um diese wachsen wie ein Kristall. Das ist 
ein politisch-biologisches Gesetz. 

Der Raum aber, der nach Neuordnung schreit, ist der der großen Völker- 
mischung, den ich eingangs schilderte. Es ist das weite Gebiet ohne natürliche 
Grenzen im Osten und Südosten. Die Karpathen und Alpen mit ihren niederen 


ı und leicht überschreitbaren Pässen können heute kaum mehr als innere Grenzen 
dieses Gebietes gelten, Flüsse erst recht nicht. Hier liegt die wirkliche Aufgabe. 


Wo die Not am größten ist, wird auch die Lösung gefunden werden müssen. 
Diese darf daher auch nicht nur die großen wirtschaftspolitischen Probleme an- 
packen, sondern sie darf auch die politisch-rechtlichen Probleme nicht umgehen. 
Sie muß Europa aus diesen Schwierigkeiten erlösen, schon um der wirtschaft- 
lichen Notwendigkeiten willen, oder alles bleiben nur Worte. Damit sind wir beim 
Herzstück dieser Gedankengänge. Es geht letztlich darum, Klarheit darüber zu 
schaffen, ob es notwendig ist, mit der gesamten europäischen Entwicklung, die 
seit dem Ende des Mittelalters auf immer weitere Atomisierung dieses Erdteiles 
herauslief und die nur noch Eigenrechte betonte, entgegengesetzte Wege einzu- 
schlagen und gemeinsame Rechtssätze zu suchen. Und das scheint unvermeidbar. 


Die Zerstörung des Rechtsbegriffes 


Warum ist die Feindschaft der Völker unseres Erdteils elf Jahre nach dem 
Weltkriege nicht geringer geworden, sondern gewachsen? Warum erscheinen die 
Volksprobleme unlösbar? Weil befriedigende höhere Rechtssätze fehlen, weil rohe 
Gewalt herrscht. Ich erinnere hier einerseits an den en Wilna- 
Streit, an das Korridorproblem, das oberschlesische, an die Frage der Slowakei, 
an die beßarabische, an die siebenbürgische, die Dobrudscha- und die makedo- 
nische Frage. Alles drohende Brandherde. Ich erinnere andererseits an den inner- 
staatlichen Völkerhader, sowohl an die ungelöste Minderheitenfrage als auch an 
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die Gegensätze in den Staatsvölkern im Kampf um Unifikation zwischen Tschechen 
und Slowaken und unter den südslawischen Stämmen, der letztlich die gleiche 
Quelle hat. Die Antwort kann nur lauten: weil wir noch immer völlig falsche 
staatliche Ideale in Europa haben und aus diesen Idealen heraus unzweckmäßige 
Staatsauffassungen und Staatsformen, die den Kampf der Staaten miteinander und 
der Völker im Staate vertiefen, weil wir Ideale entwickelt haben, die Ostmittel- 
europa nicht zur Ruhe kommen lassen. Sie entstanden in längst vergangenen 
Zeiten, als das völkische Problem noch gar nicht aufgetaucht war, und sie ent- 
sprechen den Zuständen der tatsächlichen Völkermischung in keiner Weise. Sie 
sind unmodern und unpraktisch. Öffnen wir doch unsere Augen, ziehen wir aus 
dem Geschauten praktische Folgerungen und werfen wir dann Überlebtes fort. 

Ich sehe den ersten Fehler in dem falschen Anspruch der Staaten auf Omni- 
potenz. Das ist das Erbe des Barockzeitalters. „L’etat c’est moi“ sagte Ludwig XIV. 
Damals begann schüchtern der Zentralismus, indem er das Recht der Teile, der 
Gruppen im Staate erfolgreich bestritt. Die französische Revolution gab noch viel 
Böses dazu. Sie stellte ein Normalideal des Staatsbürgers auf, der durch Gesetz 
und Schule gleich, d. h. einheitlich gemacht werden sollte. Es war eine mißver- 
ständliche Folgerung aus den eben verkündigten Menschenrechten. Alles Anders- 
geartete verfiel der Unterdrückung; denn es konnte ja dem Idol der „republique 
une et indivisible“, des einheitlichen, politisch-seelisch ungegliederten Staatswesens 
gefährlich werden. Die Entwicklung des Parlamentarismus im ı9. und 20. Jahr- 
hundert tat dann noch das ihrige dazu, um die Verhältnisse erst recht zu ver- 
wirren. Es ist der Glaube an die Zahl, an das Recht der Mehrheit, einer Minder- 
heit Gesetze vorzuschreiben. Der Rechtspositivismus unserer Tage verwechselte 
dann Recht mit Gesetz, mit formal „richtig“ zustande gekommener Gesetzesvor- 
schrift. Der europä:sche Rechtsgedanke schwand immer mehr, jene sittliche Norm, 
für die unsere Vorfahren noch ein lebhaftes Gefühl hatten und damit die Ver- 
antwortung vor der Allgemeinheit, — Unwägbarkeiten, die doch sehr schwer 
wiegen und welche die abendländische Bewegung mit Recht heute beleben will. 
Auch Hellpach, der in einem ganz anderen Lager steht, hat vor wenigen Tagen 
erst in einem Vortrage gerade auf die europäische Gesinnung und Verantwortungs- 
stellung den größten Wert gelegt und die Paneuropäer, die dies nicht sehen wollen, 
in Grund und Boden kritisiert. Die Folge ist eine völlige Verwilderung des Rechts- 
gefühls. Alles, was solche Mehrheiten beschlossen haben (und beinhaltet es auch 
offensichtliches Unrecht) wurde eben kraft des Beschlusses der gesetzgebenden 
Körperschaften geltendes Recht. 

So unterhöhlt der immer höher gesteigerte nationale Individualismus gänzlich 
das Zusammengehörigkeitsgefühl der Völker Europas, der Völker des gleichen 
Raumes. Er erschlägt die letzten Reste einer Gemeinverantwortung. Er kapselt die 
Staaten, dank der Lehre von der vollständigen Souveränität und der Entschließungs- 
freiheit der Staaten voneinander ab; auch die kleinsten können sich — theo- 
retisch wenigstens — mit Mauern von beliebiger Höhe umgeben und nach Gut- 


LOESCH: DER KAMPF FÜR DAS RECHT IM OSTEN 35 


“ dünken in ihnen schalten und walten. Was dort geschieht ist schlimm, und es 
geschieht noch dazu mit der theoretischen Billigung der öffentlichen Meinung 
z Europas — wenn es schon oder noch so etwas gibt. Es ist heute so weit gekommen, 
daß es als Recht, ja, sogar als Pflicht angesehen wird, Angehörige anderer Völker 
_ zu entnationalisieren, sei es mit den kulturellen Mitteln der Schule, sei es durch 
_ sonstigen Zwang. Ebenso wurde es für richtig gehalten, die Angehörigen anderer 
Völker wirtschaftlich zu schwächen, ja, vielfach sie zu berauben. Man hat dies in 
- vielen Staaten Bodenreform genannt. Man nahm Grund und Boden den An- 
gehörigen solcher Nationen, die nicht zum führenden Staatsvolk gehören, ohne 
oder unter völlig unzureichender Entschädigung und verteilte ihn nur oder fast 
nur an Angehörige des Staatsvolkes. Ja, wir haben noch jüngst erlebt, elf Jahre 
nach dem Weltkrieg, daß Angehörige eines Truppenkörpers, der die Heimat be- 
‚freit hat, in der Landverteilung nachträglich wieder schlechter gestellt wurden, 
letztlich doch nur, weil sie nicht zum Staatsvolke gehörten, sondern zu einer 
‚Minderheitsnation. Ich sage das nicht, um anzuklagen, sondern um das Er- 
schreckende der geistigen Zustände in Europa, das Schwinden jedes natürlichen 
- Rechtsbewußtseins zu beleuchten. Ich werde es, wenn auch natürlich nicht ent- 
schuldigen, so doch noch näher zu erklären versuchen. 


Die abschüssige Bahn 


Hier muß man zurückgreifen. Die parlamentarische Demokratie ist entstanden 
in Zeiten, als die Minderheitenfrage kein Problem war. Der einzige alte Staat in 
. Europa, in dem vier Völker: Deutsche, Franzosen, Italiener und Rätoromanen 

friedlich miteinander leben, zugleich die älteste Demokratie, hat den Parlamen- 

tarismus niemals übernommen: die Schweiz ist aber auch völlig fern dem modernen 

Zentralismus und seiner staatlichen Omnikompetenz. Ich will hier, weil ich mich 

bemühe, innerpolitische Verhältnisse nicht zu berühren, Sie ausdrücklich bitten, 

das, was ich gesagt habe, nicht auf innerdeutsche Zustände unmittelbar anzuwen- 
den: im Streit um Zentralismus oder Dezentralisation, um Parlamentarismus oder 
andere Regierungsformen. Ich beschränke mich darauf, die Folgen in den Völker- 
mischstaaten aufzuzeigen und stehe nicht an, zu erklären, daß es weit erträglicher 
ist, vergewaltigt zu werden von eigenen Volksgenossen, die in kulturellen, wirt- 
schaftlichen, sozialpolitischen oder anderen Fragen anderer Meinung sind, als 
durch Angehörige eines fremden Volkes, das die Mehrheit bildet. Ich will damit 
nicht sagen, daß das geradezu ein Glück wäre. Die heutige Staatslehre wirkt sich 
praktisch im Völkermischgürtel so aus, daß die Versuchung für das Mehrheitsvolk 
ganz außerordentlich groß ist, seine Macht zu mißbrauchen, da die einer Reihe 
von Staaten auferlegten Minderheitenschutzverträge praktisch denen wenig nützen, 
die geschützt werden sollen, dank laxer Handhabung durch den Völkerbund und 
schwerer Gebresten, die diesem seit seiner Gründung anhaften. Die nötigen Korrek- 
turen fehlen also oder sie wirken viel zu langsam. Dazu kommt: die Minder- 
heiten geraten oft im innerpolitischen Kampf der verschiedenen Parteien des 
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Staatsvolkes zwischen zwei Feuer. Man will eine Regierung stürzen und leitet darum 
ein Volksbegehren ein, das die Instinkte der Masse aufpeitscht, ganz ohne Rück- 
sicht darauf, welcher außenpolitische Schaden auch dem staatsführenden Volke 
dadurch zugefügt wird. Alle Parteien richten sich nun einmal nach ihren Wählern, 
und die Begehrlichkeit der Wähler führt oft zu schwersten Ungerechtigkeiten. 

So stehe ich nicht an zu sagen, daß die heute in Europa herrschende Staats- 
auffassung, die moralisch unhaltbar ist, politisch unzweckmäßig und in ihren 
Begründungen völlig veraltet, Schuld trägt an dem tiefen Unfrieden, Schuld trägt 
aber auch an der Unmöglichkeit, wirtschaftlich zu erträglichen Verhältnissen zu 
gelangen. Der Kampf für eine wirtschaftliche Gesundung Europas muß also auch — 
und das hat Coudenhove in seiner Oberflächlichkeit völlig übersehen — der 
Kampf um ein besseres Recht sein. Der deutsche Abgeordnete im estländischen 
Parlament, Hasselblatt, hat mehr als einmal von der Notwendigkeit einer euro- 
päischen Rechtshygiene gesprochen, als der Voraussetzung zu jeder Besserung der 
Zustände. Ich mache mir dies zu eigen und möchte allen denen zurufen, die so 
etwas als unpraktisch oder belastend ansehen, daß die Abkehr von der rechtlichen 
Verwilderung Europas der erste Schritt zu einer wirklichen Realpolitik, zur 
Gesundung der Gesamtwirtschaft und daß ein Weiterwursteln ohne Grundsätze 
leichtfertig, utopisch und sehr kostspielig ist. 


Europäische Rechtshygiene 


Seit dem Weltkrieg ist nirgendwo in Europa das Privateigentum, das doch die 
Grundlage unseres wirtschaftlichen Unterbaues ist, gesichert, weder bei uns, noch 
bei anderen Völkern; das spüren Sie täglich an Ihrem Wirtschaftsleben. Der An- 
fang der Rechtsverwilderung ist freilich nicht auf dem europäischen Festlande 
gemacht worden. Weder von den Russen, noch von den Franzosen, geschweige 
denn von einem der kleineren Völker. Zu ihrer Entlastung müssen wir uns klar 
machen, daß England ıgı4 begann mit Raub und Vernichtung des deutschen 
Privateigentums. Es ist daher auch kein Zufall, daß gerade England heute in den 
Fragen der Rückgabe Schwierigkeiten macht. Ein noch übleres Beispiel aber haben 
die Bolschewiken mit ihrer entschädigungslosen Aufteilung allen Grundbesitzes 
gegeben und diesem sind zahlreiche andere Staaten gefolgt. Sie haben damit nicht 
nur ein europäisches Rechtsgut verletzt, den Deutschen, den Ungarn und Angehörigen 
anderer Völker unsagbaren Schaden zugefügt, sondern auch die politisch-ethischen 
und wirtschaftlichen Grundlagen ihrer neugegründeten Staaten gefährdet. (Öster- 
reich schlug — das sei als Gegensatz hervorgehoben — im Burgenland ein solches 
Verfahren nicht ein, sondern es kaufte jüngst erst zur Bodenverteilung zwei Güter 
eines Ausländers an.) Denn der Ackerboden, der jahrhundertelang in der Hand 
kulturell verhältnismäßig hochstehender Besitzer lag, gibt unter den neuen Ver- 
hältnissen eine viel schlechtere Rente, so daß die Erträgnisse des Ackerbaus zurück- 
gegangen sind und die wirtschaftlichen Grundlagen der Staatswirtschaften und 
-haushalte schwere Erschütterungen erfahren haben. Weitere Folgen sind eine 
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| tische Herabminderung vor aller Welt, das eigene schlechte Gewissen, die Ge- 
 fährdung von Volksgenossen im Auslande und endlich das Sinken des Rechtsgefühls 
' im eigenen Staate. So wie ich überzeugt bin, daß sich an England sein Bruch des 
 Privatrechtes noch einmal rächen kann, so sehe ich diese Rache in Östmitteleuropa 
. zum Teil bereits eingetreten. Aber es handelt sich nicht nur um Wirtschaftliches. 

Es gibt Staaten, die nur auf diesem Gebiete gefehlt haben, auf kulturellem aber 
nicht. Andere sind auf wirtschaftlichem Gebiet einwandfrei; sie begehen ihre 
Hauptsünden auf kulturellem. Dritte fehlen auf beiden. Hier könnte ein fein- 
gegliedertes Verzeichnis von Verfehlungen aufgestellt, könnten entsprechende Kla- 
' gen angefügt werden. Ich muß aus Zeitmangel darauf verzichten; nicht aber, 
weil man dagegen einwenden könnte, wir Deutschen hätten nicht das Recht, 
solche Urteile zu fällen; denn als wir noch in der Macht dazu gewesen wären, 
hätten wir es gerade so gemacht. Ja, die Lobpreiser der Pariser Vorortverträge 
weisen darauf hin, gewiß sei heute nicht alles in Europa in Ordnung, aber die 
Zahl der Minderheiten habe sich immerhin von 100 Millionen auf 4o Millionen 
vermindert, es sei also eine Besserung zu verzeichnen. Diese Behauptungen be- 
dürfen der Korrektur. Nichts liegt mir ferner, als die Maßnahmen deutscher, 
ungarischer oder russischer Politik der Vorkriegszeit reinzuwaschen. Aber die Be- 
hauptung, daß die Zustände, im ganzen genommen, besser geworden wären, ist 
ebenso genommen nicht nur unwahr, sondern sogar unehrlich. Zunächst sind 
. auf wirtschaftspolitischem Gebiet Enteignungen ohne Entschädigung überhaupt 
nirgendwo vorgekommen; man hat nach deutschem Gesetz sogar übervoll in den vier 
Fällen, in denen das Enteignungsgesetz zur Anwendung kam, entschädigt. Die Polen 
in Preußen und die Deutschen in Ungarn haben keinen Grund gehabt, über wirtschaft- 
liche Benachteiligung zu klagen. Die Summe des Leidens ist ganz außerordentlich 
gesteigert gegenüber der Vorkriegszeit. Überhaupt ist eine Zahlengegenüberstellung 
verfehlt, man dürfte nur die Summe der Leidensvorgänge vergleichen und darüber 
gibt es keine einwandfreie Statistik. Die Untertanen der Kaiserreiche waren viel 
besser daran, als die heutigen Minderheiten gegenüber rücksichtslos sich der Omni- 
potenz des Staates gleichsetzenden Mehrheiten in parlamentarischen Demokratien. 

Die Engräumigkeit der neuen Staaten, die Kleinheit der Verhältnisse, stachelt 
die Begehrlichkeit besonders an, die Vermehrung des Beamtenheeres, drückt und 
die Häufigkeit des Wählens verschärft die Verhältnisse. Wer es ernst meint mit 
der Gesundung der Dinge in Europa, der darf nicht vor all diesem Unrecht, das 
wir von Südtirol bis herauf zur Ostsee, von der Adria bis zum Schwarzen Meere 
feststellen können wie Coudenhove beschönigen, sondern muß die Dinge offen 
beim Namen nennen und auf Abhilfe sinnen. Dazu gehört zunächst die Fest- 
stellung der Tatbestände und ihre Beurteilung. So sehr vom Standpunkte euro- 
päischer Befriedigung auch ein deutsch-polnischer Ausgleich erwünscht erscheint, 
wenn er von beiden Seiten ernst gemeint wird, so bedenklich ist es, daß man 
ohne weiteres einen Strich machen soll unter das Unrecht der Bodenreform, der 
Liquidation und der sogenannten Diebstahlsgesetze, zu all der politischen Un- 
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moral, welche anfing mit der territorialen Lösung der Korridorfrage und der Weg- 
nahme Wilnas und nicht aufhörte bis zum heutigen Tage. Vom europäischen 
Standpunkte kann gleichgültig sein, auf wessen Seite die wirtschaftlichen Vorteile 
solcher Finanzabkommen größer sind. Sicher ist ein deutscher Standpunkt ver- 
tretbar, der ohne Kleinlichkeit Versöhnungswillen zeigt, und es ist vielleicht auch 
klug, den Polen an der Ehre fassen zu wollen und ihm in einem gewissen Rah- 


men Vertrauen entgegenzubringen. Aber vom europäischen Standpunkte aus ge- 


sehen ist jedes Nachgeben in der moralischen Position ein Aufhalten der endlichen 
Gesundung dieses Erdteils durch eine Entlastung Polens von einer durch nichts 
zu rechtfertigenden Raubpolitik des letzten Jahrzehnts. 


Die tragenden Rechtsgedanken 


Sie werden vielleicht sagen, daß es leicht zu kritisieren ist und schwer, es besser 
zu machen; daß es fast unmöglich ist, aus den Verschlingungen der Vergangen- 
heit herauszukommen und Lösungen zu finden für die tatsächlichen Schwierig- 
keiten, die die starke Völkermischung bietet. Ich bin nicht so pessimistisch. Was 
vor ıı Jahren fehlte, als Europa angeblich nach dem Recht der Selbstbestimmung 
neu geordnet werden sollte, waren klare Rechtssätze. Wilson, der mit seinem recht 
unbestimmt gehaltenen Selbstbestimmungsrecht den größten moralischen Erfolg 
erzielt hat, den je ein Amerikaner in Europa hatte, hat sie nicht aufgestellt; dazu 
fehlte ihm schon eine klare Vorstellung der tatsächlichen Zustände dieses Erd- 
teils. Überdies war er nicht in der Lage, seinen Willen, seine Grundsätze anderen 
Staaten gegenüber durchzusetzen. Eine moderne Fassung seiner Ideen muß das 
Recht der Volkspersönlichkeiten klar umreißen und mag etwa wie folgt lauten: 

Jedes Volk in Europa soll das Recht haben auf einen eigenen Staat für das 
geschlossene Siedlungsgebiet und für diejenigen seiner Volksgenossen, die außer- 
halb dieses eigenen Staates wohnen und Bürger fremder Staaten sind, das Recht 
der Selbstverwaltung. Dieses soll international (als Teilgut des Völkerrechts) und 
verfassungsmäßig anerkannt werden, so daß der Lebensraum vor Zugriffen schwan- 
kender Parlamentsmehrheiten ein für allemal gesichert ist. Was bedeutet das für 
die kleineren und mittleren Völker des nahen Ostens? Eine Anerkennung ihrer 
Staatlichkeit. Ich möchte als Deutscher ausdrücklich darauf hinweisen, daß die 
Vorbereitungen zur Eigenstaatlichkeit der jungen Völker nicht erst aus dem 
Pariser Vertragswerk stammen, sondern schon in Brest-Litowsk gelegt worden 
sind, und daß die mit Recht viel umstrittene Gründung des polnischen Staates 
nicht durch Franzosen und Engländer geschah, sondern durch die Mittelmächte, 

Solche allgemeine Rechtsmaximen soll man, da sie das Recht der Volkspersön- 
lichkeiten umreißen (und gewissermaßen ein Gegenstück zu den „Menschen- 
rechten“ sind), als tragende Richtlinien hinstellen; wir bedürfen allgemein an- 
erkannter Rechtssätze, aus denen die europäischen Neuordnungsbestrebungen auf- 
wachsen können. Diese werden fraglos Einschränkungen der heute völlig — 
wenigstens in der Theorie — unbeschränkten Souveränität aller Staaten mit sich 
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_ bringen, die sich an einem gemeinsamen Neubau Europas beteiligen. Aber sind 


% nicht auch die Rechte des einzelnen zugunsten einer Gemeinschaft in jedem Staats- 
da 
F 


wesen stark eingeschränkt? Diese Beschränkung wird dem einzelnen Staate auf- 
erlegt zugunsten der Erhaltung der Gemeinschaft, und diese Gemeinschaft ist eben 
‚europäisch. Das sehen auch die Paneuropäer. 

Es ist klar, daß eine solche Zusammenarbeit der Völker am besten auf wirt- 


 schaftlichem Gebiete begonnen wird, und daß es die nächsten Nachbarn sind, die 


sich zunächst einmal verständigen müssen. Von meinem Standpunkte aus habe 
ich die skandinavische und die baltische Klausel in den Handelsverträgen begrüßt. 
Eine wirtschaftliche Annäherung, ja eine Zollunion zwischen den skandinavischen 
und den baltischen Staaten würde nicht eine Sonderbrötelei sein, sondern ein er- 
freulicher örtlicher Anfang in Räumen mit verhältnismäßig einfach gelagerten 
volkspolitischen Problemen — freilich kaum die Ausgangszelle, der Kern eines 
künftigen geordneten Europas. Dieser kann nun einmal nicht randlich liegen, 
sondern nur in der Mitte, dort, wo die Verhältnisse besonders verwickelt sind. 

Der Kampf für eine europäische Rechtshygiene muß beginnen mit der Schaffung 
größerer Rechtssicherheit in allen Staaten für Ausländer und für solche Bürger, 
‚die nicht zum staatsführenden Volke gehören. Noch sind wir sehr fern von diesem 
Ziel; die Aufhebung der richterlichen Unabhängigkeit in Polen ist ein böses Vor- 
zeichen für einen kommenden Handelsvertrag. Nichts hat der Wirtschaft der von 
Ungarn an seine südöstlichen Nachbarn abgetretenen Gebiete mehr geschadet als 
die Verschlechterung der Rechtsprechung und Verwaltung, als das, was man bitter, 
aber nicht unzutreffend bezeichnet mit einem Vordringen des Balkans nach Mittel- 
europa. Diese Rechtsverbesserung sollte gefördert werden in allen Staaten, ganz 
gleich, ob sie Republiken oder Monarchien, ob sie Formaldemokratien oder Dikta- 
turen sind. Das ist zugleich auch der beste Schutz gegen den Bolschewismus, 
dessen Fehler sich jetzt wieder in besonders abstoßender Form gezeigt haben. Die 
westeuropäischen Volksteile der Sowjetunion sind daher zu einer gewaltigen Völker- 
wanderung angetreten, weil sie sich einer als ungerecht empfundenen „Rechts- 
ordnung“ nicht beugen wollen und können. 


Haben wir Möglichkeiten? 


Es gibt aber noch einen anderen Grund für uns Deutschen, diese Fragen sehr 
sorgsam zu prüfen. Er liegt in der Wirtschaftslage des Reiches. Wir haben nur 
einen Teil der verlorenen überseeischen Märkte wiedergewinnen können, und auch 
diese sind gefährdet dank der überlegenen amerikanischen Konkurrenz und weil 
neue Industrien drüben entstehen. Es ist für uns sicherer, in Ost- und Südost- 
europa nahe Märkte und Rohstoffgebiete zu suchen, von denen wir nicht durch 
Lahmlegung des Schiffsverkehrs abgeschnitten werden können — eben im Gebiete 
der größten Völkermischung. Der Zerfall Österreich-Ungarns und die Auflösung 
der russischen Westlande zeigt hier — das wird besonders von den Kreisen der 
Industrie noch lange nicht klar genug erkannt — Wege, die freilich frei gemacht 
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werden müssen. Lassen Sie uns diese erschließen. Das Bedürfnis der Argrarländer 


nach gesichertem Absatz bei uns besteht. Es ist die Grundlage einer künftigen g 
europäischen Wirtschaftspolitik. Eine solche Entwicklung wird heute freilich viel- h 
fach gehindert, einmal durch den Einspruch Frankreichs, zum anderen durch das 
schlechte Gewissen mancher Staaten und die Gegenrechnung, die sie uns aufmachen. 
In letzteren bietet sich vielleicht doch eine Handhabe zur Besserung. Lassen Sie uns 
die Fehler der Vergangenheit mit jenen, die guten Willens sind, offen erörtern und 
Verhältnisse schaffen, die klar sind und diesen Völkern die Furcht nehmen, von 
den Deutschen einst aufgesogen zu werden. Das ist schwer, aber es ist möglich. 
Fürchten wir uns trotzdem nicht zu sehr vor der Stetigkeit der heutigen Zu- 
stände. Ein Wechsel, eine Machtverschiebung kann unvorhergesehen eintreten. 
Wer 1913 gesagt hätte, daß ıgı7 Rußland ein kommunistisches Staatswesen sein 
würde, und daß es heute im Völkermischgürtel mehr als 10 Staaten geben würde, 
den hätte man sofort ins Irrenhaus gesperrt. Lassen wir uns bauen auf gesunde 
Tendenzen gerade bei den kleinen und Mittelvölkern. Innerlich sagen sich auch dort 
viele, daß die heutige Konstellation nicht ewig anhalten wird, und daß es besser ist, 
sich mit dem deutschen Nachbarn, mit den Ungarn, Bulgaren usw. in Ruhe zu ver- 
ständigen und einen gerechten Ausgleich anzustreben. Solche Bestrebungen sind frei- 
lich verschieden stark in den einzelnen Staaten; zumeist wagen sie sich nur schüch- 


tern heraus. Sind sie sich doch des nötigen Widerhalls bei uns noch nicht sicher. 
% 


Die deutsche Aufgabe 


Endlich weiß man auch drüben, daß wir Deutschen geopolitisch nicht nur 
Nachteile aus unserer Mittellage haben, sondern auch Vorteile. Das Siedlungs- 
gebiet der Deutschen reicht von der Nord- und Ostsee bis an die Südabdachung 
der Alpen, bis an den Kamm der Karawanken, d.h. bis auf weniger als 100 km 
an die Adria. Sind das Deutsche Reich und Österreich einig in ihren Zielen, 
so kann eine europäische Föderation gegen unseren Willen nicht entstehen 
ohne daß unsere Grundgedanken dabei zum Ausdruck kommen. Darum haben 
wir es absolut nicht nötig, nervös zu sein. Aber diese Mittellage legt uns 
auch Verpflichtungen auf. Wir Deutschen zählen ja im geschlossenen Siedlungs- 
gebiet, wenn man die Schweiz und Luxemburg mitrechnet, was aber nur bedingt 
statthaft ist, über 80 Millionen Menschen. Darüber hinaus leben noch 5 Mill. 
Deutsche im Osten dieses Erdteiles in mehr oder weniger geschlossenen Siedlungs- 
inseln innerhalb fremder Völker. Unser geschlossenes Siedlungsgebiet ist auf 14 Staa- 
ten verteilt. Deutsche leben — ich spreche hier nicht von Handelskolonien, die 
gibt es überall, sondern nur von geschlossenen Volksgruppen — in 21 von 3ı euro- 
päischen Staaten. In 5 Staaten sind Deutsche das Staatsvolk; in einem Großstaat: 
im Reiche, in einem Mittelstaate: der Republik Österreich, in zwei kleinen Staaten: 
der halbfreien Stadt Danzig und in Luxemburg, und endlich in einer Zwergmo- 
narchie: in Liechtenstein. Im Reich, in Österreich und in Danzig gibt es nicht un- 
beträchtliche fremdvölkische Minderheiten. In der Schweiz teilen sich die Deutschen 
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in die Staatsführung mit anderen Völkern nach einem gerechten Schlüssel. In 
ıh Staaten aber sind die Deutschen Minderheit: in Dänemark im Norden und in 
Ealien im Süden, in 3 Staaten des Westens und in g Staaten des Ostens. Die 
Deutschen leben also unter sehr verschiedenen Umständen mit 25 anderen Völkern 
zusammen. Ich ziehe daraus die Folgerung, daß es uns Deutschen in erster Linie 
‚obliegt, die Formen des rechtlichen Zusammenlebens der Völker in einem Staate 
zu studieren und, soweit es in ihrer Macht steht, auch vorbildlich zu lösen. Denn 
‘es ist noch sehr viel Arbeit zu tun. Das Suchen nach allgemeingültigen Rechts- 
sätzen ist ja nur der erste Schritt. Bis man sie in die Praxis umsetzen kann, ist 
noch eine gewaltige theoretische und praktische Gemeinschaftsarbeit zu leisten. 

Wenn wir Deutschen uns mit einem gewissen Stolze, aber erst eigentlich als die 
Erkenntnis der neusten Zeit, das eigentliche Volk von Europa nennen, so nehmen 
wir damit eine schwere Verpflichtung auf uns. Uns zeigt sich heute das, was den 
Deutschen im letzten Jahrhundert gefehlt hat: die europäische Aufgabe, gerechte 
Rechtssätze zu finden und ein Schrittmacher zu sein für bessere Zustände in 
diesem für die Menschheit doch noch immer schicksalhaften Erdteil. Ein Kampf 
ums Recht, nur darum kann es gehen, nicht aber um irgendwelchen Völkerbetrug. 
Kampf ums Recht ist eine deutsche, er ist eine europäische, er ist eine Menschheits- 
aufgabe. Lassen Sie uns diese richtig begreifen und als Ziel unserem ermüdeten 
und zerrissenen Volke hinstellen. Es wird sich zusammenraffen. Entrollen wir das 
Banner zum Kampf für einen wahren Frieden in Freiheit. 


Das politische 
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Econ HEYMANnNN: 
Der 5. Europäische Nationalitätenkongreß | 


Überkommene Auffassungen, aber auch das Wort „Minderheiten“ -Frage ver- 
führen leicht dazu, im europäischen Nationalitätenproblem nur einen Gegenstand. 
humanitärer Bestrebungen zu sehen, während doch von der Lösung dieses Problems‘ 
nicht nur das Schicksal auch der „Mehrheiten“, sondern das Schicksal Europas 
abhängt. Zwei Ereignisse der jüngsten Tage haben mit klarer Deutlichkeit den 
Zustand der Verkrampfung erkennen lassen, in dem das Versailler Europa sich 
von Krise zu Krise schleppt: der Preßburger Prozeß gegen Dr. Tuka und die 
Vergewaltigung der Kroaten im „Königreich Jugoslawien“, in dem dank der 
neuen Verwaltungsgrenzen die Serben — 45°/, der Gesamtbevölkerung — in 6 von 
g Banaten die Mehrheit haben. Überall dort, wo ein Teil der Staatsbürger für sich 
allein Recht und Macht als Staatsvolk beansprucht, entstehen diese Spannungen, 
die nicht nur das innerstaatliche Leben unheilvoll beeinflussen, sondern auch das 
Verhältnis der Staaten untereinander berühren. Um dieses Chaos zu ordnen, be- 
darf es anderer Mittel als kleiner Änderungen des Minderheitenbesch werdeverfahrens, 
wie sie der Völkerbund als Frucht zehnjähriger „Bemühungen“ vorzuzeigen hat. 
Hier hilft auch eine in Permanenz erklärte Symptombehandlung nicht, man muß 
dem Übel an die Wurzel gehen, und diese Wurzel ist — die zentralistische Staats- 
auffassung, die sich seit 1789 über Europa ausgebreitet hat und heute auch in 
Osteuropa angewandt wird, im Gegensatz zu jener slawischen Tradition, die in 
der Nationalitätenpolitik der Russen wieder erweckt ist. „Könnte man den Alb 
des französisch-unitarischen Staatsdenkens mit einem Griff wegnehmen, so gäbe 
es gar kein Minderheitenproblem mehr, und die Völker könnten wieder wie einst 
in Unschuld und Freiheit miteinander leben“ (Dr. v. Loesch). 

Die verschiedenen Volksgruppen Europas, die gezwungen sind, in fremdvölki- 
scher Umgebung zu leben, haben sich im Europäischen Nationalitätenkongreß ein 
wirkungsvolles Organ zur Verteidigung ihrer Lebensrechte geschaffen. In einem 
Bericht über den 4. Kongreß 1928 war an dieser Stelle*) die Aufgabe des Kon- 
gresses als eine zunächst taktische bezeichnet worden: „auszusprechen, was ist, 
um dadurch die Gewalt zu brandmarken als das, was sie ist, nämlich als Gewalt“. 
Diese Taktik, die im Vorjahre in einer sehr scharfen Kritik des Völkerbundes 
angewandt wurde, hat nun den Erfolg gehabt, daß der Kongreß jetzt gleichsam 
„offiziell“ anerkannt ist, nachdem das Adatci-Komitee das Kongreßpräsidium zur 
Abfassung einer Denkschrift für die Londoner Besprechung aufgefordert hat; auch 
sah man in diesem Jahr in der bescheidenen Salle centrale einige Herren aus 
dem Palais des Nations, die noch im Vorjahr eine persönliche Unterrichtung 
nicht für notwendig erachtet hatten. Es sollen hier nicht die einzelnen Ereignisse 


*) Geopolitik, V, Heft ı1, Seite g28ff. 
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der Minderheitenpolitik des vergangenen Jahres behandelt werden; der Bericht- 
ei 'statter zum Punkt ı der Tagesordnung des 5. Kongresses: „Völkerbund und 
& Ainderheiten“, der Katalane Joan Estelrich, hat sehr bildhaft von einer „Tragödie 
in fünf Akten“ gesprochen, deren Pariperie nach klassischem Vorbild im vierten 
Akt liegt: Es ist der Londoner diplomatische Geheimakt — drei Personen studieren 
standen: Madrid wurde als eine „überholte Etappe“ bezeichnet, und vor 
allem galt auch in diesem Jahr die Kritik dem „Geist“, in dem der Völkerbund 
Minderheitenfragen zu erledigen pflegt. Das Präsidium des Nationalitätenkon- 
gresses war sich aber klar, daß einer wiederholten Kritik eine ungleich mindere 
Bedeutung beigemessen werden würde, als sie 1928 jener scharfen Resolution 
_ zukam. Man hat sich darum in diesem Jahr auch nicht auf die Wiederholung 
- beschränkt, der Kongreß hat vielmehr einen praktischen Vorschlag zur Lösung 
"des Minderheitenproblems zur Diskussion gestellt, der nicht einem taktischen Be- 
dürfnis entsprungen ist. Der Kongreß hat immer wieder betont, daß diese Lösung 
nur innerhalb der Staaten gesucht werden darf, in einem gerechten Ausgleich 
der Staatsnotwendigkeiten und der volklichen Lebensbedürfnisse; er hat seinen 
Vorschlag so formuliert: „Der Kongreß erinnert daran, daß sich der Völkerbund 
im Internationalen Arbeitsamt zur Schlichtung und Regelung der sozialen Probleme, 
die als Konflikte Staat und Gesellschaft erschüttern, ein Organ geschaffen hat, in 
welchem in vollkommener Unabhängigkeit und Gleichberechtigung Staaten und 
soziale Gruppen dieser Staaten, Starke und Schwache, miteinander arbeiten. In 
- dieser Institution erblickt der Kongreß ein Vorbild, dessen Verwirklichung geeignet 
» erscheint, den Gesamtkomplex der Aufgaben des Völkerbundes in der Minderheiten- 
frage, den Schutz der nationalen Minderheiten, die Schlichtung von Konflikten 
und die Vorbereitung und allgemeine Durchsetzung der Grundsätze des Schutzes 
der nationalen Minderheiten einer Lösung zuzuführen.“ 

Man erkennt, daß auch ein solches Internationales Minderheitenamt noch nicht 
die Lösung selbst ist, vielmehr nur ein Mittel dazu. Wichtig ist, daß hier ein 
Weg gezeigt wird, der eine Selbstbefreiung jener Kräfte ermöglicht, die heute, 
unterdrückt und illegitim gemacht, den Bestand der Staaten von innen her be- 
drohen. Der Kongreß muß seine ganze Autorität einsetzen, damit dieser Gedanke 
nicht wieder aus der Diskussion verschwindet, bis daß er verwirklicht ist. 

Die zweite wichtige Anregung des Kongresses bezieht sich auf die überstaat- 
lichen Zusammenschlüsse der Völker, die Dr. Wilfan als besonders geeignet be- 
zeichnete, den Staat zu entlasten, wenn die Staaten sich künftig entschließen, dem 
kulturellen Eigenleben der Minderheiten eine staatsfreie Sphäre anzuweisen. Außer 
der Tagung des Verbandes der deutschen Volksgruppen in München haben im 
vergangenen Jahr in Warschau, Budapest und Mariahamn Kongresse der Ausland- 
polen, -ungarn und -schweden stattgefunden. 

In Stichworten sei über die weitere Arbeit des 5. Europäischen Nationalitäten- 
kongresses berichtet. Im Anschluß an eine sehr fruchtbare Debatte über die Auf- 
gaben der Minderheitenpresse wurde ein Verband der europäischen Minderheiten- 
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journalisten mit dem Sitz in Wien gegründet. In seinem Referat über die 
Tätigkeit der verschiedenen internationalen Organisationen auf dem Gebiet des. 
Minderheitenproblems kam der verdiente Generalsekretär des Kongresses, Dr. Am- 
mende — ein Balte ebenso wie der Vetreter der Deutschen im Präsidium, 
Dr. Schiemann — auch auf die Briandschen Paneuropapläne zu sprechen; der 
Europäische Nationalitätenkongreß glaubt nicht an die Allheilkraft dieser Pläne 
für das Minoritätenproblem, weil eine gerechte Lösung dieses Problems die Vor- 
aussetzung für einen Erfolg europäischer Organisationspläne ist. Wichtig ist. 
auch ein ungarischer, Vorschlag, daß in Zukunft vor jedem Kongreß Gruppen- 
berichte, „die eine sachliche Darstellung geben sollen“, zur Information über die 
Lage der Minderheiten veröffentlicht werden sollen. Schließlich sprach sich der 
Kongreß für Herausgabe eines statistischen Handbuches und für Errichtung eines 
intereuropäischen Nationalitäteninstitutes aus. 

Aus dem Verlauf des Kongresses sei erwähnt, daß eine litauische Gruppe aus 
Polen, eine russische Gruppe aus Rumänien und Schweden aus Estland neu auf- 
genommen wurden. Außer Sir Willoughby Dickinson, Präsident der Minderheiten- 
komission der Völkerbundligenunion, und Mr. Llewellyn-Jones, wallisisches Mit- 
glied des englischen Unterhauses, nahmen als Beobachter ein Baske und ein von 
Maniu zum Studium der Minderheitenfrage entsandter Abgeordneter der rumäni- 
schen Regierungspartei am Kongreß teil; der Elsässer Dr. Roos hat zur eigenen 
Information dem Präsidium einen Besuch abgestattet. 

Der Verband der nationalen Minderheiten des Deutschen Reiches ist dem 
Kongreß noch nicht wieder beigetreten; er hat aber auch in diesem Jahr seinen 
„Beitrag“ geliefert in Gestalt jener Thesen, die er kurz vor Kongreßbeginn der 
Presse übergeben und die er auch mit der Bitte, sie zu unterstützen, dem Kongreß 
übersandt hatte. Darin erklärt er, daß „die anderen“ eine Lösung des Minderheiten- 
problems auf dem Wege einer Änderung der bestehenden Ordnung suchten im 
Gegensatz zu dem ordnunghütenden Verband, und vor allem verwirft er darin, 
im Widerspruch zu seiner früheren Haltung, die Kulturautonomie, die „zu kul- 
tureller und staatsbürgerlicher Isolierung führe“ — eine angesichts der positiven 
Erfahrungen in Estland und Lettland etwas kühne Behauptung. Vorgeschlagen wird 
statt dessen die „Gleichberechtigung innerhalb der staatlichen Kulturpflege“, also 
gerade der Gedanke der Selbstbehauptung und Eigenverantwortlichkeit eliminiert. 

Präsident Wilfan hatte schon in seinen einleitenden Worten mit einem deut- 
lichen Wink erklärt, daß diejenige Regierung doch einen erfreulicheren Anblick 
biete, die ein Minderheitengesetz erlasse, um dadurch ihren Volksgenossen im 
Ausland das moralische Recht zu gleichen Forderungen zu geben, als jene, die 
von ihren Volksgenossen Opfer verlangt, um ihre Minderheiten schlechter be- 
handeln zu können. Im Schlußwort hat er dann in einer glänzenden Weise die 
Thesen beantwortet und dem Verband das Recht abgesprochen, sich als den 
alleinigen Vertreter des Weges innerhalb der bestehenden Ordnung hinzustellen: 
„Unser Ziel ist die Lösung der Minderheitenfrage innerhalb der Staaten. Wo ein 
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Versuch gemacht wurde, darüber hinaus zu gehen, wurdeer zurückgewiesen, “ Weiter 

wies er darauf hin, daß die Kulturautonomie nicht, wie gern zu durchsichtigen 
Zwecken behauptet würde, eine deutsche Erfindung der Nachkriegszeit sei, sondern 
ereits vor dem Kriege die Forderung — der Slawen in Österreich-Ungarn war! 
Als nächste Aufgaben bezeichnete er die praktische Durchführung des bis jetzt 

theoretisch Erarbeiteten, und er schloß mit einem Gruß an alle Völker Europas, 

den der Kongreß mit einer minutenlangen Ovation für seinen Präsidenten aufnahm. 

- Wir wissen, daß noch lange Zeit vergehen wird, bis daß „Friede, Eintracht und 

gegenseitige Achtung unter den Völkern Europas herrschen“, aber in der Gefahr 

des Bolschewismus und Amerikanismus gibt es keinen Ausweg als den, einen Wall 

lebendiger Volkstümer aufzurichten. Dr. v. Loesch fährt nach jenen zitierten 

Worten so fort: „Das falsche Staatsdenken hat sich tief eingefressen und muß 

langsam abgelöst werden. Und dies wird geschehen: denn vom französischen Staats- 

denken führt kein Weg, als der Irrweg völkerzermalmender Gewalt zu einer 

Zusammenfassung des Erdteils. Der wahre Weg zu höherer Ordnung aber führt 

über die Anerkennung der lebendigen Volkstümer.“ Der Europäische Nationali- 

tätenkongreß ist ein Werkzeug zur „Ablösung“. 


PauL GRAF TELERT”): 
Aktuelle Fragen internationaler Politik und die politische Geographie 


{Politische Geographie als Teilwissenschaft einer Physiologie 
der Erdoberfläche und ihre Aufgaben) 


Wenn wir unsere heutige geographische Literatur überblicken, scheint es uns, 
als ob die „Geopolitik“ den Platz der alten Disziplin der politischen Geographie 
eingenommen hätte. 

Dem ist auch so — wenn auch der Übergang von politischer Geographie zur 
Geopolitik kein einfacher Namenwechsel ist. War doch die politische Geogra- 
phie vor Ratzel ganz allgemein, aber auch noch vielseits nach und trotz seiner 
epochemachenden und genialen Problemstellung nicht viel mehr, als eine topo- 
graphische und enzyklopädische — oder im besten Falle eine geographische 
Staatenkunde. Eine beliebte Lektüre unserer Urgroßväter und Großväter, hat 
sich unser Interesse von ihr mehr und mehr abgewandt. Unser Zeitalter inter- 
essiert das Werdende, das Lebendige im Staate, und auch dieses mehr im Hin- 
blick auf die Zukunft, als auf die Vergangenheit oder selbst die Gegenwart. 


* 


*) In etwas kürzerer Fassung wurde der Inhalt dieses Aufsatzes während der ungarisch-deut- 
schen Gelehrtenwoche in Breslau, Juli 1929, vorgelesen. 
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Politik ist Staat in Aktion, Staat in Bewegung. Und Geopolitik ist der Bei- 
trag der geographischen Erfahrung zur Wissenschaft von den Aktionen des I 
Staates und ihren Grundlagen. Je tiefer sie ihre Wurzeln ın den Boden der 
Geographie treibt, desto mehr wird sie zur Wissenschaft der kausalen Zusam- 
menhänge dieser Grundlagen. In ihren geographischen Höchstleistungen erhebt: 
sich die Geopolitik wohl auch zur Landschaftssynthese. Doch auch diese dient: 
der Erklärung politischer Lage- und Stärkeverhältnisse und das Augenmerk . 
der Geopolitik bleibt nun einmal auf die Politik gerichtet — womit keineswegs ; 
gesagt sein soll, daß dies nicht richüg und nicht ihre Aufgabe wäre. 


* 


Gibt es nun — so werden manche fragen — neben Geopolitik, dieser neuen 
dynamischen — oder geodynamischen — Staatenkunde, noch eine Berechtigung 
und genügend wichtige Aufgaben für eine „Politische Geographie“ — für eine: 
politische Geographie im Sinne moderner synthetischer Geographie, im Sinne 
synthetischer Landschaftsauffassung der Erde? 

Die Frage ist gleichbedeutend damit, ob die politischen Organisationen der ' 
Menschen, ihre Aktionen und deren Triebkräfte als integrierende Bestandteile : 
oder sonst zum Gegenstande der Geographie als synthetischer Landschaftsauf- : 
fassung der Erde gehören. 


Physiologie der Erdoberfläche 


Wenn wir in zweı Worten zusammenfassen und ausdrücken wollen, was: 
Geographie ist, so müssen wir sagen: Geographie ist die Physiologie (Le- 
benskunde) der Erdoberfläche. | 

Wir verstehen hier unter „Leben“ nicht biologisches, das heißt bei weitem 
nicht nur Leben, wie es die Biologie definiert. Wir verstehen darunter Werden, 
Wandlung oder Entwicklung und Vergehen in weitestem Sinne. 

So wir über Jugend und Alter von Flüssen oder Gebirgen sprechen, erkennen 
wir ihren Lebenslauf. 

Und ebenso können wir sprechen von dem Lebenslauf von Kontinenten und 
Meeren, von Vegetationen, ja auch von Klimaten und auch von Landschaften. 
Denn auch Landschaftscharaktere entstehen, wandeln sich und vergehen, Diese 
Gebirge, Flüsse, Landschaften sind alle eigenartig, einzig, im Raume und in 


der Zeit nie ebenso wiederkehrend. Sie sind individuelle Konzentrationen. 


* 
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- Das Leben — im weitesten Sinne, auch das kosmische — spielt sich vor unseren 
Argon in solchen individuellen Konzentrationen, dessen was wir Materie und 
‚dessen was wir immateriell nennen, ab. Darüber hinaus ist die Unendlichkeit 
doch nur negativ begreifbar. 
Was wird und vergeht, ist nicht die Materie und das Immaterielle, sondern 
“die individuelle Konzentration. Materie und Immaterielles gehen neue Ver- 
‚bindungen ein; neue Konzentrationen entstehen. Sie entstehen nach Gesetzen, 
‚die wir physikalische, biologische usw. nennen, aber es entstehen doch immer 
Varianten, Individuen. Varianten und Individuen von Menschen, Tieren, Pflan- 
_ zen, von Zellen, von Siedelungen, Städten, Staaten, von Landschaften, Flüssen, 
Tälern und Terrassen, von Gesteinen, von Kleinformen der Oberfläche, von 
Himmelskörpern und Systemen, von Gedanken, Philosophien, Wissenschaften, 
von Lebens- und Weltansichten der Zeitalter. Sie alle verändern, verwandeln 
sich, nur das Tempo — nach unserem Zeitbegriff — ist verschieden. Sie alle 
nehmen außerhalbstehende Materie oder Immaterielles auf, stoßen solche aus 
sich ab. Sie bleiben Individuen, solange sie assimilierungsfähig sind, solange 
sie imstande sind, ihr Charakteristikum zu wahren. Scharfe Abgrenzung ist 
— obwohl nicht ausgeschlossen— kein Merkmal der individuellen Konzentrationen. 
" Ebenso können ihre Inhalte zu gleicher Zeit auch mehreren Konzentrationen 
"zugehören. Und mehrere Konzentrationen können zusammen andere größere 
bilden, große Konzentrationen in individuellen Einzelkonzentrationen fortleben, 
wie die Menschheit und ihre Gruppen. 


Es würde zu weit führen, diese Gedankengänge hier weiterzuspinnen. 


* 


Die Oberflächensphäre unserer Erde ist auch eine Individualität, eine in- 
dividuelle Konzentration von Materiellem und Immateriellem. Geworden wahr- 
scheinlich aus der Kruste der Konzentration eines kosmischen Nebels, und 
vergänglich, hat sie manchen Wandel, manche Differenzierung ım Lebensgang 

"und Lebensausdruck und manche Integrierung durchgemacht. Diese Individu- 
alität in ihrem Wandel, — ihr Leben ist der Gegenstand der Geographie. Darum 
sagen wir: Geographie ist die Physiologie der Erdoberfläche. 

Alles im Raumbereich dieser Oberflächensphäre — und manches außerhalb 
ihrer, das einen Einfluß auf den Gang des Lebens ausübt — gehört zu dieser 
Lebenseinheit. Was wir Materie, Seele und Kraft, oder sonstwie anders nennen, 


schmilzt da zu einer uns erkennbaren Lebenssynthese zusammen. Doch zu 


| 
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einer nur dem sehr weit Schauenden, dem sehr tief Blickenden in ihrer ganzen 
Einheit und Fülle erkennbaren Synthese und Individualität. $ 

Sehr langsam und allmählich nur reift die Menschheit zu dieser Erkenntnis. 
Zuerst und überall tritt uns die Lebenseinheit in Teileinheiten entgegen, in 
lokalen charakteristischen Lebenseinheiten der Materien unserer Erdoberfläche 
und ihrer Lebewesen, der Kräfte, welche auf sie wirken, oder welche sie ent- 
stehen lassen, und der seelischen Inhalte, Verbindungen, Spannungen. Volks- 
mund und Geographie nennen diese charakteristischen, oft ins Auge springend 
individuellen Lebenseinheiten „Landschaften“. Und die geographische Wissen- 
schaft sieht die ganze Erdoberfläche als größte Großlandschaft an. 

Sie eilt damit nur einer allgemeineren Erkenntnis voraus, welche unser 
Zeitalter immer rascher und kürzer werdender Weltverbindungen durch die 
Möglichkeit weitverzweigter Landschaftsautopsie besonders fördert. 


Schaffende Faktoren des erdlichen Lebens. 


Wenn wir uns so vergegenwärtigen, was die durch die analytische Forschung 
und wissenschaftliche Erkenntnis des 19. Jahrhunderts möglich gewordene 
synthetische Geographie ist, müssen wir erkennen, daß eine politische Geogra- 
phie als Teilwissenschaft dieser Physiologie des Lebens der Erdoberfläche nicht 
nur berechtigt, sondern auch notwendig ist. 

Politisches Wollen, Können und Geschehen sind Kraft und Aktion von Men- 
schengruppen. Menschen und Menschengruppen aber sind Gebilde, sind wir- 
kende und schaffende Faktoren des erdlichen Lebens. 

Ich glaube aber, man muß einen Schritt weiter gehen, als einfach sagen: 
Solche politische Geographie ist berechtigt und notwendig. Politische Geogra- 
phie ist ein Teil der geographischen Wissenschaft, dessen Wichtigkeit fort- 
während, und heute rascher als je, im Wachsen ist. Und das nicht aus äußeren 
Gründen wachsenden Interesses, aber aus dem inneren Grunde des Wandels 
der Lebenserscheinungen der Erdoberfläche. 

Die Erscheinungen, die Kräfte, die da wirken und die Gebilde und Kräfte, 
welche hervorgebracht werden, nennen wir Faktoren des Lebens der Erdober- 
fläche. Geologischer Bau, Öberflächengestaltung, Klima, Wasser, Boden, Vege- 
tation, Tiere und Mensch sind Kategorien dieser Faktoren. Sie sind die großen 
konventionellen Kategorien der Geographischen Handbücher. Sie sind — mit 
Ausschluß des Bodens, der nur Festlandsfaktor ist — auf der ganzen Erdober- 
fläche gegenwärtig. Aber ihre Stärke und Wirkung wechseln von Ort zu Ort, 
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r von Landschaft zu Landschaft, und so ihr gegenseitiges Kräfte- und Wirkungs- 
verhältnis. Bald ist der eine, bald der andere Faktor stärker, oder tritt stärker, 
charakterisierender hervor, prägt einer Region, der Landschaft, den Stempel 
"ihres Charakters auf. In Urwaldgebieten ist es meist die Vegetation, in der Steppe 
mehr der Boden, in der Wüste tritt Öberflächengestaltung und oft auch geo- 
logischer Bau unbemäntelt klar hervor. Und in diesem Zusammenhange denke 
man daran, wie Afrika die Geobotanik, Nordamerikas kahler Westen die Ent- 
"wicklung der Geomorphologie, die südrussische Steppe, der Tschernoziomboden, 
‚die Bodenkunde gefördert hat. 

Aber nicht nur von Raum zu Raum treten andere Faktoren dominierend 
als Charakterbildner der Landschaft, als Hauptfaktoren schöpferischer Synthese 
der Lebensentwicklung, der Lebensintegration auf der Erdoberfläche auf. Auch 
von Zeitraum zu Zeitraum verändert sich das Kräfteverhältnis. Bald sind es 
äußere — kosmische oder endogene— Kräfte, Erscheinungen und Veränderungen, 
die das bewirken. Bald ist es die schöpferische Synthese selbst, welche die Do- 
minanz einem anderen Faktor überträgt. Die Dominanz mag von einem Fak- 
tor übernommen werden, der die Ergebnisse der allgemeinen Entwicklung 
vielleicht besser verwertet, besser assimiliert hat. Oder es mag die Kräftigung 
“ eines Faktors, seine Integration aus uns noch unbekannten inneren Gründen 
“des Weltgeschehens erfolgen. 

So ist der Mensch — vor der geologisch so kurzen Spanne Zeit von paar tau- 
send Jahren noch eines der abhängigeren Lebewesen, als Landschaftsfaktor nicht 
in Betracht kommend — durch Sozialisation und Zerebration und durch die 
Verwertung immer mehr und mehr irdischer Materien und Kräfte, also durch 
Integrierung der eigenen Assimilation sowie auch der Bewirkung und Aus- 
nützung eines stärkeren Stoffwechsels seiner Umgebung zu einem der grossen 


dominierenden Faktoren des Lebens der Erdoberfläche geworden. 


Der Menschals Faktor 


Der Mensch wird zum dominierenden Faktor durch immer stärkere Verge- 
sellschaftung. Das ist ein organischer, in seinen Anfängen ein biologischer Pro- 
zeß. Die organische Entwicklung wird dem Menschen dann langsam bewußt, 
und damit fängt sie an, auch organisatorisch beeinflußt zu werden, Das Politi- 


kum wird geboren. | 
Der organische Entwicklungsprozeß läuft aber weiter. Er kann organisato- 
risch gefördert oder gehemmt, aber nicht aufgehalten, auch nicht dauernd ab- 
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gelenkt werden. Darum ist Politik der Vorsehung gute Politik. Darum ist auch | 
das Zuviel-Gesetze-Machen schlechte Staatsführung. Auch der Staat entsteht 
und entwickelt sich organisch. Organisatorisches Richtungsgeben wirkt nur auf | 
mehr oder weniger kurze Zeitspannen. Auch mit der Wirtschaft ist es so. Und 
hinter der Schaubühne der Politik und der Wirtschaftspolitik walten große, 
ewige Kräfte, — dieselben, welche auch alles andere Leben im Weltall regieren. | 

Im Studium des Waltens und Schaffens dieser Kräfte liegt die Aufgabe der 
politischen Geographie, als Teilwissenschaft moderner synthetischer geogra- 
phischer Forschung und Landschaftsdarstellung. Wenn ich sie definieren sollte, | 
würde ich vielleicht am besten sagen: die politische Geographie ist die 
Physiologie der politisch vergesellschafteten Menschheit,alsFaktor 
im Leben der Erdoberfläche. 

Solche politische Geographie kann, darf und muß sich an die Einzelprobleme 
des Lebens wagen. Sie wird es heute noch oft sehr schwer haben, weil die Vorar- 
beiten noch mangeln. Aber die Verhältnisse bessern sich schnell, so auf dem Gebiet 
ihrer wichtigsten Hilfswissenschaften, der Siedlungsgeographie und -geschichte. 

Des Beispiels halber will ich in aller Kürze an einige Einzelaufgaben der so 
gefaßten politischen Geographie herantreten. Ich habe dazu die heute im Vor- 
dergrunde des Interesses stehenden Fragen der internationalen Politik gewählt. 


Beispiele: Völkerbund als Lebenseinheit 


Wir wollen zuerst vom Völkerbund sprechen. 

Die Ausbildung der Kontinentalschollen und die orographische Gliederung 
teilen die Erdoberfläche in Kammern, in Lebensräume subkontinentaler Größe, 
wie Europa, Vorderindien, Pazifisches Nordamerika, China usw. Den Cha- 
rakter prägt ihnen letzter Ordnung das Klima auf, von dem ja der Typus der‘ 
Vegetation, die Synthese des Bodens und die Lebensart der Bewohner abhängen, 
Manche dieser Kammern sind — vom Standpunkte des Menschen gesehen — 
begünstigt. Sie bieten ihm in allen, oder gewissen Zeitperioden seiner Ge- 
schichte, die Möglichkeit dichter Siedelung. Diese begünstigten subkontinentalen 
Lebenskammern werden voneinander durch oft breite Ungunstregionen: Wüste : 
oder Wüstensteppe, Urwald, Hochgebirgsmassen, Polarlandschaft, getrennt. 
Das steigert ihre Isolierung und die Selbständigkeit ihrer Entwicklung. 

Auch für den Menschen herrscht trotz mancherlei Gegensätzen und Abstu- 
fungen, trotz scharfer lokaler Interessengegensätze eine Einheit der Wirtschafts- - 
art und der Lebensführung. 


T 
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Diese Typeneinheit tritt uns auch im Politikum entgegen. Ein europäischer, 


ein zentralamerikanischer, ein nordamerikanischer, ein russischer, ein indischer 


_ Staatentypus usw. tritt typisch klar und im Gegensatz zu den anderen hervor. 


ws F 


- Und ebenso treten uns verschiedene politische Denkungsarten entgegen. 

In jeder dieser Lebenskammern entwickelt sich über die Staaten hinweg eine 
politische Lebenseinheit. Der Lebenslauf, die Geschichte der Staaten dieser 
Lebenskammern ist eine Einheit. Der Lebenslauf der europäischen „Kammer“ 
ist unsere „Weltgeschichte“, so wie wir sie bis zum Ende des 19. Jahrhunderts 
sahen und schrieben. Entsteht ein neuer Staat in diesem Rahmen, so wird er 
sozusagen in das Stadium der Entwicklung hineingeboren. 

Die Entwicklung zur Lebenseinheit, gefördert durch die immer restlosere 
Ausfüllung des geographischen Raumes und die immer engere wirtschaftliche 
Durchdringung des Bodens — und zwar diesseits und jenseits aller politischen Gren- 
zen —, also die immer inniger werdende Verflechtung von Mensch und Erde, 
bewirkt zuerst die Entstehung eines Gleichgewichts, dann auf verschiedensten 
Gebieten auch von Ansätzen zu einer Gemeinschaft. Das Gleichgewichtsstreben 
— innerhalb dieser Kammern — zugleich ein Streben nach Sicherheit (und das 
ist ja auch eine der heute im Vordergrund stehenden internationalen Fragen) 
— führt zum Kräftegleichgewicht: zum Gleichgewicht der Gebietsgröße, der 
Volkszahl, der Heere usw. 

Im Europa der letzten Jahrhunderte — ohne Rußland natürlich — gab es 
zwei Größenklassen von Staaten. Die einen — zwischen 250 000 und 500 000 km? 
und 30 bis 60 Mill. Einwohnern hielten sich „das Gleichgewicht“. Die anderen, 
fast ausnahmslos unter 100000 km? und unter 8 Mill. Einwohnern wurden 
vom Gleichgewichte der Anderen gehalten. Auch in anderen Lebenskammern 
wird man solche Größenklassengleichgewichte finden. Man denke nur an 
die mittelamerikanischen Staaten, oder die westlichen, die Andenstaaten Süd- 
amerikas. 

Die Orographie scheint das ihrige zu solcher Größenklassenentwicklung bei- 
getragen zu haben. Sind doch die meisten der europäischen Großstaaten durch 
orographisch gegebene Landschaftseinheiten bedingt: die britischen Inseln, die 
iberische und die appeninische Halbinsel, das Pariser Becken mit seinen Rand- 
landschaften, das Becken des Mittellaufs der Donau. 

Je weiter wir geschichtlich zurückblicken, desto stärker war die Isolation 
der subkontinentalen Großregionen. Und die eben skizzierten Zustände sind 
auch nur ein Stadium der Entwicklung. Wir haben uns schon vergegenwärtigt, 
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daß das Meer, einst verkehrsfeindlich und trennend, immer mehr zum Gegen- 
teil wird. Und nun eint auch schon die Luft die Regionen der Erde. Rasch 
fortschreitende Technik verringert die Entfernungen des Materialgüter- wie 
des Gedankenaustausches, sie bezwingt die trennenden Wüsten, Urwälder, Ge- 
birge. Wirtschafts- und Gedankenaustausch bringen die Völker und die Re- 
gionen einander immer näher. Geographisch gesprochen: die Größtlandschaft 
„Erdoberfläche“ tritt als Lebenseinheit den Teilen, den regionalen Lebens- 
kammern und Landschaften gegenüber immer mehr hervor. Das aber wird 
bewirkt durch Integration des Lebens der Größtlandschaft, ihres Stoffwechsels. 
Und diese Integration wird hervorgerufen durch den Faktor Mensch, durch 
die eigene Integration seiner Vergesellschaftung, durch seine Entwicklung zur 
Menschheit, als schaffender, als Gedanken-Einheit. 

Und da haben wir die organisch-natürliche, — man könnte auch sagen: 
geographisch-gesetzliche Entwicklung zum Völkerbund. Diese Entwicklung in 
ıhrer Raumbedingtheit, und als zeitbedingten Teilprozeß des gesamten Erden- 
lebens zu untersuchen, ist Aufgabe der politischen Geographie. 

Die Entwicklung führt selbstverständlich nicht gerade zum Genfer Völker- 
bund. Der wurde durch ein Komplex politisch-militärischer Ereignisse organisa- 
torisch — ja antiorganisch, willkürlich geschaffen. 

Doch aus der politischen Geographie lassen sich auch praktische Lehren 
ziehen. Wir wissen, daß organische Entwicklung organisatorisch gefördert, 
oder gehemmt, aber nicht dauernd abgelenkt werden kann... 


Großeinheit Paneuropa 


Nach dem Völkerbund glaube ich ein Wort über Paneuropa einflechten 
zu müssen. 

Es ist klar, daß das Gleichgewicht, welches sich in den einzelnen subkon- 
tinentalen Großregionen ausgebildet hat, durch die eben gekennzeichnete neuere 
Phase der Weltentwicklung gestört, ja aufgehoben wird. Größere Staatsein- 
heiten, auf der Landschaftseinheit größerer Räume beruhend, wie die Ver- 
einigten Staaten, das emporkommende Brasilien, diktieren die Größenklasse. 
Diese Tatsache und die geographisch-historisch entwickelte politische Typen- 
einheit der Großregionen, ihr diesbezüglicher Gegensatz zu anderen Regionen, 
führen naturgemäß zu Ideen, wie „Paneuropa“. Ob die heutigen Pläne zur 
Verwirklichung glücklich gefaßt sind, mag dahingestellt bleiben. Aber zu 
einem europäischen Zusammenschluß innerhalb der ganzen Menschheit als 
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_ Großeinhei kann es kommen. Einen ähnlichen, zwar gerade umgekehrt OR 
durch Zusammenschluß, sondern durch Differenzierung gebildeten Organismus 
7 sehen wir ja im Commonwealth der britischen Nationen. Und:auch der Zusam- 
 menschluß der weißen Rasse zu irgendwie gearteter politischer Einheit könnte 
ein Stadium der Entwicklung sein und einem Zeitalter den Charakter aufprägen. 


Der Abrüstungsgedanke als Schutzkompromiß 


Die Frage der Sicherheit haben wir schon gestreift. Heute ist sie auf das 
Problem der Abrüstung zugespitzt. 

Welche Rolle spielt nun die Abrüstung im Problemkomplex der politischen 
Geographie ? 

Die primitiven Bedürfnisse des Menschen sind das Nahrungs- und Schutzbe- 
dürfnis, sowie das Stammes- und Vergesellschaftungsbedürfnis. Dann folgt 
das Denk- und Wissensbedürfnis. Und auf einer schon vorgeschritteneren Stufe 
entsteht und erstarkt das Luxus- und Bequemlichkeitsbedürfnis. 

Siedlung entsteht, wo es Nahrung gibt, bzw. wo sich Leichtigkeit der Be- 
schaffung und Wert der Nahrung kompensieren. Sekundär entsteht sie auf den 

. Wegen, die zur Nahrung führen. 
Siedlung entsteht, wo es Schutz gegen die Unbilde der Natur und gegen 
“ Feinde gibt. 

Siedlung entsteht neben bestehender Siedlung und Siedlung haftet am Ort, 
den die Ahnen einmal erwählt haben. Der auswandernde Ansiedler aber sucht 
oft der Heimat ähnliche Verhältnisse. Die Deutschen, Skandinavier, Finnen 
und Italiener z. B., die sich in den Vereinigten Staaten von Amerika als Farmer 
niederlassen, siedeln in Gebieten, die zwischen fast genau denselben Sommer- 
und Winterisothermen liegen, als ihre respektiven Heimatsländer. 

Siedlung entsteht, bzw. erstarkt, wenn schon das Luxusbedürfnis da ist, 
dort, wo es Variabilität der Verhältnisse, der Beschaffung der verschiedenen 
Bedürfnisse gibt. 

Infolge immer wachsender Vergesellschaftung entstehen dann Kompromisse: 
Nahrungs-, Schutz-, Stammes- und Gesellschaftskompromisse. Das Nahrungs- 
kompromiß ist erst Arbeitsteilung innerhalb der Stammesgemeinschaft, dann 
innerhalb der größeren Kategorien, endlich immer vielseitigerer Austausch 
zwischen fremden Gruppen, erst der Qualitäts-, dann auch der Quantitäts- 
bedürfnisse an Nahrung und an allem, was zu ihrer Erzeugung und zu ihrem 


Transporte gehört. Die Entwicklung führt zur Weltwirtschaft und strebt — ge- 
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hemmt durch die materiellen und seelischen Gegensätze der Menschengruppen i 


— der Wirtschaftseinheit der Größtlandschaft „Erdoberfläche“ entgegen. 

Das Schutzkompromiß läuft, insofern von Schutz gegen die Unbilden der 
Natur die Rede ist, dem Nahrungskompromiß paralell, ja es verflicht sich mit 
ihm in der Erzeugung und Förderung mancher Rohstoffe und ihrer Verar- 
beitung, ihrem Transport usw. Das Schutzkompromiß gegen Feinde führt zum 
engeren Zusammenschluß immer größerer Gruppen und der Schlichtung der 
Differenzen innerhalb dieser Gruppen durch Rechts-, Wirtschafts- und Meinungs- 
kompromisse. 

Diese Schutzkompromisse sind Gebilde stark geographischen Charakters. Sıe 
sind Raumerscheinungen, raum- und oft landschaftsbedingt, doch auch selbst 
Landschaftsbildner, Faktoren der Landschaftsbildung. 


Wie an Stelle des natürlichen Vegetationskleides durch die menschliche Wirt-' 


schaft die sogenannte künstliche, die angebaute oder gehegte Vegetation tritt, 
so tritt durch die politische Entwicklung der Menschengruppen der natürlichen 
Landschaft gegenüber die politische Landschaft, der Staat, immer mehr in den 
Vordergrund. Zusammenschluß nach innen schärft meist den Gegensatz nach 
außen. Seelische Momente akzentuieren die Grenze, wo an Stelle der schützenden 
Grenzsäume die Liniengrenze getreten ist. 

Heute, wo die Lebenseinheit der Größtlandschaft, der ganzen Erde den Teil- 
landschaften gegenüber immer stärker hervortritt und auch inhaltlich wirklich 
immer stärker wird, müssen naturgemäß Gefühle und Gedanken eines Schutz- 
kompromisses innerhalb der ganzen Einheit erstehen. Das ist der eine Giunkt 
des Erstehens des Abrüstungsgedankens, Der andere Grund ist die Überspannung 
der Kräfte im Kampfe ums Dasein. Beides sind Erscheinungen, welche die 
Geographie interessieren müssen, denn dieser Kampf ums Dasein ist der Kampf 
von komplexen Lebenseinheiten der Erdoberfläche, zu deren Inhalten alle Kate- 
gorien der Faktoren des Lebens unserer Erdoberfläche beitragen. 


Streben nach Dominanz 


Imperialismus hat zum Weltkrieg geführt. Der Krieg hat die wirtschaft- 
liche Autarkie wiederbelebt und übertrieben. Und in der Nachkriegszeit treten 
die Wirtschaftsgrenzen mit lange nicht dagewesener Schärfe hervor und 
sind damit zu einem der schwierigsten politischen Probleme geworden. 

Leben ist Assimilation, könnte man mit etwas einseitiger Übertreibung sagen. 
Denn die individuellen Konzentrationen, in denen sich uns Menschen das Leben 
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Au Bert, die werden, sich wandeln und vergehen, bewahren ihren Charakter 
nders durch Assimilation des aufgenommenen Materiellen und Immateriellen. 
| Interessiert den Rechtsgelehrten im Imperialismus das Souveränitätsmoment, 
An Historiker besonders das organisatorische Wollen und Handeln, den National- 
 ökonomen und auch den Wirtschaftsgeographen das Maß der wirtschaftlichen 
Kraft und Autarkie und ihre natürlichen Bedingungen, — so interessiert sich 
die politische Geographie für die auch in all diesen Momenten zum Ausdruck 
kommende innere Kraft, die auf die eigene Landschaft und ihre Inhalte, auf 
Umwelt und weiteste Umwelt, die ganze Erde, einwirkt. Imperialismus ist für 
den Geographen und so auch für den politischen Geographen Streben nach 
Dominanz. Dominanz einer Landschaft, in welcher schon der Faktor Mensch 
‚höher zur Dominanz emporgestiegen ist, über andere Landschaften, — Assimi- 
lierung der Kräfte dieser anderen Landschaften an das Leben und zur Erhal- 
tung und Integration des Lebens der Mutterlandschaft. 
Das Streben nach Dominanz, die Assimilation sind in ihren Formen mannig- 
) faltig. Sie sind durch alle Landschaftsfaktoren und ihr Zusammenspiel bedingt, 
durch relative geographische Lage, also letzten Endes durch die Formung der 
„Kontinente; durch das Klima, also letzten Endes durch kosmische Einflüsse; 
durch die Oberflächengestaltung, also letzten Endes durch endogene und exogene 
"Kräfte; ebenso wie durch die nationale und soziale Zusammensetzung des Volkes, 
also letzten Endes durch biologische Synthese und wirtschaftliche Einflüsse der 
natürlichen Ausrüstung des Landes; und wie auch durch den mehr oder weniger 
freien Willen seiner Führer und Menschengruppen, also letzten Endes durch 
die Entwicklung des Immateriellen, des Seelischen in den individuellen Konzen- 
trationen Mensch und Menschheit. Imperialismus ist also ein Entwicklungsglied 
im Leben der Erdoberfläche. 
Imperialismus äußert sich verschieden: als Kolonisation, als Hegemonie. Eng- 
land hat seine Rand- und Insellage besonders den ersten Weg gewiesen. Frank- 
| reich in Rand- und Zweimeereslage einerseits, anderseits aber Knotenpunkt der 
 urältesten offenen Siedlungsgürtel und der Hauptwege Europas, waren beide 
Wege gewiesen. Das Zeugnis der Geschichte, Englands konsequente Kolonial- 
politik, Frankreichs Schwanken zwischen dem Streben nach kontinentaler Hege- 
monie und kolonialer Expansion, bekräftigen das Gesagte. 
Imperialismus ist eıne treibende Kraft in der Lebensintegration der Erdober- 
fläche, aber keine bleibende. Die Lebensintegration der Mutterlandschaft führt 
zur Lebensintegration der beeinflußten Landschaften. Ein neuer Prozeß setzt 
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ein. Zwei Beispiele: die Entwicklung der römischen Provinz, die Emanzipation 


der englischen Dominien und auch schon der nicht-europäischrassigen Kolonien 


Englands. Politische Teil- und Gesamtkräftekonzentrationen kommen im 


Lebenslauf, im Prozeß der Vergesellschaftung der Menschheit wechselnd zur 


Dominanz. Es ist, wie mit der Abwechslung der Analyse und Synthese in der 


Entwicklung der Wissenschaften. Manches vom Alten wird vernichtet, aber 
die Keimzelle bereichert zu neuer Entwicklung getragen. 

Autarkie ist abgeschlossene, staatliche Autarkie ist bewußt, bezweckt ab- 
schlossene Lebenseinheit der Landschaft. Warum der Krieg den Autarkie- 
gedanken in Europa so gestärkt hat, wissen wir alle. Das Interesse der politi- 
schen Geographie und ihre Aufgabe sind aber weitgehender. Sie muß die 
autarke Landschaft, besonders die autarke politische Landschaft, also den Staat, 
als Faktor des Lebens der Erdoberfläche studieren. Als Faktor — denn nicht 
nur die konventionellen Kategorien sind Faktoren, sondern auch ihre regionale 
Synthese, die Landschaft. Sehen wir doch bei Betrachtung des Imperialismus, 
der Weltwirtschaft, aber ebenso beim Studium des Klimas, der Ausbreitung 
der Florenreiche und Pflanzen u s w., welchen Einfluß jede Region, jede Land- 
schaft auf viele andere, ja indirekt auf alle und die ganze Erde ausübt. 

Wirtschaftsgrenzen bedeuten schon dem Wirtschaftsgeographen etwas 
anderes als dem Nationalökonomen, dem Juristen oder dem Historiker. In 
seinen Augen sind sie Hemmungen — zeitweilige Hemmungen verschiedener 
Intensität — des freien Materialaustausches zwischen wirtschaftlich verschieden 
ausgestatteten natürlichen Landschaften. Dem Wirtschaftsgeographen sind 
Warensendungen und -austausche gleichwertig, ob sie über Zoll- und Staats- 
grenzen gehen oder nicht. Die politische Geographie sieht in der Wirtschafts- 
grenze und in der Schärfe, mit der sie gezogen wird, eine Lebensäußerung 
der Landschaft bzw. ihres menschlichen Faktors. Und in der allgemeinen 
Verschärfung der Wirtschaftsgrenzen — wie in den letzten Jahren — wie auch 
andermal in ihrem Nachlassen, wird sie Symptome des Pulsschlages der all- 
gemeinen Entwicklung des Erdoberflächenlebens erblicken und studieren, des 
pulsierenden Kampfes zwischen Teil und Ganzem. 


Stellung der Minderheiten 


Seit einem halben Jahre steht — deutscher Initiative zufolge — die Minder- 


heitenfrage im Vordergrunde des Interesses internationaler Diplomatie und 
Journalistik. 


h 
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Der Form nach eine Rechtsfrage, ist sie heute den einen eine Lebensfrage, 
ıderen eine Billigkeits-, wieder anderen einfach eine lästige Frage. 
P: Schon vom Rechtsstandpunkt aus sollten drei Arten oder Kategorien von 
Minderheiten unterschieden werden: Traditionelle, F reiwillige und Zwangs- 
_ minderheiten. Traditionelle sind j jene Minderheiten, welche seit Jahrhunderten 
mit einer anderen, der staatsbildenden Nation lebend, dabei ihre Wesensart, 
"ihre nationale Kultur und Sprache bewahrt haben. Freiwillige Minderheiten 
sind jene, deren Individuen oder Gruppen freiwillig in fremdes Land gewandert 
sind und dort ihre Eigenart ebenfalls bewahrt haben. Zwangsminoritäten sind 
jene, die ohne oder gegen ihren Willen unter die Oberhoheit eines fremden 
"Volkes gelangt sind, fast ausnahmslos infolge der Eroberung ihres Wohnge- 
bietes, also mit diesem zusammen. 

In dieser rechtlichen Scheidung ist auch eine geographische enthalten. Die 
einen — die freiwilligen Minderheiten — sind — wenigstens ihrem Ursprunge 
nach — bodenvage, die traditionellen und die Zwangsminderheiten sind boden- 
ständige Gruppen. Daraus — also aus der geographischen Betrachtung heraus — 
folgt, daß die einen auch substanziell etwas ganz anderes sind als die anderen. 
_ Volk und Boden zusammen, Nation auf ihrem traditionellen Boden ist etwas 
“anderes als Volk ohne Boden. Und je weiter wir in der wirtschaftlichen Ent- 
2 wicklung fortschreiten, in je mehr Hinsichten der Mensch und der Staat durch 
Anwachsen der Bedürfnisse und der Zahl und Menge der notwendigen Roh- 
materialien auf den Boden, den Fundort, den Investitionsort angewiesen ist, 
desto inniger wird das Verwachsen mit dem Boden. Bodenständige und boden- 
vage Minderheiten sind also verschieden geartete Individualitäten, und als solche 
hat die politische Geographie ihre Lebenskraft, deren Wirkungen und Rea- 


genzen zu studieren. 
* 


| Ohne in die einzelnen Themata tiefer einzudringen, in lückenhafter Dar- 
stellung, habe ich mit diesen kurzgefaßten Beispielen eigentlich nichts anderes 
bezweckt, als zum Weiterdenken anzuregen. Denn der kommenden Generation 
der Geographen harrt die Aufgabe, die politische Geographie als synthetische 
geographische Wissenschaft ebenso auszubauen, wie es die heute wirkende Gene- 
ration, auf den Vorarbeiten unserer Altmeister fußend, für die anderen — be- 


sonders die physischen — Gebiete unserer Wissenschaft durchgeführt hat. 
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LEOPOLD WEISS: 
Zwischen Nedschd und Irak I 


I. 


Dem aufmerksamen Beobachter wird es nicht entgangen sein, daß die poli- 
tische Spannung zwischen Ibn Sa’ud und England, welche im Augenblick den | 
Grundton alles Geschehens in Arabien ausmacht, nicht erst auf Ereignisse jüng- 
sten Datums zurückzuführen ist. Als im Herbst 1927 die ersten ernstlichen 1 
Schüsse an der nedschdisch-irakischen Grenze fielen und die „Echuän“*) ein ira- 


kisches Grenzfort zerstörten und seine Besatzung töteten, — da waren sowohl 


die politischen als auch die psychologischen Voraussetzungen dafür bereits seit 
langem vorhanden und von einer der Parteien — man kann es guten Gewissens 
behaupten: England — systematisch vorbereitet gewesen. 

Um dem Leser die Zusammenhänge deutlicher vor die Augen zu führen, 
müssen wir auf die bereits Jahre zurückliegende Vergangenheit zurückgreifen. 

Die Geschichte der Familie Ibn Sa’ud ist im Westen bereits hinlänglich be- 
kannt. Zu Anfang des vorigen Jahrhunderts befand sich ein großer Teil der 
arabischen Halbinsel unter der Herrschaft dieser Dynastie. Am Gipfelpunkt 
ihrer Macht angelangt, wurde sie durch die ägyptisch-türkischen Streitkräfte 
unter Führung von Ibrahim Pascha zertrümmert; der Sultan Abdallah verlor 
in Konstantinopel seinen Kopf. Unter seinen Nachfolgern, besonders unter den 
Sultanen Turki und Feyssal (dem Großvater des jetzigen Königs) erholte sie 
sich langsam. Der Sultan Feyssal setzte seinen treuen Gefolgsmann Abdallah 
ibn Raschid zur Belohnung für große Verdienste zum erblichen Emir von Ha- 
jel (Hauptstadt des Dschebel Schammar im nördlichen Nedschd) ein. Dem Hause 
Ibn Raschid war kein inneres Glück beschieden; seine ganze Geschichte ist voll 
von Intrigen, Blut und Familienmord; dennoch aber vermochte es — besonders 
unter dem begabten Emir Mohammed ibn Raschid — seine äußere Macht be- 
deutend auszubauen, was vor allem dem Umstand zu verdanken war, daß die 
Dynastie Ibn Sa’ud (mit dem Sitz Riadh im südlichen Nedschd) zum zweiten- 
mal in Dekadenz verfiel und sich in einem Bruderzwist zerfleischte. Schließlich 
gelang es Mohammed ibn Raschid, der schon seit langem in einem nur noch 
losen Abhängigkeitsverhältnis zu Riadh stand, sich dieser Stadt und somit der 


*%), „Echuän“ (arabisch: Brüder) ist die Bezeichnung für die unter Ibn Sa’uds Einfluß ansässig 
gewordenen und jederzeit auf Glaubenskrieg eingestellten Beduinen Zentralarabiens; in neuester 
Zeit pflegt man damit alle Beduinen des Nedschd zu bezeichnen. 
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‚Herrschaft des ganzen Nedschd zu bemächtigen. Ein Seitensproß des Hauses 
Ibn Sa’ud, Abd-ur-Rahman, wanderte mit seiner Familie nach Kuweyt aus, um 
es nicht mit ansehen zu müssen, wie ein fremder Gouverneur die Stadt seiner 
Väter regierte. Erst seinem Sohn Abd-el-Asis ibn Sa’ud (dem gegenwärtigen 


König des Nedschd und Hedschas) gelang es 1901, sich Riadhs durch einen 
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verwegenen Handstreich zu bemächtigen und die Herrschaft seiner Ahnen wieder- 
aufzurichten. Er gewann den Nedschd Handbreit um Handbreit zurück und 
drängte die Ibn Raschids allmählich in die Defensive. Im Jahre 1921 rückte 
er schließlich als Sieger in Hajel ein— und der Nedschd war wieder unter der 
Dynastie Ibn Sa’ud vereinigt. Aber bevor es soweit war, hatte sich Ibn Sa’ud 
gezwungen gesehen, in nähere Beziehungen zu Großbritannien zu treten: denn 
die Ibn Raschids wurden von den Türken (und namentlich während des Welt- 
krieges) auf das weitgehendste unterstützt. So schloß er 1915 mit England 


60 GEOPOLITISCHE UNTERSUCHUNGEN HEFT 


einen Vertrag ab, der ihm gegen die nominelle Anerkennung des britischen 
„Protektorats“ über den Nedschd eine bedeutende Unterstützung an Waffen. 
und Munition sowie eine jährliche Subvention von 60.000 Lstg. einbrachte. 

Im Laufe des Weltkrieges, als Ibn Sa’uds Ringen mit den Ibn Raschids noch 
nicht zu Ende war, entstand an seiner Westgrenze ein anderes arabisches Reich: 
der Hedschas des ehrgeizigen Scherifen Hussein, der mit englischer Hilfe seing | 
Unabhängigkeit von den Türken errungen hatte und nunmehr mit allen Mitteln 
die fixe Idee verfolgte, König von ganz Arabien zu werden. Es war dies zu 
einer Zeit, da Ibn Sa’ud mit dem Kampf gegen seinen Erbfeind in Hajel voll- 
auf beschäftigt war. Der kluge König Hussein erachtete den günstigen Zeit- 
punkt für gekommen. Im Jahre 1919 schickte er eine Truppenmacht unter 
Führung seines Sohnes Abdallah gegen die nedschdische Grenze aus, um einen 
entscheidenden Schlag gegen den vermeintlich schwachen und von Hajel aus 
bedrohten Ibn Sa’ud zu führen. Abdallah hatte nach seiner eigenen (späteren) 
Aussage 2500 reguläre Soldaten, 18 Maschinengewehre, mehrere Batterien und 
über 10000 irreguläre Beduinenreiter mit sich. In der Nähe von Taraba (etwa 
ı50 km Luftlinie Ost-Südost von Mekka) stießen seine Vorhuten auf die 
nedschdische Grenztruppe: 1800 „Echuän“ unter Führung von Chaled ibn 
Luei (selbst einem Scherifen und entfernten Verwandten von Hussein) und 
Soltan ibn B’dschäd, Emir der „Echuän“-Siedlung Chatghat (Ateybe-Stamm). 
Trotz seiner gewaltigen Übermacht wurde Abdallah vernichtend geschlagen, 
die hedschasischen regulären Truppen bis auf den letzten Mann niedergemacht, 
die Beduinenreiterei mit bedeutenden Verlusten in alle vier Winde versprengt 
und Abdallahs Lager mit seinen Zelten, Geschützen, Maschinengewehren, 
Munitionsvorräten und Transportkamelen erbeutet. Abdallah persönlich rettete 
sich mit einigen Mann seines Gefolges, dank der überlegenen Schnelligkeit seiner 
reinrassigen Pferde... Von den Nedschdern fielen 500 Mann. 

Seit dem verhängnisvollen Tag von Taraba wagte Hussein keinen zweiten 
Angriff auf den Nedschd mehr. Die Zeiten änderten sich allmählich. Im 
Jahre 1921 erledigte Ibn Sa’ud den Emir Ibn Raschid, nahm Hajel ein und 
wurde so direkter Nachbar der britischen Mandatgebiete von Transjordanien 
und Irak, wo nunmehr zwei Söhne Husseins — der Tarabageneral Abdallah in 
Transjordanien und Feyssal im Irak — als „selbständige“ Herrscher saßen, 
unter dem Einfluß väterlicher Ideale und eigener Erlebnisse von tötlichem Haß 
gegen den „Wahhabiten“ Ibn Sa’ud erfüllt. Krieg konnten sie zwar gegen ihn 
nicht führen — denn da war einerseits der britische Resident im Nacken und 


Bern 
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anderseits die eigene Kraft zu gering —, dafür aber ermunterten sie die Beduinen 
ihrer Länder, Raubüberfälle nach dem Nedschd hinein zu machen. Hussein, 
‚der Vater, tat dasselbe: und von da an waren an den drei Grenzen des Nedschd 
‚Raub und Plünderung an der Tagesordnung. England sah ruhig zu und griff 
nur dann ein, wenn die „Echuän“ in Erwiderung der Überfälle in Trans- 
jordanien oder Irak eindrangen. Dann traten regelmäßig britische Bombenflug- 
'zeuge gegen die nedschdischen Grenzgebiete in Aktion. 

Dies ist der Beginn der Konflikte, die sich bis in unsere Tage hinziehen und 
seitdem einen bedrohlichen Charakter angenommen haben. 


1 


"Die Zustände an den Grenzen waren auf die Dauer unhaltbar. Sowohl Ibn 
'Sa’ud als auch schließlich Großbritannien erschien es wünschenswert, die gegen- 
seitigen Beduinenraids einzudämmen, bevor sie sich zu einem großen Brand 
auswuchsen. Viel wesentlicher als die Konflikte mit Transjordanien, die mehr 
auf der persönlichen Animosität des Emirs Abdallah gegen Ibn Sa’ud beruhten, 
‚war die Spannung zwischen Nedschd und Irak. Zwei Streitpunkte machten eine 
‚Regelung dringend erforderlich: die Festlegung einer endgültigen Grenze zwi- 
schen beiden Ländern und die Frage der staatlichen Zugehörigkeit einzelner 
"Beduinenstämme, deren Weidegebiete sich vom Irak bis tief in das Gebiet des 
Nedschd erstreckten. Eine besondere Schwierigkeit bildete der Stamm der 
Nedschd-Schammar, welcher früher um Hajel herum wohnte und nach der 
Niederlage des Ibn Raschid (der gleichfalls von den Schammar war) zum großen 
Teil nach dem Irak auswanderte, begeisterte Aufnahme beim König Feyssal 
“fand, in der Nähe der Grenze neue Weideplätze angewiesen bekam — und nun- 
mehr vom Irak aus, von Feyssal unterstützt, ständige Überfälle auf die Stämme 
des Nedschd verübte. Fraglich war ferner die staatliche Zugehörigkeit der 
Stämme Dhafir, Muntefik und Amarät (der letztere ein Teil des größten arabi- 
schen Stammes ’Anazeh). 

Im Frühjahr 1922 traten die Delegierten Ibn Sa’uds, Großbritanniens und 
Feyssals in Muhammerah am Schatt-el-Arab zu einer Besprechung zusammen. 
Das Ergebnis war der Vertrag von Muhammerah (5. Mai 1922). Lediglich 
die Frage der Stämme kam zur Regelung. Man kam überein, daß die Dhafır, 
Muntefik und Amarät als zum Irak gehörig zu betrachten seien, und daß die- 
jenigen Teile von ihnen, die im Nedschd Weidegebiete hatten, gegen Zuweisung 


neuer Weidezonen nach dem Irak zurückkehren sollten. Dagegen wurde aner- 
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kannt, daß die Schammar Ibn Sa’uds Untertanen seien; die Regierung des Irak 
verpflichtete sich, ihre Rückübersiedlung nach dem Nedschd zu veranlassen, 
und Ibn Sa’ud sicherte ihnen Straflosigkeit für frühere Vergehen zu. j' 

Der Muhammerah-Vertrag wurde zwar nicht ratifiziert, da Ibn Sa’ud der 
Ansicht war, seine Delegierten hätten in Überschreitung ihrer Befugnisse das 
Zugeständnis gemacht, einige zweifellos nedschdische Stämme als zum Irak 
gehörig zu betrachten. Nichtsdestoweniger ließ er um des lieben Friedens willen 
die Abmachungen des Vertrages stillschweigend gelten und setzte dem Auszug 
der fraglichen Stämme nach dem Irak keinen Widerstand entgegen. Die Schammar 
aber blieben entgegen allen Vereinbarungen weiterhin im Irak und fuhren fort, 
von dort aus die Grenzgebiete des Nedschd dauernd zu beunruhigen. Nicht 
nur wurde von Bagdad aus nichts unternommen, um sie zur Rückkehr zu be- 
wegen, sondern mehr als das: nach wie vor flossen aus der Privatkasse Feyssals 
regelmäßige Pensionen an die Schammar-Scheichs — bis an den heutigen Tag. 
Alle Vorstellungen Ibn Sa’uds waren erfolglos. 

Die unerledigte Frage der Grenzfestsetzung machte inzwischen eine neue 
Konferenz notwendig. Sie fand statt in dem kleinen Hafen Uqair am Persischen 
Golf, auf dem Gebiete Ibn Sa’uds. Dieser war persönlich anwesend, ebenso der 
damalige Hohe Kommissar des Irak, Sir Percy Cox. Als Ergebnis dieser Unter- 
redungen wurden am 2. Dezember 1922 zwei Dokumente unterzeichnet: die 
sogenannten Protokolle von Ugair Nr. I und I. 

Im $ ı des ersten Protokolls wurde die Grenze zwischen Nedschd und Irak 
festgelegt”). $ 2 bestimmt, daß die Brunnen in der Nähe der Grenze (es handelt 
sich um ein Gebiet von ausgesprochen wüstenartigem Charakter) den beider- 
seitigen Grenzstämmen zu freier Benutzung zur Verfügung stehen; um dieses 
zu gewährleisten, verbietet $ 3, das Wasser dieser Brunnen für militärische 
Zwecke irgendwelcher Art zu verwenden; beiden Vertragspartnern ist es unter- 
sagt, Befestigungen (Forts, Kasernen usw.) in der Grenzzone anzulegen oder 
dort Garnisonen zu unterhalten. Dagegen verpflichten sich beide Teile, Raub- 


züge der ihnen unterstehenden Stämme in das Gebiet der anderen Partei zu 


*) Die Grenze verläuft vom Schnittpunkt des Wadi Aojah mit dem Batin (Grenze des Kuwegt- 
Gebietes) bis Bir Wogbah, von dort nordwestlich bis Bir Ansab; von Bir Ansab bis Bir al- 
Amgbhar, von dort wieder zum Schnittpunkt des Wadi Aojah mit dem Batin; durch diese vier 
Geraden wird ein längliches Rhomboid eingeschlossen, welches als neutrale Zone zu be- 
trachten ist. — Von Bir Ansab verläuft die Grenze weiter bis al-Jumaymah, von dort nördlich 
bis Agbah, von dort bis Qasr Athaymin, von dort in gerader Linie westlich über Jal Batin bis 
Bir Lifiyah, dann bis Mannaiyah, von dort bis Jedaydat ’Arar, von dort bis Makwar, schließlich 
bis zum Jebel Anazch am Schnittpunkt des 39. Längengrades und 33. Breitengrades. Hier beginnt 
die nedschdisch-transjordanische Grenze, festgelegt im Vertrag von Haddah (2. November 1925). 
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| "verhindern. — Das zweite Protokoll behandelt einige technische, die Grenz- 
 stämme betreffende Fragen, vor allem die Handhabung der Gerichtsbarkeit. 
v2 Die Abmachungen von Muhammerah und Ugair hatten jedoch nicht den 
_ gewünschten Erfolg. Von nedschdischer Seite hörten zwar die Beduineneinfälle 
"auf — nicht aber von irakischer; und Ibn Sa’ud hatte guten Grund, an dem 
ehrlichen Verständigungswillen der Bagdader Regierung zu zweifeln. Zu gleicher 
Zeit entfalteten die Stämme Transjordaniens, vor allem die Howeytät und die 
Ibn Dschäsi, von dem Scherifen Abdallah in Erinnerung an Taraba ständig 
 angespornt, eine lebhafte Raubtätigkeit an der Nordwestgrenze des Nedschd. 
Die dortigen Grenzstämme beantworteten diese Überfälle schließlich auf eigene 
Faust: 1923 erschienen nedschdische „Echuän“ in Transjordanien und zogen 


y 
T 


raubend und plündernd bis in bedrohliche Nähe von Amman, der Hauptstadt 
Abdallahs. Sie wurden schließlich von britischen Bombenflugzeugen zurück- 
gewiesen. 
II 

Jahrelang gingen so (trotz allen bestehenden Verträgen) die Grenzübergriffe 
hin und her — und jedesmal war Transjordanien oder Irak der provozierende 
Teil. Unter den Grenzstämmen des Nedschd wuchs die Erregung. Fast täglich 
- erschienen Deputationen in Riadh und verlangten von Ibn Sa’ud die Erlaubnis, 
einen Feldzug in größerem Maßstab gegen die Scherifen auszuführen. Ibn 
Sa’ud, der einen hochpolitischen Konflikt mit Großbritannien vermeiden wollte, 
bremste immer wieder — und oft mit großer Mühe. Schließlich wies er die 
britische Regierung auf die Gefährlichkeit dieser Lage hin und machte darauf 
aufmerksam, daß es ihm auf die Dauer schwer fallen würde, seine Beduinen 
gegenüber so offensichtlichen und anhaltenden Provokationen im Zaum zu 
halten. Auf der Gegenseite neigte man zustimmend den Kopf. Eine neue Kon- 
ferenz der Vertreter des Nedschd, Irak und Transjordaniens wurde um die 
Jahreswende 1923/24 nach Kuweyt einberufen. Gleich zu Beginn der Konferenz 
stellten die Delegierten des Königs Feyssal eine Bedingung an Ibn Sa’ud: er 
müsse vorher einen Vertrag mit König Hussein vom Hedschas abschließen. (Es 
war dies zu einer Zeit, da Hussein sich auf dem Höhepunkt seiner politischen 
Phantasien befand und seinen Anspruch auf die Oberherrschaft über ganz 
Arabien vor der Öffentlichkeit geltend zu machen suchte.) Ibn Sa’ud ließ ant- 
worten, er hätte gar nichts gegen den Abschluß eines Vertrages mit Hussein, 
der die strittigen Probleme zwischen den beiden Ländern regeln würde, — er 


könne ihn aber unter keinen Umständen als „Bedingung“ für die andern Ver- 
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handlungen annehmen. Wenn aber Hussein wolle, so könne er ja auch seiner- | 


seits eine Abordnung zur Kuweyt-Konferenz absenden. Hussein wurde antele- 
graphiert; aber er hatte damals offenbar den Kopf mit andern Gedanken voll 
und wollte nicht neues Hin und Her in Kuweyt. Der britische Konferenzvor- 


sitzende — es war Oberst Knox, Großbritanniens Resident am Persischen Golf — 


hörte den Kontroversen lächelnd zu und erklärte die Sitzung für geschlossen. 
Die Konferenz wurde bis zum Frühjahr 1924 vertagt. 


Das Frühjahr kam. König Hussein erschien in Amman, um sich dort von der 
islamischen Welt — repräsentiert durch seinen Sohn Abdallah, den Bürger- 
meister von Amman, vierzehn ländliche Notabeln, fünf Schuldeputationen und 


den Bürodiener des transjordanischen Telegraphenamts — feierlich zum Kalıfen 
und „Beherrscher aller Gläubigen“ ausrufen zu lassen. Nachdem der britische 
Resident mit gebührendem Respekt den Endpunkt der Feierlichkeiten abge- 
wartet hatte, rückte er mit einem nüchternen politischen Vorschlag an den 
neugebackenen Kalifen heran: er möge nun doch endlich zur bevorstehenden 
Frühjahrssession der Kuweyt-Konferenz auch seinerseits einen Bevollmächtigten 
entsenden, damit man in die Lage komme, die leidigen Grenzkonflikte mit Ibn 
Sa’ud zu bereinigen. Durch die Größe seiner Kalifatsmacht offenbar in gute 
Stimmung versetzt, willigte Hussein diesmal ein und ernannte seinen jüngsten 
Sohn Zeyd zum Delegierten — unter der Bedingung, daß auch Ibn Sa’ud einen 
seiner Söhne als Wortführer entsende. Darüber befragt, antwortete Ibn Sa’ud, 
er wäre gern bereit, einen seiner Söhne nach Kuweyt zu schicken, aber ledig- 
lich zur Repräsentation; Wortführer würde ein anderer sein, da der Prinz zu 
jung und unerfahren sei, um so gewichtige politische Verhandlungen zu führen. 
Hussein aber meinte, es wäre eine beleidigende Zumutung, daß der Sohn eines 
Kalıfen, selber ein Scherif (Nachkomme des Propheten), sich mit einem gewöhn- 
lichen Sterblichen am grünen Tisch herumzanken sollte... Er verzichtete nun 
definitiv, sich an der Konferenz zu beteiligen. 

So fiel also Hussein aus. Die Delegierten Feyssals machten sich auf den Weg 
nach Kuweyt. Unterwegs, in Basrah, erhielten sie die Nachricht von neuen 
Beduinenplänkeleien an der irakisch-nedschdischen Grenze und kamen — vor- 
sichtig wie sie waren — ohne vorherige Untersuchung des Falls sofort zur Über- 
zeugung, daß Ibn Sa’ud eine Pression auf sie ausüben wolle. Der nächste Nacht- 
zug brachte sie nach Bagdad zurück. 

Nichtsdestoweniger wurde die Konferenz — unter demselben Vorsitz wie in 


der ersten Session — lediglich im Beisein der nedschdischen, transjordanischen 
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"und englischen Delegierten eröffnet. In der ersten Sitzung, als man gerade die 
e Verhandlungsgegenstände in Angriff nehmen wollte, erklärte der Delegierte 
 Transjordaniens, er habe soeben eine Depesche von Emir Abdallah erhalten, 
“worin als Vorbedingung für weitere Verhandlungen die Abtretung von Ibn Sa’uds 
nördlichster Provinz Dschöf (mit der Stadt gleichen Namens) an Transjor- 
danien verlangt werde. Ibn Sa’uds Delegierte brachen in ein Gelächter aus, das 
"homerisch geklungen haben mag. Wieder lächelte der britische Vertreter und 
zuckte bedauernd die Achseln, denn, wie man weiß, sind ja Irak und Trans- 
Jordanien selbständig und selbst das große England „steht hier machtlos vis- 
a-vis“... Die Konferenz ging endgültig auseinander. 

z IV 

- Aus all diesen Geschehnissen ging eindeutig hervor, daß der scherifische 
Block und seine europäischen Hintermänner eine wirkliche Verständigung gar 
nicht im Sinn hatten und die Konflikte möglichst in die Länge ziehen wollten. 
Ibn Sa’ud zog daraus die einzig mögliche Konsequenz und gab seinen Grenz- 
stämmen die langersehnte Erlaubnis zu einem Kriegszug. Innerhalb weniger 
Tage setzten sich große Kolonnen nedschdischer Kamelreiter an den drei Gren- 
"zen in Bewegung. Ein Teil rückte in Transjordanien ein, gelangte wie im Vor- 
"jahr bis in die Nähe von Amman, mußte sehr bald die Wirksamkeit englischer 
Flugzeuge verspüren — und kehrte mit einer Beute von vielen Kamelen heim. 
Im Nordosten stießen die „Echuän“ unter Führung des — seitdem berühmt 
gewordenen — Feyssal ed-Dauisch, Scheich der Alua-Abteilung des Muteyr- 
Stammes und Emir der Siedlung Artauiya, bis an den Schatt-el-Arab vor. 
Den weitaus größten Erfolg aber errang die westliche Abteilung unter den 
Taraba-Siegern Chaled ibn Luei und Soltan Ibn B’dschäd. Sie drangen in den 
Hedschas ein, eroberten die Stadt Taif und richteten dort ein reıchliches Blut- 
bad an. Ibn Sa’ud verbot ihnen durch einen Eilboten weiteres Gemetzel, schickte 
Verstärkungen und gab das Losungswort: „Eroberung des Hedschas — aber 
nur Kampf gegen die Regierung des Scherifen, nicht gegen die Bevölkerung.“ 
Dies ist die Vorgeschichte der Eroberung des Hedschas durch Ibn Sa’ud. Im 
| Augenblick des Kriegsbeginns verzichtete er auf das im Vertrage von 1915 zu- 
| gesicherte britische „Protektorat“ sowie auf alle Subventionen. Er hat seitdem 
keinen einzigen Groschen und keine einzige Flinte von Großbritannien er- 
halten und streifte damit auch den letzten Schein von Abhängigkeit ab — was 


|ihm aber erst später, im Vertrag von Dschiddah (1927) offiziell zuerkannt 
| 5 
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wurde. Es mag, sein, daß dieser Feldzug gegen den Hedschas den Engländern ‘ 
im Anfang nicht unerwünscht war: denn Hussein war ihnen nachgerade un- N 
bequem geworden, als er immer dringender auf Erfüllung der ihm von Groß- 
britannien während des Weltkrieges gemachten Versprechungen pochte. Es 
steht aber zweifellos fest, daß man damals in London nur an eine Züchtigung 
Husseins dachte — und keinesfalls an die Möglichkeit einer gänzlichen Erobe- 
rung des Hedschas durch Ibn Sa’ud. 

Das Weitere kennt man. Binnen kurzem zog Ibn Sa’ud als Sieger in Mekka 
ein, Hussein floh nach Agaba und dankte zugunsten seines ältesten Sohnes Ali 
ab. Unmittelbar vorher trat er den Engländern den Hafen Agqaba und das 
kleine, nordöstlich davon an der Hedschas-Bahn gelegene Städtchen Maan 
vertraglich ab. Ali zog sich auf Dschiddah zurück und hielt dort die Belagerung 
bis Ende 1925 aus. Kurz vor dem Fall der Stadt scheint man in London das 
Unvermeidliche erkannt zu haben und lud Ibn Sa’ud zum Abschluß eines neuen 
Abkommens ein. Man traf sich in einem Zeltlager auf dem halben Wege von 
Mekka nacb Dschiddah, zwischen den kleinen Orten Bahrah und Haddah. Zwei 
Abkommen wurden unterzeichnet: am ı. November 1925 der Vertrag von 
Bahrah und am 2. November der Vertrag von Haddah. Einige Tage dar- 
auf verließ Scherif Alı auf einem ‚britischen Kriegsschiff Dschiddah und sein 
letzter Stützpunkt fiel somit in die Hände Ibn Sa’uds. Im Januar 1926 wurde 
dieser König des Hedschas. 


M 


Im Vertrag von Haddah wurde die Grenze zwischen dem Reich des Ibn 
Sa’ud und Transjordanien festgelegt. Nur hinsichtlich der Zone von Agaba 
und Maan konnte man zu keiner Einigung gelangen — damals und bis zum 
heutigen Tag; denn gegenüber der britischen Besitznahme dieser beiden Städte 
vertritt Ibn Sa’ud den Standpunkt, daß sie untrennbarer Bestandteil des Hed- 
schas wären und daß ihre Abtretung an England durch Hussein in einem 
Augenblick, wo seine Herrschaft über den Hedschas bereits mehr als fraglich 
war, keinen rechtsgültıgen Wert haben könne. Man ließ diese Frage für spätere : 
Verhandlungen offen. Im übrigen behandelte der Vertrag von Haddah sowie | 
auch der von Bahrah wieder einmal und in erschöpfender Weise die Frage der 
Stämme, und man kam (zum wievielten Male?) überein, die ständigen Kriegs- 
züge und Grenzplänkeleien auf beiden Seiten zu verbieten. Ferner enthielten 


beide Verträge die Klausel, wonach es beiden Teilen erlaubt ist, aus dem Lande: 
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_ bestrafen, solange sie sich diesseits der Landesgrenzen befinden; es ist jedoch 
EB verboten, sie nach ihrem Rückzug ins Territorium der andern Macht hinein 
& zu verfolgen. Die betreffende Regierung sollte in diesem Falle selbst die not- 
‚wendigen Strafmaßnahmen gegen die eigenen Staatsangehörigen in die Wege 
leiten und lediglich die andere Regierung davon unterrichten. 

Das darauffolgende Kampfverbot Ibn Sa’uds an seine Grenzstämme hatte — 
wie die britische Regierung selbst mehrmals anerkennen mußte — vollen Er- 
folg. Sie verhielten sich von nun an vollkommen ruhig, obwohl die trans- 
jordanischen und irakischen Stämme weiterhin ins nedschdische Gebiet ein- 
fielen, ohne von ihren Regierungen zur Rede gestellt zu werden, — so, als ob 
alle Verträge nur für Ibn Sa’ud, nicht aber für die Gegenseite bindend wären. 
Auf nedschdischer Seite fand in jener Zeit eine einzige Ausnahme statt: Im 
Jahre 1926 überfiel Ibn Nidschlät, Scheich des unter Ibn Sa’uds Oberhoheit 
stehenden Dahamschi-Stammes, den irakischen Stamm Suqgur und raubte ihm 
eine Anzahl Kamele. Daraufhin von Ibn Sa’ud mit einer Strafexpedition be- 
droht, flüchtete Ibn Nidschlät, und zwar — nach Bagdad! Nach normalen Vor- 
aussetzungen hätte er dort Gefangensetzung und Bestrafung zu erwarten, da er 
- ja ein Verbrechen auf irakischem Territorium verübt hatte. Aber König Feyssal, 
der hier einen neuen Bundesgenossen gegen Ibn Sa’ud witterte, nahm Ibn 
Nidschlät mit offenen Armen auf, gab ihm ein Ehrenkleid und eine regelmäßige 
Pension und veranlaßte ihn, sich dauernd im Irak niederzulassen. 

Da ein ganz ähnlicher Vorfall sich bereits 1924, kurz vor der Kuweyt-Kon- 
ferenz, ereignet hatte, kam Ibn Sa’ud zu der ernüchternden Einsicht, daß die 
‚Regierung des Irak es mit ihren Verträgen weiterhin nicht ernst meinte, son- 


dern im Gegenteil einen Zustand dauernder Spannung für wünschenswert hielt. 
Dem Hohen Kommissar im Irak, damals Sir Henry Dobbs, konnten diese Dinge 
unmöglich verborgen sein — so wenig wie ihm Ibn Sa’uds Festhalten an den 
Verträgen verborgen war: Im Juni 1927 schickte Sir Henry einen Brief an 
Ibn Sa’ud, worin er ihm für die disziplinierte Haltung der nedschdischen Grenz- 
stämme wärmstens dankte. (Der Schreiber dieser Zeilen hatte seinerzeit in Riadh 
Gelegenheit, diesen dokumentarischen Brief zu lesen.) Im gleichen Zeitpunkt 
erschienen Feyssals Vertrauensmänner in Automobilen im nedschdischen Grenz- 
territorium und versuchten, die Ibn Sa’ud treugebliebenen Abteilungen des 
Schammar-Stammes unter großen Versprechungen zur Übersiedlung nach dem 


Irak zu bewegen — teilweise mit Erfolg. 
5* 
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MANFRED LANGHANS-RATZEBURG: 
Das japanische Reich geojuristisch betrachtet 


Im Januar- bis Märzheft 1928 dieser Zeitschrift hatten wir die Forderung 
nach einer geographischen Rechtswissenschaft erhoben und theoretisch be- 
gründet. In der Folgezeit ist diese Forderung teilweise stark angegriffen, teil- 
weise aber auch lebhaft unterstrichen worden, wie z. B. in Karl Haushofers 
eindringlich mahnendem Aufsatz „Geopolitik und Geojurisprudenz“ ım Band 14 
der Zeitschrift für Völkerrecht. Es ergibt sich daraus, daß die Juristen noch 
nicht ganz klar sehen über die geojuristische Arbeitsweise und daß sie fürs 
erste sich noch keinen praktischen Erfolg aus ihr vorzustellen vermögen. 
Diese Bedenken lassen sich nun gewiß leichter durch praktische Beispiele als 
durch theoretische Ausführungen widerlegen. Ein erster Versuch dazu wird 
hier im folgenden am Beispiel des japanischen Reiches unternommen. 

Es handelt sich dabei um das Bestreben, nicht nur die juristischen Organi- 
sationsformen des Staates oder einer bestimmten Kolonie darzustellen, sondern 
auch durch eine ergänzende geographische Betrachtungsweise zu untersuchen, 
warum wohl gerade diese Organisationsform für die geeignetste gehalten wird. 
Man wird zugeben müssen, daß die so gewonnene juristische Reichsübersicht 
durchaus neuartig ist. 

Darüber hinaus glaubt der Verfasser auf zwei wichtige Nebenergebnisse ge- 
rade im Rahmen dieser Zeitschrift besonders hinweisen zu sollen. Einmal führt 
unsere starke Beachtung des Staatsgebiets im Staatsleben und des Raumes in 
der Politik zu einer wirklichen Darstellung des Reiches mit allen seinen Außen- 
besitzungen, für die unsere juristischen Arbeiten bisher so gut wie gar kein 
Interesse aufzubringen vermocht haben; beschränkte man sich doch fast stets 
auf Schilderungen der Haupt- oder Mutterländer (wenn das reine Staats- und 
Verwaltungsrecht des eigentlichen Japan nachfolgend mit einigen wenigen Zeilen 
abgetan wird, so nur deshalb, weil es darüber schon längere oder kürzere Aus- 
führungen*) gibt und bei der Knappheit des zur Verfügung stehenden Raumes 
das uns am Herzen liegende Neue bervorzugt werden sollte). Aber geojuristische 
Arbeiten dürften auch noch ein anderes wichtiges Nebenergebnis zeitigen. Es 
ist nämlich eine dem Verfasser geradezu beängstigend erscheinende Tatsache, 
daß in der Geopolitik noch viel zu sehr gefühlsmäßig als wissenschaftlich, viel 


*) Man vergleiche etwa den Abschnitt „Japan“ bei Langhans- 
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zu ungenau und oberflächlich gearbeitet wird, wenigstens soweit es sich dabei 
> Rechtsfragen handelt! Da werden Verträge genannt, die nie in Kraft ge- 

treten sind, und aus geltenden Verträgen Dinge behauptet, die entweder über- 
haupt nicht stimmen oder sehr unvollständig und schief gesehen sind. Diese 
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unsere Behauptungen lassen sich durch geradezu Staunen erregende Beispiele 
belegen! Daß dem so ist, liegt an der betrüblichen Tatsache, daß gar mancher 
es nicht für der Mühe wert hält, seine Behauptungen an den Quellen nach- 
zuprüfen und etwa Martens Recueil des Traites daraufhin einzusehen. Sollte 
dies wirklich dem Geopolitiker zu viel zugemutet sein, so wird er stärkste Be- 
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achtung wenigstens der ihm in dieser Beziehung zu Hilfe kommenden Geo- 


jurisprudenz widmen müssen, die auf dem verläßlichen Boden erprobter juristi- N 
scher Methoden und Arbeitsmittel erwachsend doch geographisch aufgeschlossen 


sein will. 


* 


Nun zu Japan! Auf den ersten Blick scheinen die staatsrechtlichen Grund- 
züge des Sonnenaufgangsreichs ebenso gestaltet zu sein wie die des französischen 
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Machtbereichs. Dafür spricht der völlig einheitsstaatliche Aufbau des eigent- 


lichen Japans und die straffe Unterordnung seines Außenbesitzes unter die 


Gewalt des Reichskernes. Eine geojuristische Betrachtung wird jedoch hin- 


sichtlich der Dynamik des Staatslebens wichtige Züge erkennen lassen, die sich 
von denen Frankreichs gar wesentlich unterscheiden. Es sei dabei dankbar 
hervorgehoben, daß Karl Haushofer als erster diese Dynamik, allerdings von 
geopolitischer Warte gesehen, geschildert?) und mit dem geopolitischen Leben 
des Pazifischen Ozeans in Beziehung gesetzt hat?). 


1. Das eigentliche Japan 


Aus dem Reich der tausend Inseln greifen wir unter der Bezeichnung „eigent- 
liches Japan“ die den machtpolitischen Reichskern bildenden Inseln heraus: 
ı. Hondo (Hondschu) einschließlich Hokkaido und Kurilen, 2. Schikoku und 
Kiuschiu mit ihren kleinen Nebeninseln, 3. der südlich daran anschließende 
Riukiu-Inselbogen. Es wurde schon angedeutet, daß die japanische Verfassung 
für das eigentliche Japan einen Einheitsstaat vorsieht, und daß das japanische 
Staatsleben in streng zentralistischen Bahnen verläuft. Betrachten wir daher zu- 
nächst diegeojuristischen Grundlagen des japanischen Einheitsstaats. 

Bis zum Sturze der Schogune, der den Kaiser an Machtfülle weit über- 
ragenden Reichsfeldherren, also bis zum Jahre 1868, war Japan ein Feudalstaat 
mit 278 größeren und kleineren Lehnsfürstentümern. Einige große von ihnen 


wurden damals zerschlagen, viele kleinere zusammengelegt und so die heutigen 


46 Bezirke geschaffen. Die Bezirke, die vollkommen zentralistisch wie fran- 


zösische Departements regiert werden (s. unten), unterscheiden sich doch in- 
sofern von letzteren grundlegend, als ihre Grenzen nicht allein menschlicher 
Willkür entsprungen, sondern in Anlehnung an naturgegebene Tatsachen ent- 
standen sind. Karl Haushofer®), einer unserer besten Kenner Japans, macht 
darauf aufmerksam, daß in diesem Lande, das sich aus den Bedingungen seines 


eigenen Erdraums so ungestört nach Gesetzen seiner geographischen Logik ent- 
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© wickeln durfte, die Erdoberfläche entscheidend auf Staatsaufbau- und Landes- 
 verwaltungseinteilung einwirkte. So hat die wabenförmige Anordnung der 
einzelnen, durch Wasserscheiden getrennten Tallandschaften und die vor- 
# Brrgende Gebirgsgliederung den organischen Abschluß der Bezirke vonein- 
"ander gefördert. In der Tat stellen diese meist einzelne selbständige Flußgebiete 
_ dar, die durch breite, waldbedeckte und unbesiedelte Wasserscheiden voneinander 
getrennt sind. Häufig bilden die Bezirksgrenzen auch Stammesgrenzen, wie über- 
haupt viele Bezirke nach Rassenzusammensetzung, Temperament und Klima ein 
deutlich wahrnehmbares Sonderleben führen, dessen Unterschiede sich gegen- 
' wärtig allerdings mehr wie die französischen Provinzialunterschiede äußern, 
als wie die Abstufungen zwischen den deutschen Ländern und Stämmen. 
Allein, Japan kennt auch einen starken eigenwilligen Partikularismus als 
Folge eines lebhaften Gegensatzes zwischen dem Südwesten und Nordosten. 
Auch dieser Partikularismus ist erdgebunden. Ein Blick auf die Karte lehrt, 
daß das eigentliche Japan keinen einheitlich in sich geschlossenen Landraum 
darstellt, vielmehr in eine südwestliche und eine nordöstliche Großlandschaft 
zerfällt. Die Südwestlandschaft besteht aus dem südlichen Hondo sowie aus 
_ den kleinen Inseln Schikoku und Kiuschiu; sie alle sind um die japanische 
Inlandssee gruppiert. In dieser verkehrsgeographisch und klimatisch äußerst 
bevorzugten Südwestlandschaft liegt der historische Reichskern, hier, etwa in 
der alten Kaiserstadt Kioto entfaltete sich die japanische Kultur zu schönster 
Blüte. Demgegenüber steht die japanische Nordostlandschaft, also der größere, 
nördlich der Kiotoer Landeinschnürung gelegene Teil ‚Hondos und, als An- 
hängsel, die noch dünn bevölkerte Insel Hokkaido. Zunächst rein äußerlich 
erscheint dieser Teil Hondos raumgeschlossener und weniger meerzerklüftet; 
bier liegt auch die einzige größere Ebene des Inselreichs, Kwanto. Die Nord- 
ostlandschaft mit ihrem strengeren Klima erzog auch rauhere Menschen als 
der Süden, und sah in ihrer vom Westen abgewandten Großstadt Jedo die 
Militärmacht der Schopune regieren. Die Erneuerung des Reiches seit 1854 
und besonders die Beseitigung des Schogunats zugunsten einer neuen Allgewalt 
des Kaisers im Jahre 1868 ging vom Südwesten aus; Marquis Ito und die 
meisten anderen Staatsmänner der Erneuerung waren Männer des Südens. 
Die Nord- und Ostprovinzen der Hauptinsel verhielten sich bezeichnender- 
weise bei der Medschi-Erneuerung recht hinhaltend und zweideutig, mußten 
teilweise sogar in Kämpfen zu ihrer Anerkennung gezwungen werden. Der 
Verlegung der kaiserlichen Residenz von Kioto nach Jedo, nunmehr Tokio: 
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Stadt des Ostens genannt, kam daher besondere geopolitische Bedeutung zu. t 
Selbst heute tritt ein leiser Gegensatz zwischen dem altehrwürdigen Südwesten 
und dem jungaufstrebenden Nordosten allenthalben zutage. 

All die hervorgehobenen Unterschiede dürfen allerdings nicht überschätzt 
werden. Denn ihnen stehen auch wieder starke naturgegebene Kräfte gegen- 
über, die verbindend und einigend wirken. So erfreut sich Japan einer seltenen 
Landschaftsharmonie, indem jede, doch als durchaus in sich abgeschlossen ge- 
schilderte Landschaftszelle im wesentlichen der anderen gleicht. Trotz der 
bemerkenswerten Temperaturunterschiede wiegt über dem ganzen Inselreich 
der einheitliche Rhythmus des Monsunklimas, und um alle landschaftlich-parti- 
kularistischen Verschiedenheiten schließt sich die zweckmäßig zusammenhaltende 
Kraft des großen Weltmeers. Hinzu kommt, daß in tausendjährigem Abschluß 
und Sonderentwickeln das Ausbrüten einer Einheitsrasse aus drei verschiedenen 


Rasseteilen begünstigt und das Abhängigwerden von ausländischen Religionen 
und Kirchenverwaltungen verhindert worden ist. Schließlich dürfte der stark 
ausgeprägte nationale Gemeinschaftssinn des Japanertums partikularistische Be- 
strebungen, die die innere Geschlossenheit der Volkskraft gegenüber andrängen- 
den äußeren Gegnern nur schwächen würden, kaum jemals zum Durchbruch 
kommen lassen. 

Die staatsrechtliche Ausgestaltung des Einheitsstaats schließt jede 
Möglichkeit einer Berücksichtigung der Belange einzelner Landesteile aus. 
Oberste Staatsorgane sind nach altpreußischem Vorbild der Kaiser und der 
zweikammerige Reichstag. Während in Bundesstaaten, wie den Vereinigten 
Staaten oder der Sowjetunion, die eine Kammer zentralistisch, die andere 
föderalistisch eingestellt ist, sind in Japan beide Kammern durchaus nach ein- 
heitsstaatlichen Gesichtspunkten gebildet. Das Herrenhaus stellt, entsprechend 
dem großbritannischen [Oberhaus, eine Vertretung der obersten Klassen, das 
Abgeordnetenhaus eine Vertretung der Wählerschaft des gesamten Landes dar. 
Irgendwie geartete Sondervertretungen einzelner Landschaften gibt es nicht. 

Fassen wir noch kurz die Rechtsstellung der Bezirke ins Auge. Japan 
zerfällt in 44 Land- (ken) und 3 Stadt- oder Residenzbezirke (fu); letztere sind 
für die 3 Millionenstädte Tokio, Kioto und Osaka errichtet. An der Spitze jedes 
Bezirks steht der vom Kaiser ernannte Gouverneur und eine in allgemeiner 
gleicher Wahl auf 4 Jahre gewählte Bezirksversammlung, die alljährlich ein- 
mal vom Gouverneur einberufen wird, den Bezirkshaushalt berät und be- 


schließt und die allgemeine Politik des Gouverneurs billigt. Die Bezirks- 
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. versammlung hat jedoch überhaupt kein selbständiges Antragsrecht und bildet 
in Wirklichkeit nur eine beratende Körperschaft neben dem bürokratisch von 
oben eingesetzten Gouverneur]; es wäre verfehlt, sie als Selbstverwaltungs- 
„ körperschaft anzusehen. Wir finden somit ganz deutlich das französische Prä- 
_ fektursystem wieder, das das Wesen des zentralistisch regierten Einheitsstaats 
ausmacht. 

Einer der 44 Landbezirke ist die Nordinsel Hokkaido (Jesso). Auch sie be- 
sitzt Gouverneur und Bezirksversammlnng, unterscheidet sich aber von den 
anderen Landbezirken durch den noch mangelhaften Ausbau der örtlichen 
Verwaltung. Das erklärt sich aus der infolge des rauhen Klimas dünnen Be- 
siedlung der Insel: 28 Einwohner auf ı qkm gegenüber 157 im übrigen Japan. 

Der Insel Hokkaido unterstellt sind die seit 1875 endgültig (s. unten Sachalin) 
japanischen Kurilen (japanisch: Tschischima), deren geopolitische Bedeutung 
in ihrer Riegelstellung vor dem Ochotskischen Meere liegt. 

Zubehör, also nicht Außenbesitz des eigentlichen Japans sind die kleinen, 
seit 1876 japanischen Bonininseln (japanisch: Ogasawarajima). Ihre Bedeu- 
tung liegt in ihrer geopolitischen Lage südlich Hondos als strategisch wichtiger 

„ und daher befestigter Außenposten (s. II, Februar) und neuerdings als Binde- 
glied zum japanischen Südseemandat. Gleicher geopolitischer Lagegunst erfreuen 
sich die allerdings noch kleineren Vulkaninseln (japanisch: Kasan), die sich 
an die Bonininseln südlich anschließen, unbewohnt und seit 1891 japanisch 
sind. 
2. Die Außenbesitze 

Blickt man die großen Reichsbauten durch, so fällt auf, daß der japanische 
Machtbereich, wie er uns etwa im Japan Yearbook entgegentritt®), einerseits 
in der Zielstrebigkeit seines räumlichen Reichsausbaus nach großen geopoli- 
tischen Leitlinıen sehr dem britischen Weltreich ähnelt, daß er aber anderer- 
seits wieder dem französischen und italienischen Machtbereich in der außer- 
ordentlich straffen Unterordnung der Außenbesitze unter den Reichskern gleicht. 

Fassen wir zunächst Korea (japanisch: Tschösen) ins Auge, das, ursprüng- 
lich chinesisches suzeränes Königreich und seit dem Frieden von Schimonoseki 
1895 auf japanischen Wunsch von China unabhängig, im Jahre 1904 unter 
japanischen Schutz trat und nach dessen Verstärkung 1905 am 22. August I9IO 
vollständig und endgültig dem japanischen Machtbereich eingegliedert wurde. 
Ein einziger Blick auf die Karte läßt klar die geopolitische Bedeutung des 
„Landes der Morgenstille“ für Japan erkennen. In fremder Hand würde das 


\ 
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koreanische Halbinselland eine ständige Bedrohung der nahe vorgelagerten 
Japaninseln bedeuten, und in japanischer Hand stellt es, an Raumumfang das 


BE 
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halbe Deutsche Reich füllend, den wichtigen Ausgangspunkt für die japanische 
Ostasienpolitik dar, vermittelt dabei vor allem den Durchgang zu der für Japan 


lebenswichtigen Mandschurei, trägt auch selbst durch eine große Reisausftuhr 


zur Ernährung Japans bei und ist auch sonst vielseitig entwickelbar. 


Obwohl Japan im Jahre 1920 sein Militärregiment durch eıne Zivilverwal- 


tung ablöste, ist doch das Maß der den Koreanern gewährten Selbstverwaltung 
ein recht beschränktes. Handelt es sich doch immer nur um beratende Körper- 
schaften, die neben den allenthalben von Tokio eingesetzten japanischen obersten 
Verwaltungsbeamten stehen. So wird der vom Mikado ernannte Generalgouver- 
neur beraten durch einen teils gewählten, teils von Tokio berufenen Zentralrat 
von Koreanern; ebenso gıbt es neben den vom Generalgouverneur ernannten 
japanischen Gouverneuren der 12 koreanischen Provinzen teils gewählte (2/;), 
teils vom Gouverneur ernannte Provinzräte. Wenn auch die Zuständigkeit dieser 
sogen. Selbstverwaltungsorgane neuerdings mehr und mehr ausgedehnt wird, 
muß doch darauf hingewiesen werden, daß sie keine beschließende Stimme 
haben, daß man also kaum von Selbstverwaltung sprechen kann. Allerdings 
sind, wie wir sahen, die japanischen Bezirksversammlungen ebenso gestellt, 
aber die oberste Regierungsgewalt ist in Japan eben vom japanischen Volk ge- 
bildet, also selbstbestimmt, während sie in Korea nicht koreanisch, sondern 
fremdbestimmt, japanisch ist. Von selfgovernment im angelsächsischen Sinne 
kann daher erst recht keine Rede sein; es würde wohl auch undurchführbar 
sein angesichts der Tatsache, daß die 20 Mill. Koreaner in heftiger Ab- 
neigung gegen Japan verharren. Andererseits wäre es verfehlt von einem japa- 
nischen Irland zu sprechen, denn in vielen untergeordneten Fragen läßt die 
japanische Politik den Koreanern Freiheit und Gleichberechtigung und sorgt 
für die Entwicklung des reichen Landes, so daß dessen Bevölkerung unter 
japanischer Leitung von ıı auf 20 Mill. wuchs im Gegensatz zu der Irlands, 
die unter englischer Herrschaft von 8 auf 41/, Mill. fiel. 

Die ım Frieden von Schimonoseki (17. April 1895) von China erworbene Insel 
Formosa (japanisch: Taiwan) stellt den letzten Ausläufer des japanischen 
Inselbogens dar und nimmt innerhalb des Japanischen Machtbereichs eine her- 
vorragende geopolitische Stellung ein, da sie einmal die natürliche Brücke zum 
japanischen Traumland der Philippinen schlägt und zum anderen dank ihrer 
günstigen Lage vor der chinesischen Ostküste den Handelsweg nach Schanghai 
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beherrscht. Die an Raumumfang dem heutigen Ostpreußen gleichende Insel 
"mit ihren 4 Mill. E. (davon ein Zehntel Japaner, die übrigen Chinesen) ist in 
7 5 Provinzen eingeteilt; dazu kommen im Osten noch zwei militärisch verwaltete 
_ Gaue erhöhter Unsicherheit mit Grenzwachtdienst gegen die noch nicht ganz 
befriedeten Binnenstämme. Von diesen beiden Gauen abgesehen, gilt für die 
_ Verwaltung Formosas das über Korea Gesagte entspreehend mit der Abweichung, 
daß hier sämtliche Mitglieder der Provinzräte vom japanischen Generalgouver- 
neur Formosa ernannt werden. Von wirklicher Selbstbestimmung und -verwal- 
tung kann daher hier erst recht keine Rede sein. 
Bi Zubehör Formosas bilden die ihm westlich vorgelagerten 21 kleinen Fischer- 
inseln (Pescadores, japanisch: Hokoto), die China’ ebenfalls im Frieden von 
'Schimonoseki 1895 an Japan abtreten mußte. 
Von großem geopolitischem Wert ist schließlich die Insel Sachalin (japa- 
‚nisch: Karafuto) wegen ihrer Sperrlage vor dem russischen Küstenland, wegen 
ihrer reichen Schätze an Petroleum und Kohle und wegen der ihr angelagerten 
unermeßlichen Fischgründe. Nachdem Japan und Rußland zunächst Sachalın 
und die Kurilen (s. oben) gemeinsam besessen hatten, gab Japan 1875 Sachalin 
- auf und erhielt dafür den Alleinbesitz der Kurilen; im Frieden von Portsmouth 
‚ (5. September 1905) mußte Rußland jedoch den südlich des 50. Breitengrades 
gelegenen Teil Sachalins ım Umfang des gegenwärtigen Ostpreußens an Japan 
abtreten, was die Sowjetunıon in ihrem Vertrag mit Japan (Tokio, 20. Januar 
1925) anerkannte. In Anbetracht der noch recht geringen Entwicklung des 
Landes — nur 6 Einwohner auf den Quadratkilometer — herrscht hier noch 
reine Kolonialverwaltung ohne jeden Ansatz zu Selbstverwaltungskörperschaften. 
Die Einrichtung der letzteren wird abhängen von der von der Regierung durch 
Einwanderungsprämien geförderten Vermehrung der japanischen Siedler, die 
zur Zeit allerdings nocn nicht 5 v. H. der Sachalinbewohner ausmachen. Über 
Nordsachalin s. II, Februar. 


3. Das Pachtgebiet 


Die Kuantung’-Halbinsel (japanisch: Kwanto) verdankt ihre Bedeutung 
ihrer hervorragenden strategischen Lagegunst als Beherrscherin der Seezugänge 
zur chinesischen Provinz Tschilı und zur Mandschurei. Die deshalb dort von 
Rußland 1898 auf 25 Jahre erworbenen Pachtrechte ließ sich Japan im Frieden 
von Portsmouth (5. September 1905) abtreten (von China als Verpächter be- 
stätigt durch den Vertrag von Peking [22. Dezember 1905]) und erlangte so 
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einen Gebietszuwachs im Umfang des Landes Braunschweig mit über ı Mill. 
Einwohnern. Die 1923 ablaufende Pachtzeit wurde im Rahmen der ultimativen | 
„21 Forderungen“ Japans durch japanisch-chinesischen Vertrag vom 25. Mai | 
1915 auf 99 Jahre, also bis zum Jahre 1997 verlängert; obgleich die „21 Forde- 
rungen“ eigentlich durch den Beitritt Japans zum Neun-Mächte-Vertrag der 
Washingtoner Konferenz vom 6. Februar 1922 und seine dadurch bewirkte 
Anerkennung des dem „21 Forderungen“-Vertrag widersprechenden Grund- 


satzes der Offenen Tür hinfällig sein sollten, weigerte sich Japan im Früh- 
jahr 1923, Kuantung herauszugeben. Die Sowjetunion hat in ihrem Vertrag 
mit Japan (Tokio, 20. Januar 1925) übrigens ausdrücklich den Vertrag von 
Portsmouth anerkannt. Das alte Port Arthur ist zum modernen Kriegshafen 
Rjojunko ausgebaut und das alte Dalni als Freihafen Dairen einer großen Blüte 
zugeführt worden. Die Verwaltung ist zwar neuerdings eine zivile, trägt aber 
doch reinen Kolonialcharakter ohne jede Selbstverwaltung wegen der mili- 
tärischen Bedeutung des Gebiets und wegen der Tatsache, daß nur 12 v. H. 


seiner Bewohner Japaner sind. 


4. Das Völkerbundsmandat 


Die deutschen Besitzungen in der Südsee nördlich der Äquators, nämlich 
die Karolinen, Mariannen und Marshallinseln, umfaßten mit ihren 
1458 Inseln bei einem Gesamtumfang wie dem Anhalts fast die gesamte dortige 
Inselflur. In Geheimverträgen des Frühjahrs 1917 von den Westmächten den 
Japanern als Siegesbeute versprochen und darauf vom Obersten Rat der Alli- 
ierten am 7. Mai 1919 zugesprochen, mußten die genannten Inselgruppen im Frie- 
den von Versailles 28. Juni 1919 vom Deutschen Reich an die alliierten Haupt- 
mächte abgetreten werden, von denen sie laut Artikel 22 der Völkerbundsakte 
(im gleichen Vertrag) an den Völkerbund übergingen. Darauf bestätigte der 
Völkerbundsrat am 17. Oktober 1920 Japan als Mandatar oder Treuhänder. 

Die Südsee-Inseln sollen als C-Mandat, d. h. „nach den Gesetzen des Man- 
datars und als integrierender Bestandteil seines Gebiets“ verwaltet werden, wo- 
mit eine besonders enge Angliederung an das Verwaltungssystem der Mandats- 
macht (dieselben Behörden, Einheit des Zollwesens usw.) gemeint ist; so wurde 
1922 die japanische Zivilverwaltung dort eingeführt. Eine Eingliederung in das 
Staatsgebiet des Treuhänders kommt jedoch auch bei den C-Mandaten ebenso- 
wenig in Frage wie bei den A- und B-Mandaten, da sie alle ja unter der 
Souveränität des Völkerbundes stehen. Dabei will die Völkerbundssatzung Skla- 
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'ven-, Waffen- und Alkoholhandel verboten und die Freiheit des Gewissens und 
der Religion ohne andere als die durch die Aufrechterhaltung der öffentlichen 
_ Ordnung und Sittlichkeit gebotenen Einschränkungen verbürgt wissen; auch 
die Errichtung von Festungen oder von Heeres- und Flottenstützpunkten sowie 

‚die militärische Ausbildung der Eingeborenen außerhalb des für Polizeidienste 
und für die Verteidigung des Gebiets erforderlichen Rahmens ist verboten. Da- 
gegen gilt der Grundsatz der Offenen Tür, d. h. der Gleichberechtigung aller 
Völkerbundsmitglieder zu Handel und Gewerbe, picht für die C-Mandate. Auch 
bei den C-Mandaten hat der Treuhänder der ständigen Mandatskommission des 

-Völkerbundes alljährlich einen von ihr zu prüfenden Bericht über die seiner 

' Fürsorge übertragenen Gebiete vorzulegen. 

-Die geojuristische Begründung für diese Sonderregelung der C-Mandate gibt 
der genannte Artikel 22 selbst, indem er diese Reglung für die bestmögliche 
Verwaltungsart bezeichnet angesichts „ihrer geringen Bevölkerungsdichte (die 
Südsee-Inseln haben 50000 Einwohner, davon übrigens schon knapp 10000 Ja- 
paner!) und geringen Ausdehnung, ihrer Entfernung von den Mittelpunkten 
der Zivilisation, ihrer geographischen Nachbarschaft zum Gebiet des Mandatars 
oder anderer Umstände“. Hinsichtlich der japanischen Verwaltungspraxis lassen 

- sich zwei Tatsachen feststellen: einmal die erfreuliche, daß die japanische Praxis 

* augenscheinlich entschieden besser ist als die Australiens und Neuseelands ın 
ihren Mandatsgebieten, zum andern die für uns Deutsche recht betrübliche 
Tatsache, daß die Japaner die Inseln als unbestrittenen Kolonialbesitz betrachten. 

Über die zu den Karolinen geographisch und rechtlich gehörende Insel Jap 
s. II, Februar. 


78 AUS DER WELTWIRTSCHAFT 


GERHARD HERRMANN: 
Weltwirtschaftlicher Bericht 


Selbst in „Gods own country“ kann die prosperity nicht ewig währen. Das hat 


der Börsenzusammenbruch in New York Anfang November deutlich gezeigt. Für 
die Beurteilung der hierdurch geschaffenen wirtschaftlichen Gesamtlage ist nun 
freilich die Börsenpanik selbst weniger wichtig. Entscheidend ist vielmehr ihre 
Symptomatik für das dem aufmerksamen Beobachter bereits seit mehreren Monaten 
bemerkbare Abbröckeln der Hochkonjunktur. Die New Yorker Deroute ist nur der 
letzte Tropfen gewesen, der schließlich das Faß zum Überlaufen brachte. 

Von Ende 1927 bis Mitte 1929 befand sich die amerikanische Wirtschaft in 
einer Periode zunehmender Hochkonjunktur, die sich, wie dies stets der Fall ist, 
am stärksten in den Produktionsmittelindustrien bemerkbar machte. Der Index 
für industrielle Produktion stieg in dieser Zeit von 100 auf ı26, der Index der 
Bauindustrie sogar auf 156 (im Juli 1929), wobei 100 den Durchschnitt der Jahre 
1923—1925 bezeichnet. Die wachsende Kapitalbeanspruchung im Inland machte 
sich in einem starken Rückgang der Kapitalexporte geltend, wovon Deutschland 
nicht zuletzt 'betroffen wurde. Seit Mitte 1929 zeigte sich nun eine rückläufige 
Investitionstätigkeit, die die Eisen-, Stahl- und Bauindustrie zuerst in Mitleiden- 
schaft zog. So arbeitete z. B. im Oktober die Eisen- und Stahlindustrie nur noch 
mit 75°/,'ihrer Kapazität gegenüber g90°/, in der Hochkonjunktur. Auch im 
Automobilabsatz machten sich zunehmende Hemmungen geltend, die zu einer 
Drosselung des Produktionsprogramms für 1930 um 20°/, gegenüber ı929 führten. 

Besonders interessant sind nun die Maßnahmen, die man in den als ausge- 
sprochen hochkapitalistisch geltenden USA. getroffen hat, um rechtzeitig den 
Ausbruch einer schweren Wirtschaftskrise zu vermeiden: Hoover persönlich, den 
man ja ohne Übertreibung als einen Experten für Ratastrophenbekämpfung größten 
Stils bezeichnen kann, und der auch ein Renomee zu verlieren hat, denn er ist 
einer der Fahnenträger der Prosperity-Ideologie, hat nun ein Wirtschaftskomitee 
einberufen, dem die führenden Köpfe der Privatwirtschaft und Vertreter der bundes- 
wie einzelstaatlichen Regierungen angehören. Diese „Wirtschaftskonferenz der 4oo“ 
ist bereits Anfang Dezember zusammengetreten. Sie ist insofern ein Erfolg Hoovers, 
als es ihm gelungen ist, die größten Konzerne an einen Tisch zu bringen, wie 
z. B. United Staates Steel, Bethlehem Steel, Henry Ford, General Motors, Standard 
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e und DuPont de Nemours, den Chemiekonzern, um nur die allerwichtigsten 

zu nennen. Diese Gruppen kontrollieren einen sehr beträchtlichen Teil der amerika- 

4 tischen Produktion in mehr oder weniger verschleierter Form und haben sich 

"bisher teilweise heftig bekämpft. 

Die historische Bedeutung dieses Wirtschaftskommitees liegt darin, daß hier 
‚zum erstenmal und in größtem Maßstab der Versuch gemacht wird, in einer hoch- 
kapitalistisch strukturierten Wirtschaft von Staatswegen die mutmaßliche Kon- 
junkturentwicklung zu lenken und zu bestimmen. Das ist freilich nur dort mög- 
lich, wo die Regierung genügend Autorität besitzt, um der allgemeinen Befolgung 
ihrer „Anregungen“ sicher zu sein. Hoover besitzt aber diese Autorität seit seiner 
Tätigkeit als Handelsminister, als er eine vorbildliche staatliche Exportförderungs- 
organisation aufbaute und einer allgemeinen Rationalisierung und Typisierung 

in den einzelnen Industriezweigen durch die allerseits befolgten, vom Handels- 
ministerium herausgegebenen Richtlinien, zur Standardisierung den Weg wies. Die 
Errichtung des Hoover-Komitees stellt nun nichts anderes dar, als mittels dieser 
zentralen Führungsstelle eine Rationalisierung der gesamtwirtschaftlichen Zu- 
sammenarbeit zu versuchen, nachdem die Rationalisierung der einzelnen Indu- 
striezweige geglückt ist. Inwieweit nach Überwindung der gegenwärtigen Schwierig- 
keiten geplant ist, diesen „Wirtschaftsrat“ zu einer Dauereinrichtung zu machen, 
läßt sich heute noch nicht übersehen. Ausgeschlossen ist es jedenfalls nicht. Der 
Erfolg oder Mißerfolg dieses Versuchs wird auch gleichzeitig zeigen, ob indivi- 

"dualistisches Freibeutertum oder Verantwortlichkeit vor dem Wirtschaftsganzen 

„stärker ist, anders ausgedrückt, ob die vielgepriesene Idee des „Service“ nur ein 
Schlagwort oder lebendige Wirklichkeit ist. 

Neben dem Bestreben, keine Senkung der Löhne vorzunehmen — Ford hat 
sogar bereits seine Löhne erhöht — bewegt sich die Arbeit des Komitees, soweit 
sich bisher übersehen läßt, in zwei Richtungen: Neben einer allgemeinen Steuer- 
senkung sollen in erhöhtem Maße öffentliche Bauaufträge erteilt werden, um der 
‚privaten Wirtschaft neue Auftriebe zu geben. Die meisten Gouverneure haben sich 
bereits zustimmend geäußert. In den vier wirtschaftlich wichtigsten Staaten, New 
York, Pennsylvanien, Ohio, Illinois, berechnet man diese Aufträge allein auf 
4oo Mill. Dollar. 

Ferner aber, und dies kann für die gesamte europäische Wirtschaft von sehr 
großer Bedeutung werden, soll durch eine erhöhte Forcierung des Exports eine 
weitere Entlastung geschaffen werden. Bisher hat, von einigen Spezialindustrien 
abgesehen, der amerikanische Fabrikant dem Export keine übertriebene Beachtung 
geschenkt, weil der Inlandsabsatz sehr glatt und zu verhältnismäßig großer Ver- 
dienstspanne möglich war, überdies fehlte es ihm meist an Spezialerfahrungen im 
Exportgeschäft. Bei Störungen des Binnenmarktes, wie sie jetzt vorliegen, wird der 
Anreiz zum Export sofort erheblich größer, und der amtliche Exportförderungs- 
apparat ist ja gerade dazu geschaffen worden, Exporterfahrungen des Einzelnen mög- 
lichst zu ersetzen. Hoover selbst bezeichnete den Außenhandel als Balancierungs- 
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gradmesser der amerikanischen Stabilität. Vorläufig ist noch gar nicht abzusehen, 
wie verheerende Folgen eine allgemeine amerikanische Exportoffensive auf den 
Stand der europäischen Wirtschaft haben würde, um so weniger als die Ameri- 
kaner auf Grund ihres Absatzes auf dem immer noch umfangreichen und kauf- 
kräftigen Binnenmarkt in der Lage sind, alle Produktionskosten aus dem stehen- 
den Kapital aus dem Inlandsabsatz abzuschreiben, um dann mit sehr niedrigen | 
Preisen auf den Weltmarkt zu treten. Vorläufig wird man jedenfalls den Ver- 
sicherungen Hoovers, daß sich eine Aufpeitschung des Exports auf die Entwick- 
lung des Straßenbaus und der werbenden Anlagen des Auslandes beschränken 
soll, sehr skeptisch gegenüberstehen müssen. Immerhin könnte die amerikanische 
Aktion auch ein Gutes haben, nämlich das europäische Zusammengehörigkeits- 
gefühl zum mindesten in Wirtschaftsfragen zu stärken. Denn zwar nicht irgend- 
eine Ideologie, sondern der Zwang der Tatsachen wird früher oder später Europa 
dazu zwingen, Formen wirtschaftlicher Zusammenarbeit zu finden, vermittels derer 
es seine bisherige Stellung verteidigen und behaupten kann. — 

Die Vorgänge auf den internationalen Rohstoffmärkten sind hier stets mit be- 
sonderer Aufmerksamkeit verfolgt worden, insbesondere die Bemühungen, sich 
durch internationale Zusammenarbeit von dem ständig wechselnden Ausfall der 
Ernten bzw. Produktionserträge unabhängig zu halten und die alle Beteiligten 
nur schädigenden Kämpfe gegnerischer Gruppen zu vermeiden. Bei dem hier be- 
sonders häufig erwähnten Erdöl scheint dies vorläufig gelungen zu sein. Aufanderen 
Gebieten aber sind Rückschläge zu verzeichnen gewesen, meist weil die jeweils 
übermächtigen Gruppen in ihren Forderungen auf angemessene Preise zu weit 
gingen. Vom Produzentenstandpunkt allerdings dürften Preise prinzipiell nur in 
seltenen Ausnahmefällen „angemessen“ sein. Dadurch wurde gegen jede Absicht 
das Aufkommen von Außenseitern begünstigt, die dann auf kurz oder lang in 
der Lage waren, die bestehenden Abmachungen zu sprengen. So war es früher 
beim Kautschuk. (Vgl. Z. f. G. 1928, S. 385 ff., S. 730 ff.) So ist es heute wieder 
beim Kaffee. 

Die brasilianische Kaffeevalorisation ist besonders interessant, weil sie eine der 
ältesten Institutionen zur Manipulation eines Weltrohstoffs ist — sie besteht be- 
reits seit 1907 — und weil zweitens hier ausnahmsweise nicht unmittelbarer Ein- 
fluß auf den Umfang der Produktion bzw. der Anbaufläche genommen wird. 
Das Sao Paulo Kaffee-Verteidigungsinstitut beeinflußt vielmehr nur die Zirkulation 
zwischen Produzent und Verbraucher, indem es die Ernte bei den Produzenten 
aufkauft, in staatlichen Lagerhäusern einlagert und nur allmählich zur Aus- 
fuhr freigibt, um den Preis auf einem möglichst hohen Niveau zu halten. Auf 
diesem Wege gelang es Brasilien, den Weltkaffeepreis zu kontrollieren, da die 
brasilianische Erzeugung im Durchschnitt der letzten Vorkriegsjahre genau und 
auch noch 1924—1926 annähernd zwei Drittel der Welterzeugung betrug. Die 
Aufrechterhaltung dieser preisdiktatorischen Vormachtstellung war um so leichter 
für längere Zeit möglich, als die Inkubationszeit, d. h. die Zeit vom Anbau der 
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Pflanze bis zum Beginn eines wirtschaftlich nennenswerten Ertrages ıo Jahre be- 
‚trägt, und man also vor unvermutet auftauchenden Konkurrenten sicher war, 
Im Verlauf des Jahres 1929 ist nun ein sensationeller Preissturz eingetreten, 
der der Preis von April bis Ende dieses Jahres auf weniger als die Hälfte herab- 
‚drückte. Die Börsen in Sao Paulo und Santos mußten geschlossen werden, der 
"Präsident des Verteidigungsinstitutes trat zurück. Dem Institut gelang es nicht, 
eine Auslandsanleihe aufzunehmen, um eine Stützungsaktion in die Wege leiten 
zu können, da die bisher beteiligten Bankgruppen für weitere Engagements nicht 
zu haben waren. Die Preiskontrolle ging daher Brasilien verloren. Die Zukunft 
des Verteidigungsinstitutes ist noch völlig in Frage gestellt. Brasilien, dessen wirt- 
schaftliches Gedeihen mit der Kaffeewirtschaft steht und fällt, steht vor einer 
schweren Krisis. Wie war dieser plötzliche Umschwung möglich? 

Die übrigen mittel- und südamerikanischen Staaten hatte nämlich der ständig 
günstige Kaffeepreis veranlaßt, ihre Kaffeepflanzungen stark zu vergrößern, um 
so leichter, als ja alle klimatischen Voraussetzungen besonders in Mittelamerika 
gegeben sind. Infolge der langen Inkubationszeit ist erst in letzter Zeit die mittel- 
amerikanische Konkurrenz auch beim Absatz in Erscheinung getreten, dann aber 
um so heftiger, da ja bekanntlich der Kaffee von Guatemala und Costa Rica dem 
brasilianischen an Qualität weit überlegen ist, und sich überdies die Qualitäts- 
ansprüche von seiten der Verbraucher gesteigert haben. Die offensichtlich im Gang 
befindliche „Entthronung des Brasilkaffees“ wird noch weiter betont durch eine 
"lebhafte Steigerung des Kaffeebaus in Kenya (Britisch-Ostafrika) und im Tangan- 
‚yikagebiet (ehem. Deutsch-Ostafrika), was sich allerdings im Ernteertrag erst in 
einigen Jahren voll auswirken wird. Am deutlichsten läßt sich die Entwicklung 
am Stand der deutschen Kaffeeeinfuhr ablesen. Während ıgı2 von 1,7 Mill.t 
Gesamteinfuhr nicht weniger als 1,27 Mill. t, d. h. 74,5°/, aus Brasilien kamen, 
ist 1928 die Gesamteinfuhr auf 1,35 Mill. t, der Import aus Brasilien aber auf 
0,58 Mill. t (430/,) gesunken. In den ersten 9 Monaten 1929 ist der brasilianische 
Anteil weiter auf sogar 37°), gefallen. Der entsprechende Gewinn kommt im 
wesentlichen Mittelamerika zugute. 

Nach recht langwierigen Verhandlungen in Baden-Baden ist endlich Mitte 
November über das Statut der Bank für Internationalen Zahlungsausgleich eine 
Einigung erzielt worden. Hierbei hat der Streit um den Ort dieser Bank besonders 
heftig getobt, bis man sich schließlich auf Basel einigte, nachdem London am 
französischen, Brüssel am deutschen, Amsterdam am belgischen Einspruch ge- 
scheitert waren. Dieser Zwist beweist aufs neue, wie wichtig gerade bei Institu- 
tionen internationalen Charakters die Wahl des Ortes, die Stimmung des Milieus 
zu bewerten ist; bis in solche zunächst formal erscheinende Fragen machen sich 
also ausgesprochen geopolitische Faktoren geltend. 

Wenn auch als erste Aufgabe dieser „B.I. Z.* gilt, „die Zusammenarbeit der 
Zentralbanken zu fördern, neue Möglichkeiten für internationale Finanzgeschäfte 
zu schaffen und als Treuhänder oder Agent bei den ihr auf Grund von Verträgen 
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mit den beteiligten Parteien übertragenen internationalen Zahlungsgeschäften zu 
wirken“, so muß doch die tatsächliche Arbeit der Bank erst abgewartet werden, | 
um ihre weltwirtschaftliche Funktion beurteilen zu können. | 
Die Statuten, auf die hier im einzelnen nicht eingegangen werden soll, engen . 
immerhin ihren Tätigkeitsbereich ziemlich ein, so ist ihr z. B. verboten, Noten 
auszugeben, Wechsel zu akzeptieren und an Regierungen Darlehen zu geben. 
Es besteht nämlich die Möglichkeit, daß die B. I. Z. lediglich eine reparations- 
technische Verrechnungsstelle bleibt, die noch dazu völlig unter dem Einfluß der 


maßgebenden Zentralnotenbanken steht, deren Präsidenten dem Verwaltungsrat 


der B.I. Z. angehören und auf dessen weitere Zusammensetzung wesentlichen 
Einfluß haben. Überdies soll der Vorsitzende dieses Verwaltungsrates gleichzeitig 
Präsident der B.1. Z. sein. Es dürfte also entscheidend von der Autorität der 
führenden Persönlichkeiten abhängen, inwieweit es der B. I. Z. möglich sein wird, 
von sich aus Initiative zu entfalten und die Gestaltung des internationalen Zah- 
lungsverkehrs maßgeblich zu beeinflussen, in einem vollen Sinn die Bank der 
Banken zu werden. 


KarL TIANDER: 


Die natürlichen Wirtschaftsgrundlagen Schwedens 


Die Industrie in Schweden ist uralt, und auch Handel haben die Schweden 
schon lange getrieben, aber erst in letzter Zeit sind die Naturreichtümer Schwedens 
in vollem Maße in Anspruch genommen und die technischen Möglichkeiten der 
geographischen Lage und der Naturkräfte effektiv ausgenutzt worden. Von diesen 
Gesichtspunkten aus möchte ich zunächst die beiden wichtigsten natürlichen 
Industrien Schwedens behandeln, die durch das Vorhandensein der entsprechen- 
den Rohstoffe im eigenen Lande gekennzeichnet werden und ihrem Wesen nach 
Exportindustrien sind, — ich meine die Holz- und die Erzindustrie. 


Schwedens Holzindustrie 


Schwedens Waldreichtum ist viel geringer als der Rußlands, Kanadas und 
einiger anderer außereuropäischen Länder und macht nur 0,7 v. H. des gesamten 
Waldbestandes der Erde aus, aber durch die bequeme Transportmöglichkeit und 
die billige Wasserkraft wird der Wert des schwedischen Waldes ums Vielfache ge- 
steigert. Was nützen z. B. Rußland seine großen Waldbestände in Sibirien, die 
praktisch unerreichbar sind, oder Kanada die nordwestlichen Waldgebiete? Da- 
gegen sind Schwedens Wälder dank dem ausgedehnten Wasserstraßennetz alle 
produktiv und liefern ihren jährlichen Tribut zur Industrie und zum Export. 
Schweden besitzt jetzt 32000 km Wasserstraßen, die zum Transport der Baum- 
stämme von den Inlandwäldern auf weiten Strecken zu den Säge-, Papier- und 
Zellstoffmühlen an der Küste dienen. In Nordschweden, wo auch die mächtigsten 
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Wälder wachsen, gibt es nicht weniger als ı2 Flüsse, die zur Flößung gebraucht weis 
den. Diese Flößungsstraßen stellen gewöhnlich eine Kombination natürlicher Flüsse 2 
und Seen mit speziellen Kanälen dar. 1927 wurden insgesamt 166 Mill. Stämme: 
oder 565 Mill. cbm auf den schwedischen Wasserstraßen geflößt. Schließlich muß) 
noch bedacht werden, daß die Flößung sich viel billiger als jedes andere Transport- 
mittel stellt — 3,40 Kr. je Tonne auf einer durchschnittlichen Flößungsstrecke. . 

Der zweite Faktor in der schwedischen Holzindustrie ist die weiße Kohle: 
Schwedens — die aus den Wasserfällen gewonnene elektrische Stromkraft. Schweden ı 
besitzt keine nennenswerten Kohlenlager, dafür aber 6?/, Mill. Turbinen PS anı 
ununterbrochen fließender Wasserkraft in neun Monaten des Jahres. Wenn manı 
aber nach den bereits ausgearbeiteten Plänen den Wasserstand und die Zuflüsse: 
der schwedischen Seen, die eine verschiedene Höhenlage haben, reguliert hat, dann ı 
werden in Schweden rund ı ı Mill. PS. das runde Jahr zur Verfügung stehen. Vonı 
dieser gewaltigen Reserve sind bis jetzt nur 1,5 Mill. PS. ausgebaut, trotzdem ı 
lieferten 1927 die schwedischen Wasserkraftwerke 4,35 Billionen Kilowattstunden. , 
Freilich sind die Wasserkraftquellen in Schweden nicht gleichmäßig verteilt, daı 
etwa 80 v. H. der Wasserkräfte in Nordschweden liegen. So ergibt das Porjusge-- 
fälle des Lule-elfs 80000 PS. Unterhalb des Porjus-Falles gibt es mächtige Strom-- 
schnellen, die wegen ihrer knieförmigen Gestalt Harspränget, d. h. der Hasensprung;; 
heißen und 250000 PS. liefern sollen. Das sind einige Beispiele der großen i 
Wasserkraftquellen in Nordschweden. Die Wasserkraftpolitik Schwedens geht nun 
darauf hinaus, durch ein weitzügiges Fernleitungsnetz die elektrische Stromkraft aus 
den nördlichen Teilen des Landes nach Mittelschweden und Südschweden zu leiten. . 

Mit Hilfe dieser billigen, nie versiegenden Stromkraft und der bequemen 
Flößungsmöglichkeiten wird nun das Holz der schwedischen Wälder industriell 
verarbeitet. Mehr als die Hälfte des schwedischen Festlandes ist bewaldet; die: 
produktive Waldfläche Schwedens wird auf 25 Mill. Hektar geschätzt. Die Wälder 
Schwedens lassen sich auf drei Zonen verteilen: das Urwaldgebiet Nordschwedens, 
das Industriewaldgebiet des unteren Norrlands, Dalekarliens und Vermlands und 
das südschwedische Kulturwaldgebiet. Es trifft sich gut, daß die waldreichsten Ge- 
biete Schwedens zugleich die mächtigsten Wasserkraftquellen und die zahlreichsten 
und besten Flößungsströme haben: die drei Faktoren der Holzindustrie — der 
Wald, die Stromkraft und die Wasserstraße — treffen sich in glücklicher Vereini- 
gung in Nordschweden, dem sogenannten Norrland. 

Was aber den Waldreichtum Schwedens von anderen Rohstoffquellen vorteilhaft 
unterscheidet, ist bei rationeller Pflege seine unverminderte Produktivität. Die sich 
ständig erneuernde Fortdauer dieses Nationalvermögens wird durch strenge Kon- 
trolle des Abholzens, durch die Pflege des Nachwuchses, durch systematische An- 
pflanzung und durch Trockenlegung produktiven Waldlandes erzielt. Am ı5. Ok- 
tober 1928 feierte das schwedische Forstinstitut den 100. Jahrestag seines Bestehens. 
Zur Jahrhundertfeier ist eine große Aufgabe gelöst worden: Man hat von den 
schwedischen Wäldern eine methodische Inventuraufnahme gemacht, und siehe 
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.- die Vorräte erwiesen sich viel größer, als man vorher gedacht hatte und 
näherten sich der Gesamtsumme von 2 Milliarden ebm. PERe 
" Sehon im 15. Jahrhundert haben Dänen, Holländer und andere Ausländer — 
wie es heißt — „für etwas Tabak, Mützentuch und einige Ellen Bänder vom 
Bauern die Erlaubnis erworben, Masten und Zimmerholz zu fällen und auszufüh- 
ren*. Gustav Wasa machte diesem Wirtschaften ein Ende und brachte Ordnung 
in den Holzexport. Gustav Wasa ließ Schiffsbauer aus Holland und Venedig kommen 
und legte den Grund zur schwedischen Werftsindustrie. Während seiner Regierung 
entstand in Schweden eine die Ostsee beherrschende Handels- und Kriegsflotte. 
Zu Beginn des ı7. Jahrhunderts wurden schon die Wasserkräfte für die Sigemühlen 
nutzbar gemacht. Aus diesen Anfängen entwickelte sich die Sägemühlenindustrie, 
die aus bereits geschilderten Gründen ihren Hauptsitz in Nordschweden hat. Bei 
den Ausflüssen der Ströme in den Bottnischen Meerbusen liegen jetzt die Sägemühlen 
dicht nebeneinander. Die Verschiffung der gesägten und manchmal auch ge- 
hobelten Holzwaren findet das ganze Jahr über statt, sofern die Häfen nicht ver- 
eisen. Der Export von Holzwaren hat in den letzten Jahren rund eine Million 
Stander*) umfaßt und den Wert von einer Viertel Milliarde Kronen pro Jahr er- 
reicht. Die Hauptabnehmer des schwedischen Holzes sind England, Frankreich 
und Holland; Deutschland steht an vierter Stelle. Neben diesem Massenexport 
gibt es noch zahlreiche Industrien, die Holzgegenstände verfertigen, z. B. Möbel, 
Sperrholz, Bautischlereiwaren, Schuhleisten, Zwirnrollen, Rahmen, Kisten, Räder, 
‚Spielzeug, Sportgerät usw. 


Dt 


* 


Eine neue Epoche in der Verwertung der schwedischen Waldprodukte trat ein, 
als die Möglichkeit entdeckt wurde, Holzschliff als Rohmaterial für die Papier- 
fabrıkation zu verwenden. Vor 400 Jahren, zur Zeit Gustav Wasas, gründete Bischof 
Hans Brask die erste Papiermühle und die erste Druckerei in Schweden. Zur Zeit 
des 3o jährigen Krieges gab es schon ı4 Papiermühlen im Lande. Aber die An- 
schaffung von Lumpen, aus denen das Papier hergestellt wurde, bereitete große 
Schwierigkeiten. 

Die Erfindung des Deutschen Keller 1844, Holzschliff für die Papierfabrikation 
zu verwerten, stellte daher diese Industrie in Schweden in eine ganz besonders 
günstige Lage. 1873 gelang dem Schweden Carl Daniel Ekman die Herstellung 
der chemischen Zellulose, wodurch die Grundlage für die Schwedische Zellstoff- 
industrie geschaffen wurde. Von der Zeilstoffmenge, die auf dem Weltmarkte ver- 
kauft wird, kommen 4o v.H. aus Schweden. Die Hauptabnehmer sind die Ver- 
einigten Staaten und England; Deutschland steht an sechster Stelle. 

Aber abgesehen vom Export bildet die Zellstoffindustrie die Basis der schwedi- 
schen Papierproduktion. Die Zellstoffindustrie hat den Bedarf an Lumpen, dessen 
Verschaffung früher soviel Schwierigkeiten bereitete, fast ganz eliminiert. Schweden 


*) Stander (engl. standard) ist ein spezielles Maß für Holzwaren, das naeh der Art der Ware schwankt, 
für Bohlen, Latten und Bretter = 4,672 cbm, für Grubenholz und Schwellen = 5,097 cbm usw. 
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exportiert jährlich rund 250.000 t Papier und wird auf dem Papiermarkte nur von, 


Kanada übertroffen. Die Hauptabnehmer sind England, Japan und Frankreich, 

Die Industrien, die die Produkte des Waldes verarbeiten, geben ungefähr 
die Hälfte des schwedischen Exports. Was aber noch mehr zu sagen hat: 
Dieser Export ist durchaus ein Nettoexport, denn den gewaltigen Ausfuhrposten 
von Holz-, Zellstoff- und Papierwaren steht nur ein geringer Importposten I | 
Spezialpapier gegenüber. Somit kann diese Industriegruppe als das Rückgrad 


des schwedischen Außenhandels angesehen werden. 


Erzreichtum 


Außer dem Waldreichtum besitzt Schweden noch eine andere Rohstoffquelle in 
seinen Eisenerzlagern, die auf zwei Stellen konzentriert sind: in Mittelschweden 
und in Lappland. Diese Erzgebiete sind getrennt voneinander zu verschiedenen 
Zeiten und in verschiedener Richtung bearbeitet worden und erst die Zusammen- 
arbeit, die in unseren Tagen erfolgt ist, gab der schwedischen Erzproduktion das 
ausschlaggebende Gewicht auf dem Weltmarkte. 

Die Grubenindustrie ist überhaupt Schwedens älteste Industrie. Noch heute 
existiert die Aktiengesellschaft „Stora Kopparberget“, die als die älteste industrielle 
Korporation der Welt bezeichnet werden kann, da sie schon vor 700 Jahren do- 
kumentarisch bezeugt ist. In einer Urkunde aus 1322 vermacht die Witwe eines 
Lübecker Bürgers ihrer Tochter „ein Loos in dem Berg in Schweden, wo man 
Kupfer gewinnt“. Deutsche Grubenarbeiter aus dem Harz sind damals nach 
Schweden eingewandert. Im ganzen hat die Kupfergrube zu Falun 500 000 t reines . 
Kupfer geliefert, aber schon im 17. Jahrhundert war sie erschöpft, und jetzt wird 
in Falun zwar kein Kupfer mehr, wohl aber Schwefelerz, Kupfersulphat, Zink und 
Blei gewonnen. Dennoch hat die Kupfergrube in Falun Schwedens Ruhm als 
erzführendes Land befestigt, kundige Grubenarbeiter nach Schweden gezogen und 
die Technik des Grubenbaues entwickelt. 

In Mittelschweden befinden sich aber außer der Kupfergrube auf einem Areal 
von 15000 qkm rund ı00 Erzlager, von denen einige schon im frühen Mittelalter 
bearbeitet wurden. Im Handel der Hansa spielt das „Bleking-Eisen“ und das „Kalmar- 
Eisen“ eine große Rolle. In den mittelalterlichen Zolltarifen deutscher und eng- 
lischer Städte wird eine Eisensorte Osmund erwähnt, die ihren Namen von einigen 
Eisenwerken in Mittelschweden erhalten hatte. Überhaupt galt Schweden schon 
im Mittelalter als das Land des Eisens, und bis auf den heutigen Tag macht es 
diesem Namen alle Ehre. Unter Gustav Adolf, der sich ganz besonders für die 
Grubenindustrie interessierte, nahm die Eisenindustrie in Schweden einen großen 
Aufschwung, als der Holländer Louis de Geer große Anlagen baute und mehrere 
Hunderte wallonischer Arbeiter aus dem jetzigen Belgien verschrieb. Auch Deut- 
sche helfen die Eisenwerke zu einer Großindustrie in Schweden auszubauen: 1656 
2. B. siedelt Reinhold Rademacher mit allen seinen Arbeitern aus Riga nach Eskil- 
stuna über. Noch heute steht in Eskilstuna das Haus Rademachers, das zugleich als 
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; Wohnhaus und Schmiede diente. 1300 schätzte man die jährliche Eisenerzge- 

 winnung auf ı4000t, ı600 war sie bereits auf 300 o00t je Jahr gestiegen, und 
‚heutzutage werden in Mittelschweden ı 600 000 t im Jahre gefördert. Nun zeich- 

‚net sich das mittelschwedische Erz durch eine große Reinheit aus, da sein durch- 
schnittlicher Phosphorgehalt 0,02 v.H. beträgt. Auch ist das Erz sehr ergiebig 

und enthält 45 — 55 v.H. Eisen. Endlich sei noch auf die in neuer Zeit angelegten 
Transportwege des mittelschwedischen Erzes hingewiesen: auf dem Trollhättakanal 
gelangt das Erz nach Göteborg, dem wichtigsten Exporthafen Schwedens, und auf 
dem Södertäljekanal in die Ostsee. 

Trotz dieser Vorzüge werden die Erzgruben Mittelschwedens von denen Lapp- 
lands in den Schatten gestellt. Die Wiege der schwedischen Eisenerzindustrie 
stand in Mittelschweden, aber ihren weltumfassenden Erfolg errang diese Industrie 

‚erst, als sie sich vor 30 Jahren entschloß, die im ı7. Jahrhundert entdeckten 
Erzlager abzubauen. Es war ein kühnes Wagnis, eine Industrie im lappländischen 
Hochgebirge ins Leben zu rufen, fern von menschlicher Siedlung, ohne die bequemen 
Wasserwege, die der mittelschwedischen Eisenindustrie zur Verfügung standen. 
Die Transportschwierigkeiten, die erst bei dem heutigen Stande der Verkehrstech- 
nik gelöst werden konnten, erklären es auch, warum diese reichsten Erzlager der 
Welt erst in den letzten Jahrzehnten in Angriff genommen wurden. Zur Beförde- 
rung des Eisenerzes baute man eine hydroelektrische Eisenbahn quer über die 
Skandinavische Halbinsel, so daß dieselbe die lappländischen Erzgebirge Kiruna, 

* Gellivara und Luossavara einerseits mit Luleaa am Bottnischen Meerbusen, anderer- 

‚seits mit dem norwegischen Hafen Narvik am Atlantischen Ozean verband, Der 
Bau dieser Bahn wurde ıg00 begonnen; es war die erste Eisenbahn in Europa, 
die auf hydroelektrische Kraft eingestellt wurde. Die Bahn ist 473 km lang; wäh- 
rend die beiden Endpunkte am Meeresstrande liegen, durchläuft die Bahn stellen- 
weise die Höhenregion des ewigen Eises. 

Die Erzlager in Lappland werden auf >» Milliarden t geschätzt. Dabei ist das 
Erz noch produkitver als das mittelschwedische und enthält 60 — 70 v.H. Eisen. 
In der Regel ist das Erz phosphorhaltig zum Unterschied vom mittelschwedischen 
Erz, das phosphorrein ist. Das Lapplanderz enthält ı — 2 v. H. Phosphor. Aber 
in großer Tiefe hat man in Lappland ein wunderbar reines Erz getroffen, das 
nur 0,05 v.H. Phosphor enthält. Dieser verschiedene Phosphorgehalt des schwe- 
dischen Eisenerzes gibt Schweden die Möglichkeit, den wechselnden techni- 
schen Ansprüchen zu genügen. Noch muß hervorgehoben werden, daß die Erz- 
lager in Kiruna über Tage bearbeitet werden, wodurch sich die Betriebskosten 
entsprechend niedrig stellen. Diese Förderung über Tage wird bis 1940 fortge- 
setzt werden können, dann aber wird man zum unterirdischen Grubenbau über- 
gehen müssen. Die jährliche Förderung der lappländischen Erzgruben wird in der 
nächsten Zukunft gMill.t betragen. Das vorige Jahr wurde durch einen Lohn- 
streik gestört, der 7 Monate dauerte und die Förderung bedeutend herabsetzte. Die 
Regierung macht jetzt große Anstrengungen, um einen dauernden Arbeitsfrieden 
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zu schaffen. Eine große Konferenz von Arbeitgebern und Arbeitern hat eine Reihe | 
Anregungen gegeben, wie Lohnkonflikte in Zukunft zu verhüten seien, und ein 
Kommite versucht jetzt, die aufgeworfenen Ideen in die Tat umzusetzen. F| 

Schweden besitzt ı0 v. H. aller Erzlager Europas und 5 v. H. der Erzlager der 
ganzen Welt — die Ziffer ist sehr bescheiden in diesem Verhältnis, ganz wie der | 
schwedische Waldreichtum. Die Bedeutung aber der schwedischen Erzlager wird 
durch die Qualität (den hohen Eisengehalt und die Reinheit), durch billige Be- 
triebskosten (hydroelektrische Kraft und Tagesbau), endlich durch die bequemen 
Transportwege bedingt. Dann aber kommt noch ein Umstand in Betracht: die 
meisten Erzlager Europas und Amerikas beliefern die einheimische Industrie, und 
ihre Produktion gelangt nicht auf den freien Markt, von der schwedischen Eisen- 
erzgewinnung aber wird rund go v. H. exportiert. 1927 wurden 10,6 Mill. t Eisen- 
erz aus Schweden ausgeführt, hauptsächlich nach Deutschland ins westfälische 
Industriegebiet. So erklärt es sich, daß Schweden auf dem freien Weltmarkte eine 
viel größere Rolle spielt, als man auf Grund des Verhältnisses seiner Erzlager zu 
den gesamten Weltvorräten ahnen könnte. Hierzu trägt auch die Zentralisierung 
des schwedischen Erzhandels bei. Die führende Firma in Schweden ist die Aktien- 
gesellschaft Grängesberg-Oxelösund, gewöhnlich kurz Grängesberg genannt. In 
Mittelschweden bearbeitete sie ursprünglich bloß zwei Erzfelder, Grängesberg und 
Strässa. 1927 kaufte aber die Grängesberg-Gesellschaft von der genannten Firma 
„Stora Kopparberret“ für 20 Mill. Kr. noch neue Erzfelder in Dalekarlien hinzu. 
Die lappländischen Erzlager werden von einer besonderen Aktiengesellschaft aus- 
gebeutet, deren Aktienkapital zur Hälfte dem Staate, zur Hälfte der Grängesberg- 
Gesellschaft gehört. Der Staat hat Vorzugsaktien, die Grängesberg gewöhnliche 
Aktien. Von den 10,7 Mill. t Eisenerz, die 1927 exportiert wurden, hat die 
Grängesberg-Gesellschaft 9 690 000 t ausgeführt. Von allem hochgradigen Eisen- 
erz, das auf dem Weltmarkte frei gehandelt wird, exportiert die Grängesberg- 
Gesellschaft ungefähr die Hälfte. Auf diese Weise konzentriert sich die handels-. 
politische Bedeutung des schwedischen Exportes bei der Grängesberg-Gesellschaft. 

Was nun die einheimische Eisen- und Stahlproduktion in Schweden anbetrifft, 
so hat sie eine eigenartige Entwicklung mit Weltmarktstellung, Rückgang und 
neuen Aussichten für die Zukunft durchgemacht. Das uralte Hüttenwesen Schwe- 
dens war eng mit der Holzkohle verbunden und erreichte seine Blüte, wie ange- 
deutet, schon im Mittelalter, ja machte Schweden zum größten Eisen produzierenden 
Lande der Welt. Diese Vormachtstellung Schwedens wurde erschüttert, als England 
ım 18. Jahrhundert seine Steinkohle bildlich und buchstäblich ins Feuer führte. 
Die Steinkohlenperiode des Hüttenwesens mußte Schweden, das sehr geringe Kohlen- 
lager führt, ins Hintertreffen drängen. 1928 belief sich die Produktion in Schweden 
auf rund 400000 t Roheisen und dieselbe Menge Walzeisen und die Stahlpro- 
duktion auf 600 000 t. Aber es besteht die Möglichkeit einer neuen dritten Periode 
des Hüttenwesens, bei der Schweden wiederum die größten Trümpfe in der Hand 
haben wird: gegenwärtig experimentiert man in Schweden mit einer Methode, 
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_ die nach den beiden Erfindern die Flodin-Gustavson’ sche Methode heißt, Stahl 


_ direkt aus Eisenerz zu gewinnen, wobei die hydroelektrische Kraft den Ausschlag 
gibt. Nachdem die Holzkohle der Steinkohle hat weichen müssen, dürfte vielleicht 
die Zeit nicht entfernt sein, wo die Steinkohle vor der weißen Kohle den Platz 
_ räumen wird, und damit würde auch Schwedens Stellung auf dem Eisen- und 
_ Stahlmarkte wieder bedeutend günstiger werden. 

' Noch ein anderer Ausblick in die Zukunft sei in diesem Zusammenhange ge- 
stattet. Wie wir gesehen haben, liegen die größten und ergiebigsten Waldgebiete, 
die mächtigsten Erzlager, die gewaltigsten Kraftquellen in Norrland, der nördlich- 
sten Provinz Schwedens, deren Areal drei Fünftel des ganzen Landes einnimmt. 
Norrland ist aber dünn bevölkert, und die schwedischen Industrien liegen haupt- 
sächlich in Mittelschweden, Kiruna z. B., das Grubenzentrum Norrlands, war noch 
vor 25 Jahren eine Wildnis, wo höchstens die Lappen mit ihren Renntieren hin- 
kamen oder Rudel hungriger Wölfe umherstreiften; jetzt ist es eine aufwärts- 
strebende, modern eingerichtete Stadt von 10000 Einwohnern. Es liegt nahe, eine 
Schmelz- und Raffinierungsindustrie in unmittelbarer Nähe der Erzlager wachzu- 
rufen. Überhaupt ist die Industrialisierung Norrlands nur eine Frage der Zeit. Im 
Schoße Norrlands ruhen noch ganz andere Reichtümer, als die schon bekannten. 
Diese Annahme wird durch die Erzfunde im Skellefte-Tal bekräftigt, wo Schwefel- 
kies, Kupferkies, Arsenik, Zink, Blei, Silber und Gold gefunden worden sind. 
Schon heißt die Gegend das „schwedische Klondyke“. Wo noch vor einigen Jahren 


keine Spur von Siedlung war, da ist jetzt ein neues Industriezentrum, Boliden, 


‚ im Entstehen, das schon 3000 Einwohner zählt. Kurz, die auf diese Weise sich 


ankündende Industrialisierung Norrlands wird die wirtschaftliche Entwicklung 
Schwedens gewaltig stärken und fördern. 


Intelligenzindustrien 


Neben diesen natürlichen Industrien Schwedens, die auf den Naturprodukten 
des Landes — Holz und Erz — basieren, wird das Vordringen des schwedischen 
Außenhandels auf dem Weltmarkte noch durch die Gruppe der Spezialitäts- 
industrien bedingt, die nur zum geringen Teile auf den natürlichen Voraus- 
setzungen, vor allem vielmehr auf der technischen Erfindungsgabe, der organisa- 
torischen Geschicklichkeit und dem finanziellen Unternehmungsgeist der Führer 
beruhen. Professor Brismann hat diese Industrien treffend als Intelligenzin- 
dustrien bezeichnet. 

Eine typische Intelligenzindustrie ist die schwedische Zündholzfabrikation. 
Als Ausgangspunkt haben wir die Erfindung von Professor Pasch in Stockholm, 
der den giftigen und feuergefährlichen gelben Phosphor durch den unschädlichen 
roten Phosphor ersetzte und die Schachteln mit Phosphorflächen versah, an denen 
das Streichholz sich entzündete. Daraufhin gründeten die Brüder Lundström in 
Jönköping am Vettern-See 1844 die Fabrik, die noch jetzt die Wiege und das 
Zentrum der schwedischen Zündholzindustrie ist. In den 1870er Jahren erfolgte 
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vollständig anfertigt, sondern auch in Schachteln legt und paketiert. Obwohl mehr 


ein zweiter Schritt vorwärts, indem der schwedische Ingenieur Alexander Lager- 
man die sogenannte Komplettmaschine konstruierte, die nicht nur die Streichhölzer 


als 50 Jahre seitdem vergangen sind, ist die Komplettmaschine noch immer in 
Gebrauch, und die ganz großen Maschinen dieser Art verfertigen 40 000 Schachteln 
in der Stunde. 

Infolge dieser technischen Erfindungen begann jene weltumfassende Expansion, 


die etwa 75 v. H. der Weltproduktion beherrscht und ı50 Fabriken in 30 ver- 


schiedenen Ländern besitzt. 


Eine andere weltberühmte Intelligenzindustrie Schwedens ist die Sprengstoff- 


Fabrikation, die ihre Entstehung und Blüte dem Ingenieur Alfred Nobel 
verdankt. Nach seiner Erfindung des Dynamits gründete Nobel 1865 die erste 
Nitroglyzerinfabrik, die Schweden „zum klassischen Lande der modernen Spreng- 
stoff-Fabrikation“ erhob. 

Mit eigenartiger Tragik ist die Erfindung des schwedischen Ingenieurs Dr. 
Gustav Dalen verbunden, indem er die praktische Ausführung seiner genialen 
Idee mit dem Verlust seines Augenlichts bezahlte. Als er nämlich sein Sonnen- 
ventil ausprobierte, geschah eine Explosion und blendete den Erfinder, Seitdem 
heißt Gustav Dalen „Schwedens blinder Edison“ und ist auch mit dem Nobelpreis 
gekrönt worden. Das Sonnenventil ist eine Vorrichtung, die gegen Licht und 
Dunkelheit so empfindlich ist, daß das Leuchtfeuer angezündet wird oder erlischt, 
je nachdem die Atmosphäre hell oder dunkel wird. So führte diese Erfindung zur 
Herstellung von automatisch funktionierenden Leuchtfeuern — eine Industrie, die 
sich in der Gasakkumulator-Gesellschaft (AGA) bei Stockholm konzentriert. 

Eine für die Intelligenzindustrien typische Erscheinung ist der schwedische 
Telefonpionier L. M. Ericsson. 1876 gründete er mit ı 000 Kr., die zudem ge- 
borgt waren, in der Küche eines Stockholmer Hinterhauses seine Firma, die heute 
Filialen in ı8 verschiedenen Ländern hat. 

Eine berühmte Intelligenzindustrie Schwedens ist die Kugellagerfabrikation 
S.K.F. in Göteborg. Das einzige Land, das Schweden durch seine Produktion in 
dieser Branche jetzt übertrifft, sind die Vereinigten Staaten; während aber der 
größte Teil der Produktion Amerikas für den einheimischen Bedarf bestimmt ist, 
arbeitet $. K. F. hauptsächlich fürs Ausland und beherrscht jetzt 4o v. H. des 
Weltmarktes: ı2 Mill. Kugellager werden jährlich von $.K.F. produziert. 

1878 gelang es dem schwedischen Ingenieur Dr. Gustav de Laval nach viel- 
Jährlicher Arbeit eine kontinuierlich arbeitende Maschine herzustellen, die den 
Sahnengehalt von der Milch abschöpft. Diese Erfindung legte den Grund zur 
schwedischen Seperator-Industrie, die schnell eine große Blüte erreichte und 
zur Gründung von Tochtergesellschaften in Europa und Amerika führte. 

Eine schwedische Firma von weltumfassender Bedeutung ist auch Elektrolux, 
die ihren Erfolg einer Reihe von Spezialartikeln verdankt: Staubsaugern, Bohnern, 
Waschmaschinen, Kühlapparaten, Wasserfiltern usw. 
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Das Verzeichnis der schwedischen Firmen, deren Erfolg weit über die Grenzen 
Schwedens gedrungen ist, könnte noch verlängert werden, aber schon dürften die 
Konturen der schwedischen Exportindustrien feststehen: das sind die Gruppen, die 
die Naturschätze Schwedens — Holz und Erz — verarbeiten, und die mannigfaltigen 
_ Intelligenzindustrien. Dank diesem Industrieapparat hat Schweden nicht nur einen 
sehr hohen Lebensstandard erreicht und kann mit freigiebiger Hand seine künst- 
lerischen und wissenschaftlichen Institutionen unterstützen, sondern spürt auch 
lebhaft den Drang, den Faust in die Worte kleidet: 


Ich fühle Mut, mich in die Welt zu wagen, 
Der Erde Weh, der Erde Glück zu tragen! 


Das Entscheidende war, daß diesem Drange der schwedischen Industrie das 

‘ Vertrauen des internationalen Kapitals entgegentrat. In England, Holland, 

der Schweiz, in Amerika, — überall wo freies Kapital im Umlauf war, konnte die 
schwedische Industrie auf sympathisches Entgegenkommen rechnen. 

Diese Finanzierung des Auslands bedingt auch die Methode der Dezentralisie- 
rung im Aufbau der schwedischen Konzerne von internationaler Bedeutung. Durch 
die Bildung von Tochtergesellschaften, die nur durch die finanzielle und techni- 
sche Leitung mit der Metropole zusammenhängen, soll nicht nur dem Auslands- 
kapital eine autonome Stellung zugesichert werden, sondern auch die lokalen 
industriellen Kräfte sollen belebt und zur Mitarbeit herangezogen werden. In 

- ihren Expansionsbestrebungen wirkt die schwedische Industrie nicht zerstörend, 
sondern aufbauend und fördernd. In vielen Ländern hat Schweden zur Konsoli- 
dierung einer geschwächten einheimischen Industrie finanziell und technisch bei- 
getragen, ihr neues Betriebskapital zugeführt, sie mit moderner Ausrüstung ver- 
sehen, ihre Organisation rationalisiert. Mehr als das: Estland, Lettland, Polen, 
Rumänien, Ungarn, Jugoslawien u.a. Staaten haben mit Hilfe der Schweden-An- 
leihen ihre Valuta gefestigt und ihre Agrarverhältnisse geordnet. Die bekannteste 
Verwertung der Gewinne der schwedischen Industrie für allgemein kulturelle 
Zwecke ist die Stiftung, die Alfred Nobel der Menschheit geschenkt hat. 

In dieser bewußten Mitarbeit an der Schöpfung einer neuen Welt, die hoffent- 
lich glückbringender sein wird als die alte, durch den Weltkrieg zertrümmerte 
Ordnung, steht Schweden zur Seite Deutschland. Die schwedischen Rohstoffe finden 
— wie wir gesehen haben — in Deutschland ihren Absatzmarkt und ihre Verede- 
lung, einige schwedische Intelligenzindustrien haben eine ersprießliche Zusammen- 
arbeit mit der deutschen Industrie eingeleitet, das kleine Schweden steht an sie- 
benter Stelle unter den Abnehmern deutscher Waren, die deutsche Wissenschaft 
und die deutsche Technik genießen in nur wenigen Ländern der Welt ein so 
hohes Ansehen wie in Schweden, und voll würdigt man in Schweden die große 
Bedeutung des deutschen Einschlags in der Entstehung und Entwicklung der 
schwedischen Industrie. 
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Literaturbericht aus der amerikanischen Welt 


Ernst Jäckh: Amerika und wir. Ameri- 
kanisch-deutsches Ideenbündnis. 140 $. Stutt- 
gart, Berlin u. Leipzig (Deutsche Verlags- 
anstalt) 1929. Brosch. 2,75 M. 


Jäckh wirbt in diesem Büchlein für ein Zu- 


sammengehen zwischen dem Deutschen und 
dem Amerikaner auf dem Gebiete der Kultur. 
Es ist abgestimmt auf den Satz: „Seitdem ich 
den echten Amerikaner kenne, habe ich wie- 
der Glauben an die Menschheit gewonnen“. Und 
Jäckh darf sich dieser Kennerschaft rühmen. 
Allerdings Jäckh gibt einschränkend zu, daß 
es vielerlei Amerikaner und viele „Amerikas“ 
gibt. Jäckh behauptet, daß das leitende, füh- 
rende Amerika Deutschlaud immer ‘mehr als 
den europäischen Staat empfinde, der ihm am 
nächsten komme. Dieser Annäherung will Jäckh 
dienen. In diesen Dienst stellt er sein ausge- 
zeichnet und klug geschriebenes Büchlein, das 
die Entwicklungsmomente und -wege des Ver- 
einstaatlerttums noch einmal aufzeigt. Nicht 
was gesagt ist, ist besonders beachtenswert — 
damit Interesse zu erwecken, ist heute bei dem 
Gegenstand Amerika schon mehr als schwer, fast 
aussichtslos — sondern wie es Jäckh gesagt hat. 
Albert Heim: Amerika. Das Paradies der 


Gegenwart. 136 $. Stuttgart (Strecker und 
Schröder). Geb. 2,20 M. 


Im Vergleich mit den übrigen Einführungs- 
büchern in die Neue Welt ist es ein eigen- 
artiges Büchlein. Alle Weitschweifigkeit ver- 
meidend, berichtet es in lapidaren Sätzen die 
wesentlichsten Tatsachen, die ein Neuling wis- 
sen muß. Das meiste zeugt von guter Kennt- 
nis, die aber gelegentlich sich mit überllüssiger 
Weisheit umgibt und dann versagt. So ist Heim 
bisher der erste, der behauptet hat, daß die Ur- 
sprache der Indianer schlechthin „Guarany“ sei. 
CharlotteLütkens: Staatund Gesellschaft 
ın Amerika. Zur Soziologie des amerikani- 
schen Kapitalismus. VI u. 204 S. Tübingen 
(J. C. B. Mohr) 1929. Geh. 8 M., geb. 10 M. 


Das Buch gibt eine Analyse der amerikani- 
schen Gesellschaft, sowohl der staatlichen Kon- 
struktion wie der sozialen Schichtung, wobei 
die eigentliche Fragestellung auf die Erken- 
nung des Entwicklungszustandes des ameri- 
kanischen Kapitalismus gerichtet ist. Dabei hat 
sich erwiesen, daß das Wirtschaftsgebiet des 
größten Produktionsbetrags, der intensivsten 
Entwicklung der Industrie und des größten 
Konsums keineswegs den gleichen Fortschritt 
in der kapitalistischen Entwicklung zu ver- 
zeichnen hat. Der wirtschaftlichen Hochent- 
wicklung entspricht durchaus keine korrelute 
gesellschaftliche Struktur. Der amerikanische 
Kapitalismus ist ein Pseudo-Spätkapitalismus. 
Er täuscht einen europäischen Spätkapitalismus 
vor. Das wird an einzelnen Erscheinungen des 
vereinsstaatlichen Staats- und Gesellschaftsauf- 
baus nachgewiesen. Dabei werden die Schwä- 
chen und Konfliktpunkte der amerikanischen 
Staats- und Gesellschaftsordnung aufgezeigt. 
Im besonderen erweisen diese Untersuchungen, 
daß die liberale Legende nicht haltbar ist, als 
sei es dem amerikanischen Kapitalismus ge- 
lungen, mit den Mitteln des Liberalismus dem 
Ideal der Harmonie der Interessen und der 
Gleichheit nahezukommen. Die ausgezeichnete 
Abhandlung kommt aber auch weiter zu dem 
hier besonders interessierenden Schluß, daß so- 
wohl Amerika als mögliches Vorbild für Europa 
wie die Furcht vor ihm auf einem Mißver- 
ständnis beruhen, weil die verschiedenen Sta- 
dien der soziologischen Strukturen eine solche 
Übertragung nicht zulassen werden. 


Jean Gachon: Wer macht die Auswär- 
tige Politik der Vereinigten Staaten? 
Aus dem Französischen übersetzt von Frau 
Jaffe-Richthofen. 146 $. Heidelberg (Niels 
Kampmann). Brosch. 5,50 M., geb. 6,80 M. 


Das Buch bringt eine eindringliche und be- 
quem reiche Aufschlüsse bietende Analyse der 
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Irving Fisher: DieKrisisder Prohibition. 
Die Alkoholfrage in der Gesetzgebung, heraus- 
gegeben von Elisabeth von Bradke und Kurt 
Baurichter, Bd. ı. ı41 S. Berlin (Neuland- 


beiden Faktorengruppen, deren Zusammenwir- 
ken die Außenpolitik der Vereinigten Staaten 
- bestimmen. Den konstitutionellen (Wesen und 
” Macht des Präsidenten im Widerspiel zum 


Senat, Kongreß, Kommission für auswärtige 
" Angelegenheiten, Rechten der Einzelstaaten 
gegenüber der Bundesgewalt) werden die geo- 
graphischen, politischen, ökonomischen und 
sozialen Faktoren gegenübergestellt (Lage des 
Gesamtstaats und regionale Konflikte, politische 
_ Parteien, Geschäftswelt, Banken, Trusts, agra- 
rische Kräfte, Arbeiter, fremde Elemente, 
Kirche, Presse). Von den verschiedensten Seiten 
vermögen darum Beeinflussungen zu kommen, 
die die Außenpolitik bestimmen. Unter ihnen 
‚spielt aber die Macht des Präsidenten, die sich 
zeitweise als wirkliche Autokratie geäußert hat, 
eine ganz dominierende Rolle. Die einschnei- 
denden außenpolitischen Äußerungen der Ver- 
einigten Staaten gehen fast alle auf einzelne 
Männer zurück, die an der Spitze des Staates 
gestanden haben. Diese an und für sich be- 
kannten Tatsachen einmal wieder klar heraus- 
gestellt zu haben, ist sicherlich ein Verdienst 
dieses Buches. 


Otto Voßler: Die amerikanischen Re- 
volutionsideale in ihrem Verhältnis 
zu den europäischen. Untersucht an 
Thomas Jefferson. Beiheft ı7 zur Historischen 
Zeitschrift. 198 $S. München (R. Oldenbourg) 
1929. Geh. 8,50 M. 


Voßler untersucht den Geist der amerikani- 
schen Revolution und deren radikale Auffas- 
sung im zeitgenössischen Europa. Er analysiert 
Jeffersons politisches Denken vor dem Pariser 
Aufenthalt (vor 1784), zeigt, wie der Wandel 
während der Pariser Jahre (1784—ı789) bei 
Jefferson eintritt und erst jetzt die französischen 
Revolutionsideale in Amerika eindringen. Jeffer- 
son erscheint ihm damit als der erste Ameri- 
kaner, der bewußt und systematisch das eng- 
lische politische Denken mit den Waffen des 
französischen Rationalismus angreift. So wider- 
legt Voßler in dieser tiefschürfenden Studie 
die herrschende Ansicht, daß die amerikanische 
Revolution von 1776 und die französische von 
1789 Erscheinungsformen desselben Geistes seien. 


Verlag) 1929. Brosch. 3,— M. 

Der Nationalökonom der Yale-University, Ir- 
ving Fisher, berichtet in dieser Studie über 
die mannigfachen Schwierigkeiten, die sich der 
Durchführung des Alkoholverbots entgegen- 
stellen, und weist höchst anschaulich an zahl- 
reichen Diagrammen den bisherigen Erfolg 
der Prohibition nach. Dabei wird ein umfang- 
reiches, meist bisher wenig bekannt gewordenes 
Material verwendet. 

Emil Honermeier: Die Ford Motor Com- 


pany. Ihre Organisation und ihre Methoden. 
149 $. Leipzig (Paul List). Geb. 4,— M. 


Einleitend mit biographischen Notizen über 
Ford, gibt die klar gegliederte Darstellung eine 
erwünschte Analyse des großartigen Fordschen 
Unternehmens. Es behandelt die technischen 
Grundlagen, die wirtschaftliche Entwicklung 
bei einem Seitenblick auf die gegenwärtige Lage 
der Automobilindustrie in Amerika, die horizon- 
tale und vertikale Expansion der Ford Motor 
Company, ihre finanzielle Entwicklung und ihre 
Rentabilität, endlich die sozialen Verhältnisse 
bei Ford. Auch weiterer Pläne der Ausgestal- 
tung wird gedacht. Die Ausführungen sind 
mit reichem Zahlenmaterial und mit eingehen- 
den Literaturnachweisen belegt. Beachtenswert 
ist auch die Kritik, die der Verfasser an der 
Tätigkeitund dem Erfolge Fords übt. Es ist ein 
Buch, das in allen wirtschaftlich interessierten 
Kreisen auf größten Widerhall rechnen darf. 
Theodor Lüddecke: Das amerikanische 


Wirtschaftstempo als Bedrohung Eu- 
ropas. 121 S. Leipzig (Paul List). Geb. 4,— M. 


Es ist ein Buch der Ermahnung, die gegen- 
wärtige Wirtschaftskrise nicht in der augen- 
blicklichen politischen Konstellation, sondern in 
den großen Strukturveränderungen der Welt- 
wirtschaft sehen zu wollen. Europa im Ganzen 
hat auf wirtschaftlichem Gebiet den Krieg an 
Amerika verloren. Der Beweis dieser These wird 
in der Darstellung derjenigen Strukturverhält- 
nisse angetreten, auf denen die Überlegenheit der 
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amerikanischen Produktion, meist an Deutsch- 
land gemessen, beruht. Auch hier tritt als 
symbolischer Typ des amerikanischen wirt- 
schaftenden Menschen Ford dem Leser immer 
aufs neue entgegen. Alleia Amerikanismus darf 
dabei nicht einzig und allein in einer spe- 
ziellen Art wissenschaftlichen Betriebsführung 
gesehen werden. Sondern Amerikanismus_ ist 


in allererster Linie eine bestimmte Art der‘ 


Geisteshaltung. So wird die Darstellung zu 
einer höchst beachtenswerten bejahenden Kritik 
des Amerikanismus, die von der notwendigen 
Höhe 
Durchgeistigung der Materie vorgetragen wird. 
Richard J. Neutra: Wie baut Amerika? 


Die Baubücher Bd. ı. Mit 105 Abb. 77 8. 
Stuttgart (Julius Hoffmann). Kart. 8,50 M. 


Das gewaltige wirtschaftliche Zweckstreben 


der Erkenntnis und mit erfreulicher 


Amerikas findet seinen unmittelbaren Ausdruck 
in der Landschaft in der Bauart der Ame- 
rikaner, die sich in gar wesentlichen Linien 
von dem abhebt, was in den Jahrhunderten 
vorher gebaut worden ist. Das lehrt in unge- 
mein eindrucksvoller Weise an vielen Beispie- 
len, durch Abbildungen und Skizzen anschau- 
lich belegt, die Publikation Neutras. Es wird 
gezeigt, wie die heutige Siedlung aus den An- 
forderungen modernen Wohnens und des Ver- 
kehrs entsteht; besondere Beachtung wird dem 
Großstadtbahnhof, dem Großhotel, aber auch 
dem Eigenwohnhaus geschenkt. Neutra ist da- 
bei kein kritikloser Bewunderer. Trotz mancher 
dem Nichtfachmann nicht ohne weiteres ver- 
ständlicher bautechnischer Details wird dieses 
Buch aber von jedem begrüßt werden, der sich 
mit den Ausdrucksformen des amerikanischen 
Geistes in der Landschaft beschäftigt; und daß 
diese gar nicht so allgemein als Fremdformen 
anzusehen sind, belegt die überraschende Ge- 
gemüberstellung eines modernen Wohngebäu- 
des für Studentinnen der Universität Albu- 
querque, Neumexiko, und der Siedlungsformen 
der indianischen Ortschaft Taos in dem glei- 
chen Staat. 


Alfons Goldschmidt: Die dritte Erobe- 


rung Amerikas. Bericht von einer Pan- 


LITERATURBERICHT 


amerikareise. 259 $. Berlin (Ernst Rowohlt) 

1929. Geb. 8,— M. 
Es ist ein Buch, wie es einmal geschrieben 
werden mußte. Es gibt eine jähe Kontrastie- 
rung der nordamerikanischen, den Doppelkon- 
tinent erobernden Wirtschaftsintensität und der 
in ihrem ursprünglichen Prirmitivzustand noch 
erhaltenen oder der im Schatten des Aufstiegs 
zurückgebliebenen verelendeten Lebensformen. 
Die Ausführungen Goldschmidts, deren Er- 
fahrungen auf einer Reise von den Vereinigten 
Staaten durch die wichtigsten Lebenszonen 
Lateinamerikas gewonnen worden sind, belegen 
das ebenso wie die packenden Bilder, die die 
grell beleuchten. Wirtschaftliches, 
allgemein Kulturelles, Politisches mischt sich 


Zustände 


in buntem Wechsel in der Darstellung. Auch 
historische Reminiscenzen geben die nötige 
Tiefe zum Verstehen der Gegenwart. Durch 
alles Exotische, das fernab liegt von dem gro- 
Ben nordamerikanischen Kraftzentrum und 
manchmal in ungestörter, aber auch mäßiger 
Eigenentwicklung oder oft gar in Stagnation 
erscheint, greift die nervige Rıesenfaust des 
Yankees hindurch. Überall entfaltet der Dollar 
seine Macht. Das ist der lebendige Eindruck, 
den der Leser zu gewinnen vermag. 


Theodore Dreiser: Eine amerikanische 
Tragödie. ı.Bd. 336 S., 2. Bd. 376 8. 3. Bd. 
416 S. Berlin, Wien und Leipzig (Paul Zsol- 
nay) 1928. Geb. 15,— M. 

Auch der amerikanische Roman spiegelt ge- 
treulich die Grundzüge des Amerikanismus. 
Dafür gibt Theodore Dreiser ein ganz hervor- 
ragendes Beispiel. Dreiser zieht als Orientie- 
rung des Ganzen zwei soziale Schichtlinien, die 
zwei Amerika darstellen, das Amerika der Pro- 
sperity und das der Verelendung. Die Brüder 
Griffiths samt ihren Familien sind ihm die 
Vertreter dieser beiden Schichten. Der Vater 
hat schon zwischen ihnen unbarmherzig, ohne 
jede Liebe, lediglich nach ihren Fähigkeiten 
zum wirtschaftlichen Erfolg geschieden, dem 
älteren das Vermögen vermacht, ihm den 
Weg zu einem außerordentlichen Aufstieg 
ermöglicht, auf dem dieser Fabrikherr ge- 
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worden ist; den jüngeren dagegen hat er mit 
einem Bruchteil seiner Habe abgefunden und 
ihn zum Schmarotzer an der Menschheit ge- 
"macht. Mit der Sorge um das Heil der Mensch- 
‚heit, der er in einer unabhängigen Mission 
„das Tor der Hoffnung“ öffnet, fristet dieser 
sein und seiner Familie Leben. Clyde Griffiths, 
der Sohn dieses am Leben Gescheiterten, sucht 
etappenweise den selbständigen Aufstieg aus 
diesen Elend, und er scheint zu gelingen, doch 
auch mehr vom Schicksal getragen als aus 
eigener Kraft. Der reiche Griffiths leiht eine 
kurze Wegstrecke lang die Hand dazu, um 
‘dann aber den Neffen wieder sich selbst zu 
überlassen. Da verstrickt sich der Held des 
Romans in den Lockungen, die ihn nach oben 
weisen, und um den Weg nach der Höhe frei 
zu bekommen, begeht er einen Mord an seiner 
Geliebten aus tieferer sozialer Sphäre. So wird 
der elektrische Stuhl seine letzte Station. Dieses 
"verständliche, aber völlig unbeherrschte Stre- 
bertum, Lieblosigkeit der Umwelt, die Besorgt- 
heit um den äußeren Ruf, das Hereinspielen 
“der politischen Parteiung in den Mordprozeß, 
„der Gegensatz der nüchternen, aber auch nur 
lebenstüchtigen Varietät des Amerikanertums zu 
seiner frömmlerischen, unfähigen Spezies, alles 
das wird meisterhaft von Dreiser gestaltet. 

Oıhenio Abel: Amerikafahrt. Eindrücke, 

Betrachtungen und Studien eines Naturfor- 

schers auf einer Reise nach den Vereinigten 

Staaten und Westindien. Mit 23 Abb. ım 

Text IX u. 462 $. Jena (G. Fischer) 1926. 

Brosch. 24,— M., geb. 26,— M. 

Wenn Abels Amerikafahrt an dieser Stelle 
erst jetzt angezeigt wird, so ıst die Recht- 
fertigung leicht. Denn es ist ein Buch, auf 
dessen Wert man in beliebiger Stunde hin- 
weisen kann. Zwar ist ausgesprochen die For- 
schungsfahrt eines Paläontologen, der zu seinen 
Studien die großen naturwissenschaftlichen Mu- 
seen aufsucht, sich dann den Fundstellen des 
angeblich plistozänen Menschen in Florida zu- 
wendet, sich mit Mangrovestudien in Florida 
und Kuba beschäftigt und namentlich die gro- 
Ben Anhäufungen fossiler Säugetierreste in Rali- 
fornien und Nebraska wissenschaftlich ausbeutet. 
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Dazwischen berichtet der Verfasser gar manches 
über die Verbindungsstrecken der Hauptziele 
seiner Forschungsfahrt, Naturlandschaftliches 
und Kulturliches. Es ist sehr vieles in dem 
Buch, das nur den paläontologischen Fachmann 
oder den Zoologen interessieren kann. Allein 
die Großzahl der prächtigen Naturschilderungen 
geben Ausschnitte aus dem Amerika von heute; 
und wer dem Verfasser zu den Säugetiermassen- 
gräbern folgt, erkennt, daß wesentliche Züge 
des heutigen Lebensraums sich mit denen Nord- 
amerikas von einst decken. Wer darum den 
nordamerikanischen Lebensraum in naturwissen- 
schaftlich-erdgeschichtlicher Perspektive sehen 
will, der wird mit größtem Vorteil zu diesem 
Buch greifen. 
George Tschirner: Südamerika, Madeira, 
Kanarische Inseln, Azoren, Westindien. 2. er- 
weiterte Auflage mit ıı Karten und ı2 Stadt- 


plänen. 305 $. Berlin (R. Eisenschmidt) 1929. 
Geb. 10,— M. 


Dieses Reisehandbuch von Tschirner bedarf 
lediglich deswegen der Beachtung, weil es einer 
der ganz wenigen Reiseführer nach dem heute 
so vielbesuchten Kontinent ist. Und ein Etwas 
an Reiseführer ist im Falle einer Reise nach 
Südamerika immer noch dem Nichts vorzu- 
ziehen. Es ist auch gar nicht zu bestreiten, daß 
einzelne Angaben jedem Reisenden förderlich 
sein werden, aber im ganzen reichen die bis- 
her vorliegenden Reiseführer, das gilt auch 
wieder von diesem, weder für eine exakte Pla- 
nung noch für eine Durchführung einer Reise 
aus. Man wird also den Führer mitnehmen, 
weil nichts Besseres zur Verfügung steht, aber 
bald merken, daß er einen im Stiche läßt. 


Bernhard Wiemann: Besinnliche Reise 
nach Brasilien. 166 S. Tübingen (Rainer 
Wunderlich). Geb. 4,— 

Es ist die Schilderung einer Reise, die einer 
tut, um Abstand zu gewinnen von den heimi- 
schen Verhältnissen, um aus den Erlebnissen 
für sich zu gewinnen. 33 Seiten sind der See- 
fahrt gewidmet. Das übrige handelt von Rio 
und Säo Paulo. Wer schon einmal dieses Weges 
gefahren ist oder es gern tun möchte, wird das 


Büchlein gern lesen. 


Hans Staden: Eindeutscher Landsknecht 
in der neuen Welt. Bearbeitet von R. Leh- 
mann-Nitsche. 159 $. Sammlung. Alte Reisen 


und Abenteuer 23. 1598. Leipzig (F.A.Brock- 


haus) 1929. 


Henry Hoek: Aus Bolivias Bergen. Samm- 
lung: Reisen und Abenteuer. 159 $. Leipzig 
(F. A. Brockhaus) 1927. 


Philipp Bockenheimer: Rund um Süd- 
amerika. Alte und neue Städte. Reisen und 
Abenteuer 46. 158 $. Leipzig (F. A. Brock- 
haus) 1929. Jeder Band in Halbleinen 2,80 M., 
in Ganzleinen 3,50 M. 


Altes und Neues möge hier nebeneinander 
angezeigt werden: so die wahrhaftige Historia 
und Beschreibung einer Landschaft der wilden, 
nacketen, grimmigen Menschenfresserleuten in 
der Neuen Welt Amerika gelegen von Hans 
Staden von Homberg in Hessen (Marburg) 
1557, um deren wohlfeile Ausgabe sich der 
Verlag F. A. Brockhaus ein wirkliches Ver- 
dienst erworben hat, und ebenso die Nieder- 
schriften Reisender des ı9. Jahrhunderts, des 
federgewandten Henry Hoek, der zusammen 
mit Steinmann als Geologe und Bergsteiger in 
den Ostkordilleren Boliviens geweilt hat und 
von jener Fahrt einen lebendigen Expeditions- 
bericht gibt, und Bockenheimers, dessen Inter- 
esse auf einen Gesamtüberblick über die leichter 
zu erreichenden Reiseziele in Südamerika ausgeht. 
Ilse von Rentzell: Im argentinischen 

Chaco. Mit ı8 Federzeichnungen, XI und 


143 S. Stuttgart (Strecker und Schröder) 1929. 
Geh. 4,— M., geb. 6,— M. 


Es sind anspruchslose Schilderungen, die land- 
schaftliche Stimmungsbilder, Situationen mit 
Menschen, kleine Handlungen festhalten, im 
ganzen jenes unendlich einförmige, eintönige, 
harte und doch in einzelnen Augenblicken auch 
einmal inhaltreiche Leben in den südlichen 
Außenteilen desChaco wiedergeben. Das Buch ist 
meisterhaft geschrieben und illustriert. Ich habe 
selten ein so gutes Buch über Südamerika gelesen, 


Revista do Museu Paulista. Tomo ı6. 
1009 $. Säo Paulo (Diario official) 1929. 


RBERICHT RR SET 


Der jüngste Band der Revista do 
lista bringt vorwiegend naturwissenschaft 
daneben auch völkerkundliche Arbeiten. 
fällt ganz besonders auf, daß man außer de 
Publikation jüngster Forschungsergebnisse zu 
den Reisebeschreibungen der Zeit der klassischen 
Erforschungen und auch aus späteren Jahren 
zurückgegriffen hat. Es erscheinen in ihm 
Reise von Spix und Martius in der Capitan 
Säo Paulo, ebenso die Reisen vom Ehrenreich von 


Paraguay zum Amazonas, dessen Xinguexpedition &| 


und ebenso dessen Fahrten auf dem Amazonas 


und dem Purus. Damit wird es besonders deut- 
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lich, wie die moderne Forschung in Brasilien 
an jene Berichte aus längst vergangener Zeit 


anknüpfen muß und daher bemüht ist, diese 


in der Landessprache zugänglich zu. machen 


Ernst Röthlisberger: EI Dorado. Reise- 1 


und Kulturbilder aus dem südamerikanischen F 
Kolumbien. 2., umgearbeitete und erweiterte 
Auflage. Mit 126 Abbildungen auf Tafeln und 


ı Karte XXII und 396 S. Stuttgart (Strecker 


und Schröder) 1929. Geh. 8,50 M.,geb.ı1.—M. 
Röthlisberger wirkte jahrelang als Professor ; 
der Geschichte und Philosophie an der National- od N 


universität in Bogota. Dieser Aufenthalt hat N 
ihm die Möglichkeit gegeben, das Land in 


seinen wesentlichen Teilen kennenzulernen. Aus 


dieser Kennerschaft heraus ist eine erste Auf- 
lage des Buches 1896 entstanden. Sie ist längst 
vergriffen. Mit Recht haben die Kinder Röthlis- 
bergers dieses Buch jetzt neu herausgegeben 
und z. T. auf Grund eigener Bekanntschaft mit 
dem Lande ergänzt. Der Verlag hat sich ent- 
schieden ein großes Verdienst erworben, daß 
er diese Ausgabe veranstaltet hat. Denn wir 


besitzen nicht viel gute Bücher über Kolumbien, 


die so anschaulich und doch so gründlich ge- 
schrieben sind wie dieses. Auf seinen Reisen 
läßt Röthlisberger dem Leser die Kenntnis von 
dem Land entstehen. Dazwischen sind zusammen- 
fassende Kapitel über Kultur und Historisches 
eingeschaltet. Ausgezeichnet sind auch die rei- 
chen Bilderbeigaben. 
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